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Verkaufsbeschrankungen

Dieser Prospekt ist zur Verwendung innerhalb der
Bundesrepublik Deutschland geeignet und be-
stimmt. Auf3erhalb Deutschlands sollte dieser Pros-
pekt grundsétzlich nicht als Aufforderung oder An-
gebot zum Erwerb von Investmentanteilen verstan-
den werden. Anleger, die auRerhalb Deutschlands
Anteile an diesem Investmentfonds erwerben mdch-
ten, sollten sich vergewissern, dass die fir den
Erwerb von Investmentanteilen geltenden Gesetze
und Rechtsvorschriften des betreffenden Landes
hierdurch nicht verletzt werden. Die ausgegebenen
Anteile dieses Sondervermdgens dirfen nur in Lan-
dern zum Kauf angeboten oder verkauft werden, in
denen ein solches Angebot oder ein solcher Verkauf
zuléssig ist. Sofern nicht von der Gesellschaft oder
einem von ihr beauftragten Dritten eine Erlaubnis
zum offentlichen Vertrieb seitens der ortlichen Auf-
sichtsbehorden erlangt wurde und der Gesellschaft
vorliegt, handelt es sich bei diesem Prospekt nicht
um ein Offentliches Angebot zum Erwerb von In-
vestmentanteilen bzw. darf dieser Prospekt nicht
zum Zwecke eines solchen offentlichen Angebots
verwendet werden.

Die durch diesen Verkaufsprospekt angebotenen
Anteile sind aufgrund US-aufsichtsrechtlicher Be-
schrankungen nicht fir den Vertrieb in den Vereinig-
ten Staaten von Amerika (welcher Begriff auch die
Bundesstaaten, Territorien und Besitzungen der
Vereinigten Staaten sowie den District of Columbia
umfasst) oder an bzw. zugunsten von US-Personen,
wie in Regulation S unter dem Securities Act von
1933 in der geltenden Fassung definiert, bestimmt.
US-Personen sind natirliche Personen, die ihren
Wohnsitz in den Vereinigten Staaten von Amerika
haben. Aufllerdem schliet der Begriff der US-
Person juristische Personen ein, die gemafl den
Gesetzen der Vereinigten Staaten von Amerika
gegrundet wurden. Dementsprechend werden An-
teile in den Vereinigten Staaten von Amerika und an
oder fiir Rechnung von US-Personen weder ange-
boten noch verkauft. Spatere Ubertragungen von
Anteilen in die Vereinigten Staaten von Amerika
bzw. an US-Personen sind unzuléssig.
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Dieser Prospekt darf nicht in den Vereinigten Staa-
ten von Amerika verbreitet werden. Die Verteilung
dieses Prospekts und das Angebot der Anteile kann
auch in anderen Rechtsordnungen Beschrénkungen
unterworfen sein.

Anleger, die als ,Restricted Persons" im Sinne der
US-Regelung No. 2790 der ,National Association
Security Dealers* (NASD 2790) anzusehen sind,
haben ihre Anlagen in dem Sondervermdgen der
Verwaltungsgesellschaft unverziglich anzuzeigen.
Fur Vertriebszwecke darf dieser Prospekt nur von
Personen verwendet werden, die daflir Gber eine
ausdruckliche schriftliche Erlaubnis der Verwal-
tungsgesellschaft (direkt oder indirekt tUber entspre-
chend beauftragte Vertriebsstellen) verfiigen.

Erklarungen oder Zusicherungen Dritter, die nicht in
diesem Verkaufsprospekt bzw. in den Unterlagen
enthalten sind, sind von der Gesellschaft nicht auto-
risiert.
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Der Kauf und Verkauf von Investmentanteilen
erfolgt auf der Basis des zurzeit glltigen Ver-
kaufsprospekts und der , Allgemeinen Vertrags-
bedingungen® in Verbindung mit den ,Besonde-
ren Vertragsbedingungen“. Es ist nicht gestat-
tet, von diesem Verkaufsprospekt abweichende
Auskilnfte oder Erklarungen abzugeben. Jeder
Kauf und Verkauf von Anteilen auf der Basis von
Ausklnften oder Erklarungen, welche nicht in
diesem Verkaufsprospekt enthalten sind, erfolgt
ausschlielich auf Risiko des Kaufers. Dieser
Verkaufsprospekt wird erganzt durch den je-
weils letzten Jahresbericht. Wenn der Stichtag
des Jahresberichts langer als acht Monate zu-
rickliegt, ist dem Erwerber auch der Halbjah-
resbericht vor Vertragsschluss anzubieten.

Dem Vertragsverhéltnis zwischen Gesellschaft und
Anleger sowie den vorvertraglichen Beziehungen
wird deutsches Recht zugrunde gelegt. Gemaf § 23
Absatz 2 der ,Allgemeinen Vertragsbedingungen® ist
der Sitz der Gesellschaft Gerichtsstand fiir Streitig-
keiten aus dem Vertragsverhdltnis, sofern der Anle-
ger keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat.
Laut 8 123 Investmentgesetz (InvG) sind samtliche
Verkaufsunterlagen in deutscher Sprache abzufas-
sen. Die Gesellschaft wird ferner die gesamte
Kommunikation mit ihren Anlegern in deutscher
Sprache fihren.
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Bei Streitigkeiten im Zusammenhang mit Vorschrif-
ten des Investmentgesetzes kdnnen Verbraucher
die Ombudsstelle fiir Investmentfonds des BVI Bun-
desverband Investment und Asset Management
e.V. anrufen. Das Recht, die Gerichte anzurufen,
bleibt davon unberihrt.

Die Kontaktdaten lauten:

Biiro der Ombudsstelle des BVI
Bundesverband Investment und

Asset Management e.V.

Unter den Linden 42

10117 Berlin

Telefon: (030) 6449046-0

Telefax: (030) 6449046-29

Email: info@ombudsstelle-investmentfonds.de
www.ombudsstelle-investmentfonds.de

Bei Streitigkeiten aus der Anwendung der Vorschrif-
ten des Biurgerlichen Gesetzbuches betreffend
Fernabsatzvertrage (ber Finanzdienstleistungen
kénnen sich die Beteiligten auch an die Schlich-
tungsstelle der Deutschen Bundesbank, Postfach
11 12 32 in 60047 Frankfurt am Main, Tel.:
069/2388-1907 oder -1906 Fax: 069 / 2388-1919,
schlichtung@bundesbank.de wenden. Das Recht
die Gerichte anzurufen, bleibt hiervon unberiihrt.
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Grundlagen

Das Sondervermégen Neunorm Investa (im Fol-
genden ,Sondervermdgen”) ist ein ,Richtlinienkon-
formes Sondervermdgen” im Sinne des Investment-
gesetzes (InvG). Es wird von der BNY Mellon Ser-
vice Kapitalanlage-Gesellschaft mbH (im Folgenden
.Gesellschaft’) verwaltet.

Die Verwaltung des Sondervermdgens besteht vor
allem darin, das von den Anlegern bei der Gesell-
schaft eingelegte Geld unter Beachtung des Grund-
satzes der Risikomischung in verschiedenen Ver-
mogensgegenstanden gesondert vom Vermdégen
der Gesellschaft anzulegen. Das Sondervermdgen
gehdrt nicht zur Insolvenzmasse der Gesellschaft.

In welchen Vermdgensgegenstanden die Gesell-
schaft das Geld anlegen darf und welche Bestim-
mungen sie dabei zu beachten hat, ergibt sich aus
dem InvG und den Vertragsbedingungen, die das
Rechtsverhaltnis zwischen den Anlegern und der
Gesellschaft regeln. Die Vertragsbedingungen um-
fassen einen Allgemeinen und einen Besonderen
Teil (,Allgemeine Vertragsbedingungen” und ,Be-
sondere Vertragsbedingungen”). Die Verwendung
der Vertragsbedingungen fir ein Sondervermdgen
unterliegt grundsatzlich der Genehmigungspflicht
der Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin).

Verkaufsunterlagen

Der Verkaufsprospekt, die wesentlichen Anlegerin-
formationen, die Vertragsbedingungen sowie die
aktuellen Jahres- und Halbjahresberichte sind kos-
tenlos bei der Gesellschaft und der Depotbank er-
haltlich.

Auf Nachfrage bei der Gesellschaft informiert diese
den Anleger Uber die Anlagegrenzen des Risikoma-
nagements des Sondervermdgens, die Risikoma-
nagementmethoden und die jingsten Entwicklun-
gen bei den Risiken und Renditen der wichtigsten
Kategorien von Vermdgensgegenstanden des Son-
dervermdégens. Dies geschieht in der Regel durch
elektronische oder postalische Zusendung von
Informationsmaterial oder telefonische Auskunftser-
teilung.

Vertragsbedingungen

Die Vertragsbedingungen sind in diesem Verkaufs-
prospekt abgedruckt. Die Vertragsbedingungen
kénnen von der Gesellschaft geéndert werden. An-
derungen der Vertragsbedingungen bedirfen der
Genehmigung durch die BaFin. Anderungen der
Anlagegrundsétze des Sondervermdgens bedirfen
zusétzlich der Genehmigung durch den Aufsichtsrat
der Gesellschaft.

Die vorgesehenen Anderungen werden im elektro-
nischen Bundesanzeiger verdffentlicht. Darlber

Stand: Juli 2013

hinaus werden diese auf der Homepage der Gesell-
schaft unter www.bnymellon.com/kag bekannt ge-
macht. Wenn die Anderungen Vergiitungen und
Aufwandserstattungen, die aus dem Sondervermo-
gen enthommen werden durfen, oder die Anlage-
grundsatze des Sondervermégens oder wesentliche
Anlegerrechte betreffen, werden die Anleger aul3er-
dem uber ihre depotfiihrenden Stellen in Papierform
oder in elektronischer Form informiert. Diese Infor-
mation umfasst die wesentlichen Inhalte der geplan-
ten Anderungen, ihre Hintergriinde, die Rechte der
Anleger in Zusammenhang mit der Anderung sowie
einen Hinweis darauf, wo und wie weitere Informati-
onen erlangt werden kdnnen.

Die Anderungen treten friilhestens einen Tag nach
ihrer Bekanntmachung in Kraft. Anderungen von
Regelungen zu den Vergitungen und Aufwen-
dungserstattungen treten frilhestens drei Monate
nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Die BaFin
kann einen friheren Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens
bestimmen. Anderungen der bisherigen Anlage-
grundsatze des Sondervermdgens treten ebenfalls
frihestens drei Monate nach Bekanntmachung in
Kraft und sind nur unter der Bedingung zuléssig,
dass die Gesellschaft den Anlegern anbietet, ihre
Anteile gegen Anteile an Sondervermdgen mit ver-
gleichbaren Anlagegrundséatzen kostenlos umzutau-
schen, sofern derartige Sondervermdgen von der
Gesellschaft oder einem anderen Unternehmen aus
ihrem Konzern verwaltet werden oder ihnen anbie-
tet, ihre Anteile vor dem Inkrafttreten der Anderun-
gen kostenlos zuriickzunehmen.

Verwaltungsgesellschaft

Das Sondervermdgen wird von der am 2. Oktober
2001 gegriindeten BNY Mellon Service Kapitalanla-
ge-Gesellschaft mbH mit Sitz in Frankfurt am Main
verwaltet.

Die Gesellschaft ist eine Kapitalanlagegesellschaft
im Sinne des deutschen Investmentgesetzes (InvG).
Sie hat die Rechtsform einer Gesellschaft mit be-
schrankter Haftung (GmbH).

Gegenstand ihrer Tatigkeit ist die Verwaltung von
Richtlinienkonformen, Gemischten und Sonstigen
Sondervermdgen, Altersvorsorgevermégen, Son-
dervermégen mit zusatzlichen Risiken (Hedgefonds)
sowie von Spezial-Sondervermdgen.

Nahere Angaben Uber die Geschaftsfuhrung, die
Zusammensetzung des Aufsichtsrates und den
Gesellschafterkreis sowie Uber die Hohe des ge-
zeichneten und eingezahlten Kapitals finden Sie am
Ende des Verkaufsprospekts.

Depotbank

Das InvG sieht eine Trennung der Verwaltung und
der Verwahrung von Sondervermégen vor. Mit der
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Verwahrung der Vermdgensgegenstande des Son-
dervermdégens hat die Gesellschaft ein Kreditinstitut
als Depotbank beauftragt.

Die Depotbank verwahrt die Vermdgensgegenstan-
de in Sperrdepots bzw. auf Sperrkonten. Sie hat
insbesondere daflir zu sorgen, dass die Ausgabe
und die Rucknahme von Anteilen und die Berech-
nung des Wertes der Anteile den Vorschriften des
InvG und den Vertragsbedingungen entsprechen.
Weiterhin hat sie darauf zu achten, dass bei den fiir
das Sondervermdgen getédtigten Geschaften der
Gegenwert innerhalb der Ublichen Fristen in ihre
Verwahrung gelangt und die Ertrdge des Sonder-
vermogens gemal den Vorschriften des InvG und
den Vertragsbedingungen verwendet werden. Sie
hat darliber hinaus zu prifen, ob die Anlage von
Vermdgensgegenstanden auf Sperrkonten oder
Sperrdepots eines anderen Kreditinstitutes, einer
Wertpapierfirma oder eines anderen Verwahrers mit
dem InvG und den Vertragsbedingungen vereinbar
ist. Wenn dies der Fall ist, hat sie ihre Zustimmung
zu der Anlage zu erteilen.

Die Depotbank ist grundsétzlich fur alle Vermo-
gensgegenstande, die von ihr oder mit ihrer Zu-
stimmung von einer anderen Stelle verwahrt wer-
den, verantwortlich und haftet im Falle des Verlus-
tes. Wenn jedoch Wertpapiere im Ausland verwahrt
werden und es sich beim dortigen Verwahrer nicht
um die Clearstream Banking AG oder eine eigene
auslandische Geschéftsstelle der Depotbank han-
delt, beschrankt sich die Haftung der Depotbank auf
die sorgfaltige Auswahl und Unterweisung des aus-
landischen Verwahrers sowie die regelméaRig Uber-
wachung der Einhaltung der Auswahlkriterien.

Der Wert des Sondervermégens sowie der Wert der
Anteile werden von der Gesellschaft unter Kontrolle
der Depotbank ermittelt.

Fur das Sondervermdgen hat The Bank of New
York Mellon SA/NV Asset Servicing, Niederlassung
Frankfurt am Main, MesseTurm, Friedrich-Ebert-
Anlage 49 in 60327 Frankfurt am Main, das Amt der
Depotbank tbernommen. Die Depotbank ist Kredit-
institut nach belgischem Recht. Der Schwerpunkt
ihres Geschéfts liegt auf dem Depotbankgeschéaft
und den damit verbunden Servicedienstleistungen.

Stand: Juli 2013

Portfolioberater

Die Gesellschaft wird bei der Anlageentscheidung
durch die Neunorm Finance AG, Dufourstr. 181,
CH-8008 Ziirich, beraten.

Sondervermégen

Das Sondervermdégen wurde am 02. November
2009 fir unbestimmte Dauer aufgelegt. Die Anleger
sind an den Vermdgensgegenstanden des Sonder-
vermdgens entsprechend der Anzahl ihrer Anteile
als Miteigentiimer nach Bruchteilen beteiligt.

Fur das Sondervermégen kodnnen Anteilklassen
gebildet werden, die sich hinsichtlich des Ausgabe-
aufschlags, der Wahrung des Anteilwerts ein-
schlielich des Einsatzes von Wahrungssiche-
rungsgeschaften, der Verwaltungsvergitung, der
Mindestanlagesumme oder einer Kombination die-
ser Merkmale unterscheiden.

Aufgrund der unterschiedlichen Ausgestaltung kann
das wirtschaftliche Ergebnis, das der Anleger mit
seinem Investment in das Sondervermdgen erzielt,
variieren, je nachdem, zu welcher Anteilklasse die
von ihm erworbenen Anteile gehéren. Das gilt so-
wohl fir die Rendite, die der Anleger vor Steuern
erzielt, als auch fir die Rendite nach Steuern.

Der Erwerb von Vermdgensgegenstanden ist nur
einheitlich fir das ganze Sondervermdégen zulassig,
er kann nicht fur einzelne Anteilklassen oder Grup-
pen von Anteilklassen erfolgen.

Die Bildung neuer Anteilklassen ist jederzeit zulas-
sig und liegt im Ermessen der Gesellschaft. Die
Rechte der Anleger, die Anteile aus bestehenden
Anteilklassen erworben haben, bleiben davon je-
doch unberihrt. Mit den Kosten, die anlasslich der
Einfuhrung einer neuen Anteilklasse anfallen, dirfen
ausschlief3lich die Anleger dieser neuen Anteilklas-
se belastet werden.

Bei erstmaliger Ausgabe von Anteilen einer Anteil-
klasse ist deren Wert auf der Grundlage des fir das
gesamte Sondervermdgen nach 8 36 Absatz 1 Satz
1 des InvG ermittelten Wertes zu berechnen.

Die Jahres- sowie Halbjahresberichte enthalten die
Angabe, unter welchen Voraussetzungen Anteile
mit unterschiedlichen Rechten ausgegeben und
welche Rechte den Anteilklassen im Einzelnen
zugeordnet werden. Dariiber hinaus wird fiir jede
Anteilklasse die Anzahl der am Berichtsstichtag
umlaufenden Anteile der Anteilklasse und den am
Berichtsstichtag ermittelten Anteilwert angegeben.

Verschiedene Anteilsklassen bestehen derzeit
nicht.
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Neunorm Investa

Auflegung: 02. November 2009

Geschéftsjahr: 1. November und
endet am 31. Oktober

WKN: AOYAEA

ISIN: DEOOOAQYAEAQ

Ausschittung Mitte Januar

Verwaltungsvergutung bis zu 0,32 Prozent

p.a. vom Fondsver-
mogen, mindestens
jedoch € 30.000,- p.a.;
z.Zt. 0,32 Prozent p.a.
vom Fondsvermdégen

Vergitung des Portfo- | bis zu 1,5 Prozent p.a.

lioberaters vom Fondsvermégen;
z.Zt. 1,0 Prozent p.a.
zzgl. einer erfolgsab-
héngigen Vergutung

Depotbankvergitung: bis zu 0,04 Prozent

p.a. vom Fondsver-
mogen, mindestens
jedoch € 10.000 p.a;
z.Zt. 0,04 Prozent p.a.
vom Fondsvermogen

Stickelung € 100,00

Ausgabeaufschlag: bis zu 3 Prozent; z.Zt.
3 Prozent

Ricknahmeabschlag 0 Prozent

Anlageziele, Anlagegrundséatze und -grenzen

Anlageziele

Neunorm Investa ist ein aktiv gemanagtes Sonder-
vermdgen mit vermogensverwaltendem Charakter.
Anlageziel ist die Erwirtschaftung von Uber Geld-
marktverzinsung liegender Ertrdge bei moderaten
Risiken, zur Erreichung dieses Ziels wird Uberwie-
gend in Exchange Traded Funds (ETF), Exchange
Traded Commodities (ETC) und Exchange Traded
Notes (ETC) investiert.

Im Rahmen der strategischen Assetallokation wird
das boérsenhandelbare Anlageuniversum in ver-
schiedene Assetklassen und darin wiederum in
verschiedene, mdglichst nicht korrelierende Mérkte
diversifiziert.

Um sich den stetig &ndernden Marktgegebenheiten
dynamisch anzupassen, erfolgen taktische Kauf-
und Verkaufsentscheidungen fiir jeden dieser Mark-
te auf Basis einer Prognosesoftware - PrognosD -
die vom Portfolioberater entwickelt und seit mehre-
ren Jahren im Einsatz ist. PrognosD erkennt mittels
spezieller mathematisch-technischer Modelle Wen-
depunkte an den Finanzmaérkten friihzeitig und kann
diese zeitnah in Form von konkreten Kauf- und
Verkaufsempfehlungen anzeigen. Zum Schutz vor
Verlusten kann die Investitionsquote somit gegebe-
nenfalls bis auf 0% reduziert werden.

Um neben den technischen Modellen auch funda-
mentale Rahmenbedingungen in die Handelsent-
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scheidungen einflieBen zu lassen, verarbeitet die
Prognosesoftware auch Echtzeit-Sentimentdaten
auf Basis des Analysetools SentiTrade®. Hierbei
werden verschiedene Finanznachrichten-Ticker
analysiert. SentiTrade bestimmt, ob die Meldung
positiv oder negativ ist und fast das Ergebnis in
Form eines Indikators zusammen. Der Portfoliobe-
rater nutzt diese Daten fir ein eigens entwickeltes
Sentiment-Handelsmodell, welches bei zu viel Op-
timismus warnt oder bei zu viel Pessimismus auf
maogliche Chancen hinweist.

Zu Absicherungszwecken sowie zur effizienten
Portfolioverwaltung darf der Fonds Derivate, Zertifi-
kate mit eingebetteten Derivatebestandteilen sowie
sonstige Techniken und Instrumente in Uberein-
stimmung mit den festgelegten Anlagegrenzen
einsetzen.

Es kann keine Zusicherung gemacht werden,
dass die Ziele der Anlagepolitik erreicht werden.

Anlagegrundséatze

Die Gesellschaft darf fir das Sondervermdégen fol-
gende Vermdgensgegenstande erwerben:

a) Wertpapiere gemaf § 47 InvG

b) Geldmarktinstrumente gemaR § 48 InvG,
C) Bankguthaben gemaR § 49 InvG,

d) Investmentanteile gemaR § 50 InvG

e) Derivate gemaR § 51 InvG,

f) sonstige Anlageinstrumente gemaR § 52 InvG.

Anlageinstrumente im Einzelnen
Wertpapiere

Die Gesellschaft darf insgesamt bis zu 100 Prozent
des Wertes des Sondervermdgens in Wertpapieren
anlegen. Die in Pension genommenen Wertpapiere
sind auf die Anlagegrenzen anzurechnen.

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sonderver-
mogens Wertpapiere in- und ausléndischer Ausstel-
ler erwerben,

1. wenn sie an einer Borse in einem Mitgliedstaat
der Europaischen Union oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens uber den Euro-
paischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelas-
sen oder in diesen einbezogen sind,

2. wenn sie an einer der von der Bundesanstalt
fur Finanzdienstleistungsaufsicht zugelassenen
Bdrsen zum Handel zugelassen oder an einer
von der Bundesanstalt fur Finanzdienstleis-
tungsaufsicht zugelassenen oder organisierten
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Markte zugelassen oder in diesen einbezogen
sind.

Wertpapiere aus Neuemissionen dirfen erworben
werden, wenn nach ihren Ausgabebedingungen die
Zulassung an oder Einbeziehung in eine der unter
1. und 2. genannten Bodrsen oder organisierten
Méarkte beantragt werden muss und die Zulassung
oder Einbeziehung innerhalb eines Jahres nach
Ausgabe erfolgt. Zusatzlich sind die Voraussetzun-
gen des § 47 Absatz 1 Satz 2 InvG zu erfilllen.

AuRerdem dirfen Wertpapiere auch in Form von
Aktien erworben werden, die dem Sondervermdgen
bei einer Kapitalerhdhung aus Gesellschaftsmitteln
zustehen, in Form von Anteilen an geschlossenen
Fonds, die die in 8§ 47 Absatz 1 Nr. 7 InvG oder in
Form von Finanzinstrumenten, die die in § 47 Ab-
satz 1 Nr. 8 InvG genannten Kriterien erfillen oder
in Ausibung von Bezugsrechten, die zum Sonder-
vermogen gehoren.

Als Wertpapiere gelten auch Bezugsrechte, sofern
sich die Wertpapiere, aus denen die Bezugsrechte
herriihren, im Sondervermdgen befinden kénnen.

Geldmarktinstrumente

Geldmarktinstrumente sind Instrumente, die Ubli-
cherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werden
sowie verzinsliche Wertpapiere, die zum Zeitpunkt
ihres Erwerbs fir das Sondervermégen eine Lauf-
zeit bzw. Restlaufzeit von héchstens 397 Tagen
haben. Sofern eine Laufzeit langer als 397 Tagen
ist, muss ihre Verzinsung regelmafig, mindestens
einmal in 397 Tagen, marktgerecht angepasst wer-
den. Geldmarktinstrumente sind auch Instrumente,
deren Risikoprofil solcher Wertpapiere entspricht.

Fir das Sondervermdgen dirfen Geldmarktinstru-
mente erworben werden,

1. wenn sie an einer Bérse in einem Mitglied-
staat der Europaischen Union oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber
den Europaischen Wirtschaftsraum zum
Handel zugelassen oder dort in einem ande-
ren organisierten Markt zugelassen oder in
diesen einbezogen sind,

2. wenn sie an einer von der Bundesanstalt fur
Finanzdienstleistungsaufsicht zugelassenen
Borse zum Handel zugelassen oder an ei-
nem der von der Bundesanstalt zugelasse-
nen organisierten Markte zugelassen oder in
diesen einbezogen sind,

3. wenn sie von den Europdischen Gemein-
schaften, dem Bund, einem Sondervermo-
gen des Bundes, einem Land, einem ande-
ren Mitgliedstaat der Europaischen Union
oder einem anderen zentralstaatlichen, regi-
onalen oder lokalen Gebietskérperschaft o-
der der Zentralbank eines Mitgliedstaats der
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Européischen Union, der Européischen Zent-
ralbank oder der Europdischen Investitions-
bank, einem Drittstaat oder, sofern dieser ein
Bundesstaat ist, einem Gliedstaat dieses
Bundesstaates oder von einer internationa-
len offentlich-rechtlichen Einrichtung, der
mindestens ein Mitglied der Europdaischen
Union angehort, begeben oder garantiert
werden.

4, die von einem Unternehmen begeben wer-
den, dessen Wertpapiere auf den unter
Nummer 1 und 2 bezeichneten Markten ge-
handelt werden,

5. die von einem Kreditinstitut, das nach dem
Européischen Gemeinschaftsrecht festgeleg-
ten Kriterien einer Aufsicht unterstellt ist, o-
der einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbe-
stimmungen, die nach Auffassung der Bun-
desanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
denjenigen des Gemeinschaftsrechts gleich-
wertig sind, unterliegt und diese einhalt, be-
geben oder garantiert werden,

6. die von anderen Emittenten begeben werden
und es sich bei dem jeweiligen Emittenten
handelt

a) um ein Unternehmen mit Eigenkapital von
mindestens € 10 Mio., das seinen Jahres-
abschluss nach den Vorschriften der Vierten
Richtlinie 78/660/EWG des Rates vom
25.07.1978 Uber den Jahresabschluss von
Gesellschaften bestimmter Rechtsformen,
zuletzt geandert durch die Richtlinie
2003/51/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 18.07.2003 erstellt und
veroffentlicht,

b) um einen Rechtstréger, der innerhalb ei-
ner eine oder mehrere bdrsennotierte Ge-
sellschaften umfassenden Unternehmens-
gruppe fur die Finanzierung dieser Gruppe
zustandig ist, oder

c) um einen Rechtstrager, der die wertpa-
piermaflig Unterlegung von Verbindlichkei-
ten durch Nutzung einer von der Bank ein-
gerdumten Kreditlinie finanzieren soll. Fir
die wertpapiermafRige Unterlegung und die
von einer Bank eingerdumten Kredite gilt Ar-
tikel 7 der Richtlinie 2007 /16/EG

Samtliche genannte Geldmarktinstrumente durfen
nur erworben werden, wenn sie die Voraussetzun-
gen des Artikel 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie
2007/16/EG erflllen. Fur Geldmarktinstrumente im
Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 gilt grundsétzlich
Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie 2007/16/EG.

Fir Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1

Nr. 3 und Nr. 6 miussen ein ausreichender Einlagen-
und Anlegerschutz bestehen, z.B. in Form eines
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Investmentgrade-Ratings und zusétzliche die Krite-
rien des Artikel 5 der Richtlinie 2007/16/EG erfullt
sein. Als ,Investmentgrade“ bezeichnet man eine
Benotung mit ,BBB* bzw. ,Baa“ oder besser im
Rahmen der Kreditwirdigkeitsprifung durch eine
Rating-Agentur.

Fir den Erwerb von Geldmarktinstrumenten, die
von einer regionalen oder lokalen Gebietskorper-
schaft eines Mitgliedstaates der Européischen Uni-
on oder von einer internationalen offentlich-
rechtlichen Einrichtung im Sinne des Absatzes 1 Nr.
3 begeben werden, aber weder von diesem Mit-
gliedstaat oder, wenn dieser ein Bundesstaat ist,
einem Gliedstaat dieses Bundesstaates garantiert
werden, und fir den Erwerb von Geldmarktinstru-
menten nach Absatz 1 Nr. 4 und 6 gilt Artikel 5
Absatz 2 der Richtlinie 2007/16/EG; fir den Erwerb
aller anderen Geldmarktinstrumente nach Absatz 1
Nr. 3 auller Geldmarktinstrumenten, die von der
Européaischen Zentralbank oder der Zentralbank
eines Mitgliedstaates der Europdischen Union be-
geben oder garantiert wurden, gilt Artikel 5 Absatz 4
der Richtlinie 2007/16/EG. Fiur den Erwerb von
Geldmarktinstrumenten nach Absatz 1 Nr. 5 gelten
Artikel 5 Absatz 3 und, wenn es sich um Geld-
marktinstrumente handelt, die von einem Kreditinsti-
tut, das Aufsichtsbestimmungen, die nach Auffas-
sung der Bundesanstalt denjenigen des Europai-
schen Gemeinschaftsrechts gleichwertig sind, unter-
liegt und diese einhalt, begeben oder garantiert
werden, Artikel 6 der Richtlinie 2007/16/EG.

Anlagegrenzen fir Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente

Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente desselben Ausstellers (Schuld-
ners) bis zu 10 Prozent des Sondervermdgens
anlegen. Dabei darf der Gesamtwert der Wertpapie-
re und Geldmarktinstrumente dieser Aussteller
(Schuldner) 40 Prozent des Sondervermdgens nicht
Ubersteigen. Daruber hinaus durfen lediglich 5 Pro-
zent des Sondervermégens in Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente desselben Ausstellers
(Schuldners) angelegt werden.

In  Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen
und Geldmarktinstrumente besonderer offentlicher
Aussteller im Sinne des § 60 Absatz 2 Satz 1 InvG
darf die Gesellschaft jeweils bis zu 35 Prozent des
Wertes des Sondervermdgens anlegen.

In gedeckte Schuldverschreibungen darf die Gesell-
schaft jeweils bis zu 25 Prozent des Wertes des
Sondervermdgens anlegen. Sofern in diese Schuld-
verschreibungen desselben Ausstellers mehr als 5
Prozent des Wertes des Sondervermdgens ange-
legt werden, so darf der Gesamtwert dieser Schuld-
verschreibungen 80 Prozent des Wertes des Son-
dervermdgens nicht Gibersteigen.
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Die Gesellschaft darf hdchstens 20 Prozent des
Wertes des Sondervermdgens in eine Kombination
der folgenden Vermdgensgegenstande anlegen:

- von ein und derselben Einrichtung begebene
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente,

- Einlagen bei dieser Einrichtung,

- Anrechnungsbetragen fir das Kontrahenten-
risiko der mit dieser Einrichtung eingegangen
Geschéfte in Derivaten, Wertpapierdarlehen
und Wertpapierpensionsgeschaften.

Die jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben unberihrt.

Die Gesellschaft darf insgesamt bis zu 100 Prozent
des Wertes des Sondervermoégens in Geldmarktin-
strumenten anlegen. Die in Pension genommenen
Geldmarktinstrumente sind auf die Anlagegrenzen
anzurechnen.

Die Gesellschaft kann in Geldmarktinstrumente und
Wertpapiere eines oder mehrer im Anhang zu den
.Besonderen Vertragsbedingungen® genannten
Aussteller mehr als 35 Prozent des Wertes des
Sondervermdgens anlegen. Sofern von dieser M6g-
lichkeit Gebrauch gemacht wird, missen die Wert-
papiere und Geldmarktinstrumente im Sonderver-
mogen aus mindestens sechs verschiedenen Emis-
sionen stammen, wobei nicht mehr als 30 Prozent
des Wertes des Sondervermogens in einer Emissi-
on gehalten werden durfen. Das Sondervermdgen
kann auch insgesamt in Schuldverschreibungen
eines der genannten Aussteller angelegt werden.
Die in Pension genommenen Wertpapiere werden
auf diese Anlagegrenze angerechnet.

Die Anrechnungsbetréage von Wertpapieren und
Geldmarktinstrumenten eines Ausstellers auf die
vorstehend genannten Grenzen kénnen durch den
Einsatz von marktgegenlaufigen Derivaten, welche
Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente desselben
Ausstellers zum Basiswert haben, reduziert werden.
Das bedeutet, dass flir Rechnung des Sonderver-
mogens auch uber die vorgenannten Grenzen hin-
aus Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente eines
Ausstellers erworben werden durfen, wenn das
dadurch gesteigerte Ausstellerrisiko durch Absiche-
rungsgeschafte wieder gesenkt wird.

Bis zu 10 Prozent des Wertes des Sondervermo-
gens darf die Gesellschaft insgesamt anlegen in

- Wertpapieren, die nicht zum Handel an
einer Borse zugelassen oder an einem an-
deren organisierten Markt zugelassen oder
in diesen einbezogen sind, im Ubrigen je-
doch Kriterien des § 52 Absatz 1 Nr. 1 InvG
erftllen,

- Geldmarktinstrumenten von Ausstellern,

die nicht den Anforderungen des § 48 ge-
nigen, sofern die Geldmarktinstrumente
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die Voraussetzungen des § 52 Absatz 1 Nr.
2 InvG erfiillen,

- Aktien aus Neuemissionen, deren geplante
Zulassung noch nicht erfolgt ist,

- Schuldscheindarlehen, die nach dem Er-
werb fUr das Sondervermégen mindestens
zweimal abgetreten werden konnen und
gewahrt wurden:

a) dem Bund, einem Sondervermdgen
des Bundes, einem Land, den Europa-
ischen Gemeinschaften oder einem
Staat, der Mitglied der Organisation flr
wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung ist,

b) einer anderen inlandischen Gebiets-
korperschaft oder einer Regionalregie-
rung oder Ortlichen Gebietskorper-
schaft eines anderen Mitgliedstaats
der Europaischen Union oder eines
anderen Vertragsstaats des Abkom-
mens Uber den Europaischen Wirt-
schaftsraum, fir die nach Artikel 44
der Richtlinie 2000/12/EG des Europa-
ischen Parlaments und des Rates vom
20.03.2000 uUber die Aufnahme und
Ausubung der Tétigkeit der Kreditinsti-
tute die Gewichtung Null bekannt ge-
geben worden ist,

c) sonstigen Korperschaften oder Anstal-
ten des offentlichen Rechts mit Sitz im
Inland oder in einem anderen Mitglied-
staat der Européischen Union oder ei-
nem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens Uber den Europaischen
Wirtschaftsraum,

d) Unternehmen, die Wertpapiere ausge-
geben haben, die an einem organisier-
ten Markt im Sinne des § 2 Absatz 5
des Wertpapierhandelsgesetzes zum
Handel zugelassen oder die an einem
anderen organisierten Markt, der die
wesentlichen Anforderungen an gere-
gelte Markte im Sinne der in § 52 Ab-
satz 1 Nr. 4 d) InvG genannten Richtli-
nien erfiillt, zugelassen oder einbezo-
gen sind oder

e) anderen Schuldnern, sofern eine der in
Buchstabe a) bis c) bezeichneten Stel-
len die Gewahrleistung fur die Verzin-
sung und Rickzahlung Gbernommen
hat.

Bankguthaben
Bis zu 100 Prozent des Wertes des Sondervermo-

gens durfen in Bankguthaben angelegt werden, die
eine Laufzeit von hdchstens zwolf Monaten haben.
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Diese Guthaben sind auf Sperrkonten bei einem
Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der
Européischen Union oder des Abkommens uber
den Européischen Wirtschaftsraum zu unterhalten.
Nach MaRgabe der ,Besonderen Vertragsbedin-
gungen“ kénnen sie auch bei einem Kreditinstitut
mit Sitz in einem Drittstaat unterhalten werden.

Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 Prozent des
Wertes des Sondervermdégens in Bankguthaben bei
je einem Kreditinstitut anlegen.

Investmentanteile

Die Gesellschaft darf bis zu 10 Prozent des Wertes
des Sondervermégens in Anteilen anderer Sonder-
vermdgen anlegen. Diese anderen Investmentver-
mogen durfen nach ihren Vertragsbedingungen
wiederum nur bis zu 10 Prozent in Anteile an ande-
ren Investmentvermdgen investieren.

Es kdnnen Anteile an inlandischen richtlinienkon-
formen und nicht-richtlinienkonformen Sonderver-
mogen, Anteile an Investmentaktiengesellschaften,
sowie richtlinienkonforme EG-Investmentanteile und
andere auslandischen Investmentanteile erworben
werden. Fir die Anteile muss eine jederzeitige
Ruckgabemdglichkeit bestehen.

Anteile an einem einzigen Investmentvermdgen
diirfen geméaR § 50 InvG nur bis zu 20 Prozent des
Wertes des Sondervermdgens angelegt werden. In
nicht-richtlinienkonforme Investmentvermégen dir-
fen insgesamt nur bis zu 30 Prozent des Wertes des
Sondervermdgens angelegt werden.

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sonderver-
mogens nicht mehr als 25 Prozent der ausgegebe-
nen Anteile eines anderen Investmentvermdgens
erwerben.

Fir das Sondervermégen kénnen bis zu einer Héhe
von 10 Prozent Anteile an in- oder auslandischen
Sondervermdgen erworben werden, die nach ihren
Vertragsbedingungen  vorwiegend in  Aktien
investieren kdnnen (Aktienfonds).

Fir das Sondervermégen kénnen bis zu einer Héhe
von 10 Prozent Anteile an in- oder auslandischen
Sondervermdgen erworben werden, die nach ihren
Vertragsbedingungen vorwiegend in zinstragende
Wertpapiere investieren kénnen (Rentenfonds).

Fir das Sondervermégen kénnen bis zu einer Héhe
von 10 Prozent Anteile an in- oder auslandischen
Sondervermdgen erworben werden, die nach ihren
Vertragsbedingungen mindestens 85 Prozent des
Wertes des Sondervermdgens in Bankguthaben,
Geldmarktinstrumente (8§ 48  InvG)  oder

Geldmarktfondsanteilen investieren kénnen
(Geldmarktfonds).

Es besteht die Mdoglichkeit, dass
Investmentvermaogen, an denen das
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Sondervermdgen Anteile erwirbt, zeitweise die
Ricknahme aussetzen. Dann ist die Gesellschaft
daran gehindert, die Anteile an dem anderen Fonds
zu verauBern, indem sie sie gegen Auszahlung des
Riicknahmepreises bei der Verwaltungsgesellschaft
oder Depotbank des anderen Fonds zurlckgibt. Auf
der Homepage der Gesellschaft ist unter
http://www.bnymellon.com/kag/privatanleger/bekann
tmachungen.cfm aufgefiihrt, ob und in welchem
Umfang das Sondervermdgen Anteile von anderen
Investmentvermdgen  halt, die derzeit die
Rucknahme ausgesetzt haben.

Derivate

Einfacher Ansatz

Sofern die Gesellschaft zur Messung des Markrisi-
kos den einfachen Ansatz nutzt, darf sie regelma-
Big nur die folgenden Grundformen von Derivaten
oder Kombinationen aus diesen Derivaten oder
Kombinationen aus anderen Vermdgensgegenstan-
den, die fur das Sondervermdgen erworben werden
dirfen, mit diesen Derivaten im Sondervermdgen
einsetzen:

a) Terminkontrakte auf Wertpapiere, Geld-
marktinstrumente, Finanzindizes im Sinne des
Artikels 9 Abs. 1 der Richtlinie 2007/16/EG,
Zinssatze, Wechselkurse oder Wahrungen,

b) Optionen oder Optionsscheine auf Wertpapie-
re, Geldmarktinstrumente, Finanzindizes im
Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Richtlinie
2007/16/EG, Zinssatze, Wechselkurse oder
Wahrungen und auf Terminkontrakte nach
Buchstabe a), wenn

- eine Auslibung entweder wahrend der
gesamten Laufzeit oder zum Ende
der Laufzeit mdglich ist und

- der Optionswert ein Bruchteil oder ein
Vielfaches der Differenz zwischen
Basispreis und Marktpreis des Basis-
werts ist und null wird, wenn die Diffe-
renz das andere Vorzeichen hat.

c) Zinsswaps, Wahrungsswaps oder Zins-
Wahrungsswaps,

d) Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), sofern
sie die unter Buchstabe b) beschriebenen Ei-
genschaften aufweisen (Swaptions),

e) Credit Default Swaps, sofern sie ausschlieRlich
und nachvollziehbar der Absicherung des Kre-
ditrisikos von genau zuordenbaren Vermo-
gensgegenstanden des Sondervermdgens die-
nen,

Die vorstehenden Finanzinstrumente kdnnen

selbststéandiger Vermdgensgegenstand sein, aber
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auch Bestandteil von Vermdgensgegenstanden.
Andere, komplexere Derivate mit Basiswerten ge-
maR 8 51 Abs. 1 Satzl InvG durfen nur zu einem
vernachlassigbaren Anteil eingesetzt werden.

Die Gesellschaft darf fur das Sondervermdgen
Derivatgeschéafte zum Zwecke der Absicherung,
der effizienten Portfoliosteuerung und der Erzie-
lung von Zusatzertragen, d. h. auch zu spekula-
tiven Zwecken, tatigen.

Durch den Einsatz von Derivaten darf das Marktrisi-
kopotenzial des Sondervermdgens verdoppelt wer-
den. Unter dem Marktrisiko versteht man das Risi-
ko, das sich aus der ungunstigen Entwicklung von
Marktpreisen fir das Sondervermdgen ergibt.

Terminkontrakte

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sonderver-
mogens im Rahmen der Anlagegrundséatze Termin-
kontrakte auf fiir das Sondervermdgen erwerbbare
Wertpapiere, Geldmarktinstrumente sowie auf Fi-
nanzindizes im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der
Richtlinie 2007/16/EG,, Zinssatze, Wechselkurse
oder Wahrungen abschlieRen. Terminkontrakte sind
fur beide Vertragspartner unbedingt verpflichtende
Vereinbarungen, zu einem bestimmten Zeitpunkt,
dem Falligkeitsdatum oder innerhalb eines bestimm-
ten Zeitraumes, eine bestimmte Menge eines be-
stimmten Basiswerts zu einem im Voraus bestimm-
ten Preis zu kaufen bzw. zu verkaufen.

Optionsgeschafte

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sonderver-
mogens im Rahmen der Anlagegrundsatze am
Optionshandel teilnehmen und in diesem Umfang
Kaufoptionen und Verkaufsoptionen auf Wertpapie-
re und Geldmarktinstrumente sowie auf Finanzindi-
zes im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Richtlinie
2007/16/EG, Zinssatze, Wechselkurse oder Wéah-
rungen kaufen und verkaufen sowie mit Options-
scheinen handeln. Optionsgeschéafte beinhalten,
dass einem Dritten gegen Entgelt (Optionspramie)
das Recht eingerdaumt wird, wahrend einer bestimm-
ten Zeit oder am Ende eines bestimmten Zeitraums
zu einem von vornherein vereinbarten Preis (Basis-
preis) die Lieferung oder die Abnahme von Vermo-
gensgegenstdnden oder die Zahlung eines Diffe-
renzbetrags zu verlangen oder auch entsprechende
Optionsrechte zu erwerben. Die Optionen oder
Optionsscheine missen eine Ausibung wéahrend
der gesamten Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit
vorsehen. Zudem muss der Optionswert zum Aus-
Ubungszeitpunkt ein Bruchteil oder ein Vielfaches
der Differenz zwischen Basispreis und Marktpreis
des Basiswerts darstellen und null werden, wenn
die Differenz das andere Vorzeichen hat.
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Swaps

Die Gesellschaft darf fur Rechnung des Sonderver-
mogens im Rahmen der Anlagegrundsatze Zinss-
waps, Wahrungsswaps und Zins-Wahrungsswaps
abschlieRen. Swaps sind Tauschvertrage, bei de-
nen die dem Geschéft zugrunde liegenden Vermo-
gensgegenstdnde oder Risiken zwischen den Ver-
tragspartnern ausgetauscht werden.

Swaptions

Swaptions sind Optionen auf Swaps. Fir Rechnung
dieses Sondervermdgens dirfen nur solche Swapti-
ons erworben werden, die sich aus den oben be-
schriebenen Optionen und Swaps zusammenset-
zen. Eine Swaption ist das Recht, nicht aber die
Verpflichtung, zu einem bestimmten Zeitpunkt oder
innerhalb einer bestimmten Frist in einen hinsicht-
lich der Konditionen genau spezifizierten Swap
einzutreten. Im Ubrigen gelten die im Zusammen-
hang mit Optionsgeschéften dargestellten Grunds-
atze.

Credit Default Swaps

Credit Default Swaps sind Kreditderivate, die es
ermdglichen, ein potenzielles Kreditausfallvolumen
auf andere zu Ubertragen. Im Gegenzug zur Uber-
nahme des Kreditausfallrisikos zahlt der Verkaufer
des Risikos eine Pramie an seinen Vertragspartner.
Die Gesellschaft darf fir das Sondervermdgen nur
einfache, standardisierte Credit Default Swaps er-
werben, die zur Absicherung einzelner Kreditrisiken
im Sondervermdgen eingesetzt werden.

Im Ubrigen gelten die Ausfiihrungen zu Swaps
entsprechend.

Qualifzierter Ansatz

Sofern die Gesellschaft zur Messung des Marktrisi-
kos den qualifizierten Ansatz nutzt, darf sie — vorbe-
haltlich eines geeigneten Risikomanagementsys-
tems — in jegliche Derivate oder Finanzinstrumente
mit derivativer Komponente im Sinne des Artikel 10
Abs. 1 der Richtlinie 2007/16/EG investieren, die
von Vermdgensgegenstanden, die fir das Sonder-
vermdgen erworben werden dirfen, oder von Fi-
nanzindices im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der
Richtlinie 2007/16/EG, Zinssatzen, Wechselkursen
oder Wahrungen abgeleitet sind. Hierzu zé&hlen
insbesondere Optionen, Finanzterminkontrakte und
Swaps sowie Kombinationen hieraus.

Die Gesellschaft darf fir das Sondervermégen Deri-
vatgeschaft zum Zwecke der Absicherung, der effi-
zienten Portfoliosteuerung und der Erzielung von
Zusatzertragen, d.h. auch zu spekulativen Zwecken,
tatigen. Durch den Einsatz von Derivaten darf das
Marktrisikopotential des Sondervermégens gestei-
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gert werden. Es darf jedoch nie den maximalen
Wert von 200 Prozent bezogen auf das Marktrisiko-
potential eines derivatefreien Vergleichsvermdgens
oder alternativ von 20 Prozent des Wertes des Son-
dervermoégens uberschreiten. Unter dem Marktrisiko
versteht man das Risiko, das sich aus der ungiinsti-
gen Entwicklung von Marktpreisen fir das Sonder-
vermogen ergibt. Die mit dem Einsatz von Derivaten
verbundenen Risiken werden durch ein Risikoma-
nagement-Verfahren gesteuert, das es erlaubt, das
mit der Anlageposition verbundene Risiko sowie
den jeweiligen Anteil am Gesamtrisikoprofil des
Anlageportfolios jederzeit zu Uberwachen und zu
messen.

Unabhéngig von der zwingenden Obergrenze fir
das Marktrisikopotential strebt die Gesellschaft an,
dass der Investitionsgrad des Sondervermdgens
durch Derivatgeschéfte nicht um mehr als das zwei-
fache des Wertes des Sondervermdgens gesteigert
wird.

Diese sogenannte Hebelwirkung wird gemaR den
Regelungen in den 8§ 15 ff. der Derivateverordnung
zum Einfachen Ansatz berechnet; allerdings findet §
15 Abs. 2 DerivateV keine Anwendung. Etwaige
Effekte aus der Wiederanlage von Sicherheiten bei
Wertpapierleihe- und Pensionsgeschéften werden
mit beriicksichtigt. Abhangig von den Marktbedin-
gungen kann die Hebelwirkung jedoch schwanken,
so dass es trotz der standigen Uberwachung durch
die Gesellschaft zu Uberschreitungen der ange-
strebten Marke kommen kann.

Bei dem derivatefreien Vergleichsvermégen handelt
es sich um ein virtuelles Portfolio, dessen Wert stets
genau dem aktuellen Wert des Sondervermdgens
entspricht, das aber keine Steigerungen oder Absi-
cherungen des Marktrisikos durch Derivate enthalt.
Ansonsten muss die Zusammensetzung des Ver-
gleichsvermdgens den Anlagezielen und der Anla-
gepolitik entsprechen, die fur das Sondervermdgen
gelten. Das virtuelle Vergleichsvermdgen fiir das
Sondervermdgen besteht hauptsdchlich aus Wert-
papierindizes.

Bei der Ermittlung des Marktrisikopotenzials fir den
Einsatz der Derivate wendet die Gesellschaft den
qualifizierten Ansatz im Sinne der Derivate-
Verordnung an.

Terminkontrakte

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sonderver-
mogens im Rahmen der Anlagegrundsétze Termin-
kontrakte kaufen und verkaufen. Terminkontrakte
sind fir beide Vertragspartner unbedingt ver-
pflichtende Vereinbarungen, zu einem bestimmten
Zeitpunkt, dem Falligkeitsdatum, oder innerhalb
eines bestimmten Zeitraumes, eine bestimmte
Menge eines bestimmten Basiswerts zu einem im

Seite 14 von 47



Voraus vereinbarten Preis zu kaufen bzw. zu ver-
kaufen.

Optionsgeschafte

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sonderver-
mogens im Rahmen der Anlagegrundsdtze am
Optionshandel teilnehmen. Optionsgeschafte bein-
halten, dass einem Dritten gegen Entgelt (Options-
pramie) das Recht eingerdumt wird, wahrend einer
bestimmten Zeit oder am Ende eines bestimmten
Zeitraums zu einem von vornherein vereinbarten
Preis (Basispreis) die Lieferung oder Abnahme von
Vermdgensgegenstdnden oder die Zahlung eines
Differenzbetrages zu verlangen, oder auch die ent-
sprechenden Optionsrechte zu erwerben.

Swaps

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sonderver-
mogens im Rahmen der Anlagegrundsatze

- Zins-

- Waéhrungs-

- Equity-

- Credit Default-Swapgeschafte abschlieen.

Swapgeschéfte sind Tauschvertrdge, bei denen die
dem Geschaft zugrunde liegenden Zahlungsstrome
oder Risiken zwischen den Vertragspartnern ausge-
tauscht werden.

Swaptions

Swaptions sind Optionen auf Swaps. Eine Swaption
ist das Recht, nicht aber die Verpflichtung, zu einem
bestimmten Zeitpunkt oder innerhalb einer bestimm-
ten Frist in einen hinsichtlich der Konditionen genau
spezifizierten Swap einzutreten.

Credit Default Swaps

Credit Default Swaps sind Kreditderivate, die es
ermdglichen, ein potenzielles Kreditausfallvolumen
auf andere zu (ibertragen. Im Gegenzug zur Uber-
nahme des Kreditausfallrisikos zahlt der Verkaufer
des Risikos eine Pramie an seinen Vertragspartner.

Im Ubrigen gelten die Ausfilhrungen zu Swaps
entsprechend.

In Wertpapieren verbriefte Finanzinstrumente

Die Gesellschaft kann die vorstehend beschriebe-
nen Finanzinstrumente auch erwerben, wenn diese
in Wertpapieren verbrieft sind. Dabei kénnen die
Geschéfte, die Finanzinstrumente zum Gegenstand
haben, auch nur teilweise in Wertpapieren enthalten
sein (z.B. Optionsanleihen). Die Aussagen zu
Chancen und Risiken gelten fur solche verbrieften
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Finanzinstrumente entsprechend, jedoch mit der
MaRgabe, dass das Verlustrisiko bei verbrieften
Finanzinstrumenten auf den Wert des Wertpapiers
beschrankt ist.

OTC-Derivatgeschatfte

Die Gesellschaft darf sowohl Derivatgeschéfte tati-
gen, die an einer Bdrse zum Handel zugelassen
oder in einen anderen organisierten Markt einbezo-
gen sind, als auch so genannte over-the-counter
(OTC)—-Geschéfte.

Derivatgeschafte, die nicht zum Handel an einer
Borse zugelassen oder in einen anderen organisier-
ten Markt einbezogen sind, darf die Gesellschaft nur
mit geeigneten Kreditinstituten oder
Finanzdienstleistungsinstituten auf der Basis stan-
dardisierter Rahmenvertrage tatigen. Bei aul3erbors-
lich gehandelten Derivaten wird das Kontrahentenri-
siko bezlglich eines Vertragspartners auf 5 Prozent
des Wertes des Sondervermégens beschrankt. Ist
der Vertragspartner ein Kreditinstitut mit Sitz in der
Europaischen Union, dem Europaischen Wirt-
schaftsraum oder einem Drittstaat mit vergleichba-
rem Aufsichtsniveau, so darf das Kontrahentenrisiko
bis zu 10 Prozent des Wertes des Sondervermo-
gens betragen. AufRerbdrslich gehandelte Derivat-
geschéfte, die mit einer zentralen Clearingstelle
einer Borse oder eines anderen organisierten Mark-
tes als Vertragspartner abgeschlossen werden,
werden auf die Kontrahentengrenzen nicht ange-
rechnet, wenn die Derivate einer taglichen Bewer-
tung zu Marktkursen mit téglichem Margin-
Ausgleich unterliegen. Anspriiche des Sonderver-
mogens gegen einen Zwischenhandler sind jedoch
auf die Grenzen anzurechnen, auch wenn das Deri-
vat an einer Borse oder an einem anderen organi-
sierten Markt gehandelt wird.

Darlehensgeschafte

Die im Sondervermdgen vorhandenen Vermdgens-
gegenstande kdnnen darlehensweise gegen markt-
gerechtes Entgelt an Dritte Ubertragen werden.
Werden die Vermoégensgegenstdnde auf unbe-
stimmte Zeit Ubertragen, so hat die Gesellschaft
eine jederzeitige Kundigungsmaoglichkeit. Es muss
vertraglich vereinbart werden, dass nach Beendi-
gung der Darlehenslaufzeit dem Sondervermdgen
Vermogensgegenstdnde gleicher Art, Gute und
Menge zurlick Ubertragen werden. Voraussetzung
fur die darlehensweise Ubertragung von Vermo-
gensgegenstanden ist, dass dem Sondervermdgen
ausreichende Sicherheiten gewahrt werden. Hierzu
kénnen Guthaben abgetreten oder verpfandet bzw.
Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente Ubereignet
oder verpfandet werden. Die Ertrdge aus Sicherhei-
ten stehen dem Sondervermégen zu.

Der Darlehensnehmer ist auRerdem verpflichtet, die
Zinsen aus darlehensweise erhaltenen Wertpapie-
ren bei Falligkeit an die Depotbank fur Rechnung
des Sondervermégens zu zahlen. Werden Wertpa-
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piere befristet verliehen, so ist dies auf 15 Prozent
des Wertes des Sondervermégens beschrankt. Alle
an einen Darlehensnehmer Ubertragenen Wertpa-
piere durfen 10 Prozent des Wertes des Sonder-
vermogens nicht Uibersteigen.

Gelddarlehen darf die Gesellschaft Dritten fur
Rechnung des Sondervermégens nicht gewahren.

Pensionsgeschéfte

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sonderver-
mogens Pensionsgeschéfte mit Kreditinstituten und
Finanzdienstleistungsinstituten mit einer Hochst-
laufzeit von zwolf Monaten abschlieBen. Pensions-
geschéfte sind nur in Form so genannter echter
Pensionsgeschéfte zuldssig. Dabei Ubernimmt der
Pensionsnehmer die Verpflichtung, die Vermdgens-
gegenstande zu einem bestimmten oder vom Pensi-
onsgeber zu bestimmenden Zeitpunkt zurtick zu
Ubertragen.

Kreditaufnahme

Die Aufnahme von kurzfristigen Krediten fir ge-
meinschaftliche Rechnung der Anleger ist bis zu 10
Prozent des Wertes des Sondervermdgens zulés-
sig, sofern die Bedingungen der Kreditaufnahme
marktiblich sind und die Depotbank der Kreditauf-
nahme zustimmt.

Allgemeine Regeln fir die Vermégensbewertung

An einer Borse zugelassene/in organisiertem Markt
gehandelte Vermdgensgegenstande

Vermogensgegenstande, die zum Handel an Bor-
sen zugelassen sind oder in einem anderen organi-
sierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen
sind sowie Bezugsrechte fur das Sondervermdgen
werden zum jeweiligen Kurswert bewertet, sofern
nachfolgend unter ,Besondere Bewertungsrege-
lung“ nicht anders angegeben ist.

Nicht an Bdrsen notierte oder organisierten Markten
gehandelte Vermdgensgegenstéande oder Vermo-
gensgegenstande ohne handelbaren Kurs

Vermoégensgegenstande, die weder zum Handel an
Borsen zugelassen sind noch in einem anderen
organisierten Markt zugelassen oder in diesen ein-
bezogen sind oder fur die kein handelbarer Kurs
verfugbar ist, werden zu dem aktuellen Verkehrs-
wert bewertet, der bei sorgféltiger Einschatzung
nach geeigneten Bewertungsmodellen unter Be-
rucksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten
angemessen ist, sofern nachfolgend unter ,Beson-
dere Bewertungsregeln fir einzelne Vermdgensge-
genstande” nicht anders angegeben.
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Besondere Bewertungsregeln fir einzelne Ver-
mogensgegenstande

Nichtnotierte Schuldverschreibungen und Schuld-
scheindarlehen

Fur die Bewertung von Schuldverschreibungen, die
nicht zum Handel an der Borse zugelassen oder in
einem anderen amtlichen Markt zugelassen oder in
diesen einbezogen sind (z.B. nicht notierte Anlei-
hen, Commercial Papers und Einlagenzertifikate)
und fir die Bewertung von Schuldscheindarlehen
werden die fir vergleichbare Schuldverschreibun-
gen und Schuldscheindarlehen vereinbarten Preise
und gegebenenfalls die Kurswerte von Anleihen
vergleichbarer Aussteller mit entsprechender Lauf-
zeit und Verzinsung, erforderlichenfalls mit einem
Abschlag zum Ausgleich der geringeren VerauRler-
barkeit, herangezogen.

Geldmarktinstrumente

Bei den im Sondervermdgen befindlichen Geld-
marktinstrumenten werden Zinsen und zinsahnliche
Ertrage sowie Aufwendungen (z.B. Verwaltungsver-
gltung, Depotbankvergitung,  Prifungskosten,
Kosten der Veroffentlichung etc.) bis einschlie3lich
des Tages vor dem Valutatag beriicksichtigt.

Derivate, Optionsrechte und Terminkontrakte

Die zu einem Sondervermégen gehérenden Opti-
onsrechte und die Verbindlichkeiten aus Dritten
eingeraumten Optionsrechten, die zum Handel an
einer Borse zugelassen oder in einen anderen or-
ganisierten Markt einbezogen sind, werden zu den
jeweils zuletzt festgestellten Kursen bewertet.

Das gleiche gilt fur Forderungen und Verbindlichkei-
ten aus fir Rechnung des Sondervermdégens ver-
kauften Terminkontrakten. Die zu Lasten des Son-
dervermdgens geleisteten Einschusse werden unter
Einbeziehung der am Bdrsentag festgestellten Be-
wertungsgewinne und Bewertungsverluste zum
Wert des Sondervermdgens hinzugerechnet.

Bankguthaben, Festgelder, Investmentanteile und
Darlehen

Bankguthaben werden grundséatzlich zum Nennwert
angesetzt. Festgelder werden zum Renditekurs
bewertet, sofern das Festgeld jederzeit kiindbar ist
und die Riickzahlung bei der Kiindigung zum Rendi-
tekurs erfolgt.

Investmentanteile werden zum Rucknahmepreis
angesetzt. Borsengehandelte Investmentvermdgen
kénnen auch zum letzten bekannten Tageskurs
bewertet werden. Sowohl ausléndische als auch
inlandische Hedgefondsanteile und Anteile an sons-
tigen Sondervermdgen werden unter Umstanden
nur zu bestimmten Terminen zurickgenommen und
bewertet, so dass der Rucknahmepreis mdaglicher-
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weise nicht mehr den aktuellen Anteilwert wider-
spiegelt.

Fur die Rickerstattungsanspriiche aus Darlehens-
geschéften ist der jeweilige Kurswert der als Darle-
hen Ubertragenen Vermogensgegenstande mafige-

Auf auslandische Wahrung lautende Vermogensge-
genstande

Auf auslandische Wahrung lautende Vermdgensge-
genstéande werden unter Zugrundelegung des Morn-
ing-Fixings der Reuters AG um 10.00 Uhr der Wéah-

bend. rung in Euro taggleich umgerechnet.

Angaben zur Wertentwicklung

Jahrliche Wertentwicklung in %*

Wertentwicklung in % pro Kalenderjahr
10,0
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Quelle: BNY Mellon Service Kapitalanlage-Gesellschaft mbH

Kumulierte Wertentwicklung in %*
seit Auflage - 6,30 %

*Die Wertentwicklung wurde nach der BVI-Methode (ohne Berilicksichtigung von Ausgabeaufschldgen) berechnet.
Die historische Wertentwicklung des Sondervermdégens ermdglicht keine Prognose fiir die zukinftige Wertent-

wicklung. Der Wert von Anteilen und deren Ertrag kénnen sowohl steigen als auch fallen.

Risikohinweise
Allgemeines

Die Vermdgensgegenstande, in die die Gesellschaft
fur Rechnung des Sondervermégens investiert,
enthalten neben den Chancen auf Wertsteigerung
auch Risiken. So kdnnen Wertverluste auftreten,
indem der Marktwert der Vermdgensgegenstande
gegenuber dem Einstandspreis fallt. Verauf3ert der
Anleger Anteile des Sondervermdgens zu einem
Zeitpunkt, in dem die Kurse der in dem Sonderver-
mogen befindlichen Vermdgensgegenstande ge-
geniiber dem Zeitpunkt seines Anteilerwerbs gefal-
len sind, so erhalt er das von ihm in das Sonder-
vermdgen investierte Geld nicht vollstandig zurtck.
Obwohl das Sondervermdgen stetige Wertzuwéach-
se anstrebt, kdnnen diese nicht garantiert werden.

Stand: Juli 2013

Das Risiko des Anlegers ist jedoch auf die angeleg-
te Summe beschrankt. Eine Nachschusspflicht tber
das vom Anleger investierte Geld hinaus besteht
nicht.

Mdgliches Anlagespektrum

Unter Beachtung der durch das InvG und die Ver-
tragsbedingungen vorgegebenen Anlagegrundsétze
und -grenzen, die fiir das Sondervermdgen einen
sehr weiten Rahmen vorsehen, kann die tatséchli-
che Anlagepolitik auch darauf ausgerichtet sein,
schwerpunktmaflig Vermdgensgegenstande z.B.
nur weniger Branchen, Markte oder Regio-
nen/Lander zu erwerben. Diese Konzentration auf
wenige spezielle Anlagesektoren kann mit besonde-
ren Chancen verbunden sein, denen aber auch
entsprechende Risiken (z.B. Marktenge, hohe
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Schwankungsbreite innerhalb bestimmter Konjunk-
turzyklen) gegeniberstehen. Uber den Inhalt der
Anlagepolitik informiert der Jahresbericht nachtrag-
lich fur das abgelaufene Berichtsjahr.

Marktrisiko

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanz-
produkten héngt insbesondere von der Entwicklung
der Kapitalmarkte ab, die wiederum von der allge-
meinen Lage der Weltwirtschaft sowie den wirt-
schaftlichen und politischen Rahmenbedingungen in
den jeweiligen Landern beeinflusst wird. Auf die
allgemeine Kursentwicklung insbesondere an einer
Borse konnen auch irrationale Faktoren wie Stim-
mungen, Meinungen und Gerlchte einwirken.

Lander- oder Transferrisiko

Vom Landerrisiko spricht man, wenn ein auslandi-
scher Schuldner trotz Zahlungsfahigkeit aufgrund
fehlender Transferfahigkeit oder -bereitschaft seines
Sitzlandes Leistungen nicht fristgerecht oder uber-
haupt nicht erbringen kann. So kénnen z.B. Zahlun-
gen, auf die das Sondervermdgen Anspruch hat,
ausbleiben oder in einer Wéhrung erfolgen, die
aufgrund von Devisenbeschrénkungen nicht mehr
konvertierbar ist.

Abwicklungsrisiko

Insbesondere bei der Investition in nicht notierte
Wertpapiere besteht das Risiko, dass die Abwick-
lung durch ein Transfersystem aufgrund einer ver-
zOgerten oder nicht vereinbarungsgeméfRen Zah-
lung oder Lieferung nicht erwartungsgemaf ausge-
fuhrt wird.

Liquiditatsrisiko

Fir das Sondervermégen dirfen auch Vermdgens-
gegenstéande erworben werden, die nicht zum amtli-
chen Markt an einer Borse zugelassen oder in einen
organisierten Markt einbezogen sind. Der Erwerb
derartiger Vermogensgegenstande ist mit der Ge-
fahr verbunden, dass es insbesondere zu Proble-
men bei der Weiterverduf3erung der Vermdgensge-
genstande an Dritte kommen kann.

Adressenausfallrisiko

Durch den Ausfall eines Ausstellers oder Kontra-
henten kdnnen Verluste fir das Sondervermdgen
entstehen. Das Ausstellerrisiko beschreibt die Aus-
wirkung der besonderen Entwicklungen des jeweili-
gen Ausstellers, die neben den allgemeinen Ten-
denzen der Kapitalmarkte auf den Kurs eines Wert-
papiers einwirken. Auch bei sorgféltiger Auswahl
der Wertpapiere kann nicht ausgeschlossen wer-
den, dass Verluste durch Vermdégensverfall von
Ausstellern eintreten. Das Kontrahentenrisiko bein-
haltet das Risiko der Partei eines gegenseitigen
Vertrages, mit der eigenen Forderung teilweise oder
vollstandig auszufallen. Dies gilt fur alle Vertrage,

Stand: Juli 2013

die fur Rechnung eines Sondervermdgens ge-
schlossen werden.

Wahrungsrisiko

Sofern Vermdgenswerte eines Sondervermégens in
anderen Wahrungen als der jeweiligen Fondswéah-
rung angelegt sind, erhélt das Sondervermdégen die
Ertrage, Ruckzahlungen und Erlése aus solchen
Anlagen in der jeweiligen Wéahrung. Fallt der Wert
dieser Wahrung gegeniiber der Fondswahrung, so
reduziert sich der Wert des Sondervermdgens.
Verwahrrisiko

Mit der Verwahrung von Vermdgensgegenstanden
insbesondere im Ausland ist ein Verlustrisiko ver-
bunden, das aus Insolvenz, Sorgfaltspflichtverlet-
zungen oder missbrauchlichem Verhalten des Ver-
wahrers oder eines Unter-Verwahrers resultieren
kann. Die Depotbank haftet nicht unbegrenzt fur den
Verlust oder Untergang von Vermégensgegenstan-
den, die im Ausland bei anderen Verwahrstellen
gelagert werden.

Konzentrationsrisiko

Weitere Risiken kénnen dadurch entstehen, dass
eine Konzentration der Anlage in bestimmte Vermo-
gensgegenstande oder Markte erfolgt. Dann ist das
Sondervermdgen von der Entwicklung dieser Ver-
mogensgegenstédnde oder Markte besonders stark
abhéangig.

Inflationsrisiko

Die Inflation beinhaltet ein Abwertungsrisiko fiir alle
Vermodgensgegenstande.

Rechtliches und steuerliches Risiko

Die rechtliche und steuerliche Behandlung von
Sondervermdgen kann sich in unabsehbarer und
nicht beeinflussbarer Weise dndern. Eine Anderung
fehlerhaft festgestellter Besteuerungsgrundlagen
des Fonds fir vorangegangene Geschéftsjahre
(z.B. aufgrund der steuerlichen Auenpriifung) kann
fur den Fall einer fur den Anleger steuerlich grund-
satzlich nachteiligen Korrektur zur Folge haben,
dass der Anleger die Steuerlast aus der Korrektur
fur vorangegangene Geschéftsjahre zu tragen hat,
obwohl er unter Umstanden zu diesem Zeitpunkt
nicht in dem Sondervermdgen investiert war. Um-
gekehrt kann fur den Anleger der Fall eintreten,
dass ihm eine steuerlich grundsatzlich vorteilhafte
Korrektur fur das aktuelle und fir vorangegangene
Geschéftsjahre, in denen er an dem Sondervermo-
gen beteiligt war, durch die Riickgabe oder Veréu-
Rerung der Anteile vor Umsetzung der entspre-
chenden Korrektur nicht mehr zugute kommt.

Zudem kann eine Korrektur von Steuerdaten dazu
fuhren, dass steuerpflichtige Ertrage bzw. steuerli-
che Vorteile in einem anderen als eigentlich zutref-
fenden Veranlagungszeitraum tatsachlich steuerlich
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veranlagt werden und sich die beim einzelnen Anle-
ger negativ auswirkt.

Anderung der Anlagepolitik

Durch eine Anderung der Anlagepolitik innerhalb
des fur dieses Sondervermdgen zuldssigen Anla-
gespektrums kann sich das mit dem Sondervermo-
gen verbundene Risiko inhaltlich verandern.

Anderung der Vertragsbedingungen, Auflésung oder
Verschmelzung

Die Gesellschaft behalt sich in den Vertragsbedin-
gungen fur das Sondervermdgen das Recht vor, die
Vertragsbedingungen zu andern (siehe hierzu auch
.Grundlagen®). Ferner ist es ihr gemal3 den Ver-
tragsbedingungen moglich, das Sondervermdgen
ganz aufzulésen oder es mit einem anderen Son-
dervermdgen zu verschmelzen. Fir den Anleger
besteht daher das Risiko, dass er die von ihm ge-
plante Haltedauer nicht realisieren kann.

Risiko der Riicknahmeaussetzung

Die Anleger kdnnen grundsatzlich von der Gesell-
schaft die bewertungstagliche Rucknahme ihrer
Anteile verlangen. Die Gesellschaft kann die Rick-
nahme der Anteile jedoch bei Vorliegen auf3erge-
wohnlicher Umsténde zeitweilig aussetzen und die
Anteile erst spater zu dem dann gultigen Preis zu-
ricknehmen (siehe hierzu im Einzelnen ,Ausset-
zung der Anteilricknahme"). Dieser Preis kann
niedriger liegen, als derjenige vor Aussetzung der
Rucknahme.

Schlusselpersonenrisiko

Sondervermdgen, deren Anlageergebnis in einem
bestimmten Zeitraum sehr positiv ausfallt, haben
diesen Erfolg auch der Eignung der handelnden
Personen und damit den richtigen Entscheidungen
ihres Managements zu verdanken. Die personelle
Zusammensetzung des Fondsmanagements kann
sich jedoch verandern. Neue Entscheidungstrager
kénnen dann mdoglicherweise weniger erfolgreich
agieren.

Zinsanderungsrisiko

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist
die Mdoglichkeit verbunden, dass sich das
Marktzinsniveau, das im Zeitpunkt der Begebung
eines Wertpapiers besteht, &ndern kann. Steigen
die Marktzinsen gegeniiber den Zinsen zum Zeit-
punkt der Emission, so fallen in der Regel die Kurse
der festverzinslichen Wertpapiere. Fallt dagegen der
Marktzins, so steigt der Kurs festverzinslicher Wert-
papiere. Diese Kursentwicklung fuihrt dazu, dass die
aktuelle Rendite des festverzinslichen Wertpapiers
in etwa dem aktuellen Marktzins entspricht. Diese
Kursschwankungen fallen jedoch je nach Laufzeit
der festverzinslichen Wertpapiere unterschiedlich
aus. Festverzinsliche Wertpapiere mit kirzeren
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Laufzeiten haben geringere Kursrisiken als fest-
verzinsliche Wertpapiere mit langeren Laufzeiten.
Festverzinsliche Wertpapiere mit kirzeren Laufzei-
ten haben demgegeniber in der Regel geringere
Renditen als festverzinsliche Wertpapiere mit lan-
geren Laufzeiten.

Geldmarktinstrumente besitzen aufgrund ihrer kur-
zen Laufzeit von maximal zwolf Monaten tendenziell
geringere Kursrisiken.

Risiken im Zusammenhang mit Derivatgeschéften

Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Ab-
schluss von Terminkontrakten oder Swaps sind mit
folgenden Risiken verbunden:

- Kursanderungen des Basiswertes kénnen
den Wert eines Optionsrechts oder Termin-
kontraktes bis hin zur Wertlosigkeit vermin-
dern. Durch Wertdnderungen des einem
Swap zugrunde liegenden Vermdgenswertes
kann das Sondervermdgen ebenfalls Verlus-
te erleiden;

- Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss
eines Gegengeschafts (Glattstellung) ist mit
Kosten verbunden;

- Durch die Hebelwirkung von Optionen kann
der Wert des Fondsvermdgens starker be-
einflusst werden, als dies beim unmittelbaren
Erwerb der Basiswerte der Fall ist;

- Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass
die Option nicht ausgeubt wird, weil sich die
Preise der Basiswerte nicht wie erwartet
entwickeln, so dass die vom Sondervermo-
gen gezahlte Optionspréamie verfallt. Beim
Verkauf von Optionen besteht die Gefahr,
dass das Sondervermdgen zur Abnahme von
Vermdgenswerten zu einem hoheren als
dem aktuellen Marktpreis oder zur Lieferung
von Vermégenswerten zu einem niedrigeren
als dem aktuellen Marktpreis verpflichtet
wird. Das Sondervermdgen erleidet dann ei-
nen Verlust in Hohe der Preisdifferenz minus
der eingenommenen Optionspréamie;

- Auch bei Terminkontrakten besteht das Risi-
ko, dass das Sondervermogen infolge einer
unerwarteten Entwicklung des Marktpreises
bei Falligkeit Verluste erleidet.

Risiken im Zusammenhang mit Investmentanteilen

Die Risiken der Investmentanteile, die fiir das Son-
dervermégen erworben werden, stehen in engem
Zusammenhang mit den Risiken der in diesen Son-
dervermégen enthaltenen Vermdgensgegenstande
bzw. der von diesen verfolgten Anlagestrategien.
Die genannten Risiken kdnnen jedoch durch die
Streuung der Vermdgensanlagen innerhalb der
Sondervermdgen, deren Anteile erworben werden,
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und durch die Streuung innerhalb dieses Sonder-
vermdogens reduziert werden.

Da die Manager der einzelnen Zielfonds voneinan-
der unabhangig handeln, kann es aber auch vor-
kommen, dass mehrere Zielfonds gleiche oder ei-
nander entgegen gesetzte Anlagestrategien verfol-
gen. Hierdurch kénnen bestehende Risiken kumu-
lieren, und eventuelle Chancen kénnen sich gegen-
einander aufheben.

Es ist der Gesellschaft im Regelfall nicht méglich,
das Management der Zielfonds zu kontrollieren.
Deren Anlageentscheidungen missen nicht zwin-
gend mit den Annahmen oder Erwartungen der
Gesellschaft Gibereinstimmen.

Der Gesellschaft wird die aktuelle Zusammenset-
zung der Zielfonds oftmals nicht zeitnah bekannt
sein. Entspricht die Zusammensetzung nicht ihren
Annahmen oder Erwartungen, so kann sie gegebe-
nenfalls erst deutlich verzégert reagieren, indem sie
Zielfondsanteile zuriickgibt.

Es kann keine Zusicherung abgegeben werden,
dass die Ziele der Anlagepolitik tatsachlich er-
reicht werden.

Erhohte Volatilitat

Das Sondervermdgen weist aufgrund seiner
Zusammensetzung eine erhdhte Volatilitat auf,
d.h. die Anteilpreise des Fonds kénnen aufgrund
der Zusammensetzung des Sondervermdgens
auch innerhalb kurzer Zeitrdume deutlichen
Schwankungen nach oben und nach unten un-
terworfen sein.

Unterschiedliche Entwicklung der Anteilklassen

Eine wirtschaftlich unterschiedliche Entwicklung der
Anteilklassen kann sich aus der rechtlich unter-
schiedlichen Ausgestaltung der Anteile verschiede-
ner Anteilklassen ergeben. Hierzu gehéren bei-
spielsweise unterschiedlich hohe Verwaltungsvergu-
tungen. Wird fur die Anteile einer Anteilklasse eine
héhere Verwaltungsvergitung wie fir die Anteile
einer anderen Anteilklasse erhoben, wirkt sich dies
ebenso unterschiedlich auf den Wert der jeweiligen
Anteile aus wie die unterschiedliche Minderung des
jeweiligen Anteilwert.

Profil des typischen Anlegers

Der Fonds ist fur den langfristigen, wachstums-
orientierten Anleger konzipiert, dessen Ertragser-
wartung Uber dem Kapitalmarktzinsniveau liegt und
der Kapitalzuwachs Uberwiegend aus Aktien- und
Wahrungschancen erreichen will. Sicherheit und
Liquiditat werden den Ertragsaussichten unterge-
ordnet. Damit verbunden sind héhere Risiken im
Aktien-, Zins- und Wahrungsbereich sowie Bonitats-
risiken, die zu moglichen Kursverlusten fohren kon-
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nen. Der Anlagehorizont sollte mindestens 5 Jahre
betragen.

Anteile

Die Rechte der Anleger werden bei Errichtung des
Sondervermégens ausschliel3lich in Globalurkunden
verbrieft. Diese Globalurkunden werden bei einer
Wertpapier-Sammelbank verwahrt. Ein Anspruch
des Anlegers auf Auslieferung einzelner Anteil-
scheine besteht nicht. Der Erwerb von Anteilen ist
nur bei Depotverwahrung mdoglich. Die Anteile lau-
ten auf den Inhaber und verbriefen die Anspriiche
der Inhaber gegeniiber der Gesellschaft.

Ausgabe und Ricknahme von Anteilen
Ausgabe von Anteilen

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsatz-
lich nicht beschrénkt. Die Anteile kdnnen bei der
Gesellschaft erworben werden. Fir die Anteilaus-
gabe setzt die Gesellschaft einen Orderannahme-
schluss fest. Der aktuelle Orderannahmeschluss
wird im Internet unter www.bnymellon.com/kag
bekannt gemacht. Der Orderannahmeschluss kann
von der Gesellschaft jederzeit geéandert werden.
Liegt der Gesellschaft oder der Depotbank ein un-
widerruflicher Kaufauftrag vor, so erfolgt die Anteil-
ausgabe zu dem fur diesen Tag festgestellten Aus-
gabepreis. Liegt der unwiderrufliche Kaufauftrag
nach dem Orderannahmeschluss bei der Gesell-
schaft oder der Depotbank vor, erfolgt die Anteil-
ausgabe zu dem am nachsten Bankgeschaftstag
festgestellten Ausgabepreis. Die Anteile werden von
der Depotbank zum Ausgabepreis ausgegeben, der
dem Inventarwert pro Anteil entspricht. Die Gesell-
schaft behélt sich vor, die Ausgabe von Anteilen
vorliibergehend oder vollstdndig einzustellen.

Ricknahme von Anteilen

Die Anleger kdnnen grundséatzlich bewertungstég-
lich die Ricknahme von Anteilen verlangen. Ruck-
nahmeauftrage sind der Gesellschaft zu erteilen.
Fur die Anteilricknahme setzt die Gesellschaft
einen Orderannahmeschluss fest. Der aktuelle Or-
derannahmeschluss  wird im Internet unter
www.bnymellon.com/kag bekannt gemacht. Der
Orderannahmeschluss kann von der Gesellschaft
jederzeit gedndert werden. Liegt der Gesellschaft
oder der Depotbank bis zum Orderannahmeschluss
ein unwiderruflicher Ricknahmeauftrag vor, so
erfolgt die Anteilricknahme zu dem fiir diesen Tag
festgestellten Ricknahmepreis. Liegt der unwider-
rufliche Riucknahmeauftrag nach dem vorgenannten
Orderannahmeschluss bei der Gesellschaft oder der
Depotbank vor, verschieben sich die Anteilrlick-
nahme und der maRgebliche Preis jeweils auf den
nachsten Bewertungsstichtag. Die Gesellschaft ist
verpflichtet, die Anteile zum jeweils geltenden
Rucknahmepreis zuriickzunehmen.
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Abrechnung bei Anteilausgabe und -riicknahme

Die Abrechnung erfolgt spatestens an dem zweiten
auf den Eingang des Anteilabrufs- bzw. Riicknah-
meauftrags folgenden Wertermittlungstag.

Aussetzung der Anteilriicknahme

Die Gesellschaft kann die Ricknahme der Anteile
zeitweilig aussetzen, sofern auBergewdéhnliche
Umstande vorliegen, die eine Aussetzung unter
Beriicksichtigung der Interessen der Anleger erfor-
derlich erscheinen lassen. AuRergewdhnliche Um-
stédnde liegen zum Beispiel vor, wenn eine Borse,
an der ein wesentlicher Teil der Wertpapiere des
Sondervermdgens gehandelt wird, aulRerplanmafig
geschlossen ist oder wenn die Vermdgensgegen-
stdnde des Sondervermdgens nicht bewertet wer-
den kdnnen.

Der Gesellschaft bleibt es vorbehalten, die Anteile
erst dann zu dem dann gultigen Preis zuruckzu-
nehmen oder umzutauschen, wenn sie unverzig-
lich, jedoch unter Wahrung der Interessen aller
Anleger, Vermdgensgegenstande des Sonderver-
mogens veraulert hat.

Die Gesellschaft unterrichtet die Anleger durch
Bekanntmachung im elektronischen Bundesanzei-
ger und daruber hinaus im Internet unter
www.bnymellon.com/kag Uber die Aussetzung und
die Wiederaufnahme der Ricknahme der Anteile.
AuRerdem werden die Anleger Uber ihre depotfiih-
renden Stellen in Papierform oder in elektronischer
Form informiert.

Umtausch von Anteilen

Anteile einer Anteilklasse kénnen nicht in Anteile
einer anderen Anteilklasse umgetauscht werden.
Die Gesellschaft ist nicht verpflichtet im Rahmen der
Aufldsung einer Anteilklasse, dem Anleger einer
anderen Anteilklasse des Sondervermégens anzu-
bieten.

Borsen und Markte

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die
Anteile an einer Borse notiert sind oder an einer
Borse oder in einem organisierten Markt gehandelt
werden. Der dem Borsenhandel oder Handel in
sonstigen Markten zugrunde liegende Marktpreis
wird nicht ausschlie3lich durch den Wert der im
Sondervermdgen gehaltenen Vermdgensgegen-
stdnde, sondern auch durch Angebot und Nachfra-
ge bestimmt. Daher kann dieser Marktpreis von
dem ermittelten Anteilpreis abweichen.

Ausgabe- und Ricknahmepreise und Kosten
Ausgabe- und Ricknahmepreis

Zur Errechnung des Ausgabepreises und des
Rucknahmepreises fiir die Anteile ermittelt die Ge-
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sellschaft unter Kontrolle der Depotbank bewer-
tungstaglich den Wert der zum Sondervermdgen
gehdrenden Vermdgensgegenstande abziglich der
Verbindlichkeiten (Inventarwert).

Bewertungstage fur die Anteile des Sondervermo-
gens sind alle Borsentage. An gesetzlichen Feierta-
gen im Geltungsbereich des Investmentgesetzes,
die Borsentage sind, sowie am 24. und 31.12. jeden
Jahres kdnnen die Gesellschaft und die Depotbank
von einer Ermittlung des Wertes absehen. VVon einer
Anteilpreisermittlung wird derzeit an Neujahr, Kar-
freitag, Ostermontag, Maifeiertag, Christi Himmel-
fahrt, Pfingstmontag, Fronleichnam, Tag der Deut-
schen Einheit, Heiligabend, 1. und 2. Weihnachts-
feiertag und Silvester abgesehen.

Aussetzung der Errechnung des Ausgabe- und
Rucknahmepreises

Die Gesellschaft kann die Errechnung des Ausga-
be- und Ricknahmepreises zeitweilig unter densel-
ben Voraussetzungen wie die Anteilriicknahme
aussetzen. Diese sind unter ,Aussetzung der An-
teilricknahme*” naher erlautert.

Ausgabeaufschlag

Bei Festsetzung des Ausgabepreises kann dem
Anteilwert ein Ausgabeaufschlag hinzugerechnet.
Der Ausgabeaufschlag kann bis zu 3,0 Prozent des
Anteilwertes betragen. Dieser Ausgabeaufschlag
kann insbesondere bei kurzer Anlagedauer die Per-
formance reduzieren oder sogar ganz aufzehren.
Der Ausgabeaufschlag stellt im Wesentlichen eine
Vergutung fur den Vertrieb der Anteile des Sonder-
vermogens dar. Die Gesellschaft kann den Ausga-
beaufschlag zur Abgeltung von Vertriebsleistungen
an etwaige vermittelnde Stellen weitergeben.

Rucknahmeabschlag
Ein Ricknahmeabschlag wird nicht erhoben.

Verodffentlichung der Ausgabe- und Riicknahme-
preise

Die Ausgabe- und Ricknahmepreise werden bor-
sentaglich von der Depotbank unter Mitwirkung der
Gesellschaft ermittelt und sind am Sitz der Gesell-
schaft und der Depotbank verfugbar. AuRerdem
werden die Preise regelmaRig im Internet unter
www.bnymellon.com/kag veroffentlicht.

Kosten bei Ausgabe und Rucknahme der Anteile

Die Ausgabe und Ricknahme der Anteile durch die
Gesellschaft bzw. durch die Depotbank erfolgt zum
Ausgabepreis (Anteilwert zuzuglich Ausgabeauf-
schlag) bzw. Ricknahmepreis (Anteilwert) ohne
Berechnung zusatzlicher Kosten.

Werden Anteile tUber Dritte zuriickgegeben, so kon-
nen Kosten bei der Riicknahme der Anteile anfallen.
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Bei Vertrieb von Anteilen Uber Dritte kénnen auch
héhere Kosten als der Ausgabepreis berechnet
werden.

Verwaltungs- und sonstige Kosten

la. Die Gesellschaft erhélt fur die Verwaltung des
Sondervermdégens aus dem Sondervermdgen
fur jede Anteilsklasse eine Vergitung in Héhe
von bis zu 0,32 Prozent p.a. des anteiligen Wer-
tes des Sondervermégens auf Basis des bewer-
tungstaglich ermittelten Inventarwertes; mindes-
tens jedoch 30.000,-- € p.a. Die Verwaltungs-
vergltung kann dem Sondervermdgen jederzeit
entnommen werden. Es steht der Gesellschaft
frei, flr eine oder mehrere Anteilklassen eine
niedrigere Verwaltungsvergitung zu berechnen.

1b. Die Gesellschaft kann in den Féallen, in denen fur
das Sondervermdgen gerichtlich oder aul3erge-
richtlich streitige Anspriiche durchgesetzt wer-
den, eine Vergutung von bis zu 15 Prozent der
fur das Sondervermégen - nach Abzug und
Ausgleich der aus diesem Verfahren flr das
Sondervermdgen entstandenen Kosten - verein-
nahmten Betrage berechnen.

2. Zur Vergutung des Beraters kann die Gesell-
schaft aus dem Sondervermdgen eine Vergu-
tung in H6he von bis zu 1,5 Prozent p.a. des
Sondervermdgens auf Basis des bewertungstag-
lich ermittelten Inventarwertes enthnehmen. Die
Beratervergltung kann dem Sondervermdgen
jederzeit entnommen werden. Die Vergltung
wird von der Verwaltungsvergutung nicht abge-
deckt und somit von der Gesellschaft dem Son-
dervermdgen zusatzlich belastet.

Die Gesellschaft kann fur MaRnahmen im Zu-
sammenhang mit der technischen Einrichtung
zur Messung und Analyse des Marktrisikos des
Sondervermdégens eine Vergitung von bis zu
0,03 Prozent p.a. des Sondervermdgens auf Ba-
sis des bewertungstaglich ermittelten Inventar-
wertes zahlen. Die Vergitung wird von der Ver-
waltungsvergitung nicht abgedeckt und somit
von der Gesellschaft dem Sondervermdgen zu-
satzlich belastet.

Der Betrag, der aus dem Sondervermdgen nach
den vorstehenden Ziffern 1.a) und 2.) als Vergi-
tungen entnommen wird, kann insgesamt bis zu
1,85 Prozent p.a. des Sondervermdégens auf Ba-
sis des bewertungstaglich ermittelten Inventar-
wertes betragen, mindestens jedoch € 30.000,--

p.a.

3. Die Depotbank kann fur ihre Téatigkeit aus dem
Sondervermdégen eine Vergltung in Héhe von
bis zu 0,04 Prozent p.a. des Sondervermdgens
auf Basis des bewertungstaglich ermittelten In-
ventarwertes mindestens jedoch € 10.000,- p.a.
erhalten. Die Depotbankvergutung kann dem
Sondervermdgen jederzeit entnommen werden.
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4. Neben den vorgenannten Vergitungen gehen

die folgenden Aufwendungen zulasten des Son-
dervermdogens:

a) bankibliche Depot- und Kontogebuhren, ge-
gebenenfalls einschlieRlich der bankibli-
chen Kosten fiir die Verwahrung auslandi-
scher Vermdgensgegenstéande im Ausland;

b) Kosten fiir den Druck und Versand der fir
die Anleger bestimmten gesetzlich vorge-
schriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres-
und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekte,
wesentliche Anlegerinformationen);

c) Kosten der Bekanntmachung der Jahres-
und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und
Ricknahmepreise und gegebenenfalls der
Ausschiittungen und des Auflésungsberich-
tes;

d) Kosten der Erstellung und Verwendung eines
dauerhaften Datentréagers, auf3er im Fall der
Informationen Uber Fondsverschmelzungen
und der Informationen Uber MaBnahmen im
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzun-
gen oder Berechnungsfehlern bei der An-
teilwertermittlung;

e) Kosten fur die Prifung des Sondervermo-
gens durch den Abschlussprifer des Son-
dervermdgens;

f) Kosten fur die Bekanntmachung der Besteu-
erungsgrundlagen und der Bescheini-gung,
dass die steuerlichen Angaben nach den
Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt
wurden;

g) Kosten fur die Geltendmachung und
Durchsetzung von Rechtsanspriichen
durch die Gesellschaft fir Rechnung des
Sondervermdgens sowie der Abwehr von
gegen die Gesellschaft zu Lasten des
Sondervermdgens erhobenen Anspriichen;

h) Gebihren und Kosten, die von staatlichen
Stellen in Bezug auf das Sondervermdgen
erhoben werden;

i) Kosten fir Rechts- und Steuerberatung im
Hinblick auf das Sondervermégen;

) Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit
dem Erwerb und/oder der Verwendung
bzw. Nennung eines Vergleichsmal3stabes
oder Finanzindizes anfallen kénnen;

k)  Kosten flr die Beauftragung von Stimm-
rechtsbevollméchtigten;

) Kosten fir die Analyse des Anlageerfolges
des Sondervermdgens durch Dritte;
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m) im Zusammenhang mit den an die Gesell-
schaft, die Depotbank und Dritte zu zah-
lenden Vergutungen sowie den vorstehend
genannten Aufwendungen anfallende
Steuern einschlie3lich der im Zusammen-
hang mit der Verwaltung und Verwahrung
entstehenden Steuern;

5. Neben den vorgenannten Vergitungen und
Aufwendungen werden dem Sondervermégen
die in Zusammenhang mit dem Erwerb und der
Ver&uflerung von Vermdgensgegenstanden ent-
stehenden Kosten belastet (Transaktionskos-
ten).

6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im
Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-
schlage und Ricknahmeabschlage offen zu le-
gen, die dem Sondervermdgen im Berichtszeit-
raum fur den Erwerb und die Riicknahme von
Anteilen im Sinne des § 1 Ziffer 4 berechnet
worden sind. Beim Erwerb von Anteilen, die di-
rekt oder indirekt von der Gesellschaft selbst
oder einer anderen Gesellschaft verwaltet wer-
den, mit der die Gesellschaft durch eine wesent-
liche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung
verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die an-
dere Gesellschaft fur den Erwerb und die Riick-
nahme keine Ausgabeaufschlage und Rick-
nahmeabschléage berechnen. Die Gesellschaft
hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht
die Vergutung offen zu legen, die dem Sonder-
vermdgen von der Gesellschaft selbst, von einer
anderen Kapitalanlagegesellschaft, einer In-
vestmentaktiengesellschaft oder einer anderen
Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine
wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteili-
gung verbunden ist oder einer ausléndischen In-
vestment-Gesellschaft, einschlielich ihrer Ver-
waltungsgesellschaft als Verwaltungsvergitung
fur die im Sondervermégen gehaltenen Anteile
berechnet wurde.

Im Jahresbericht werden die im Geschéaftsjahr zu
Lasten des Sondervermdgens angefallenen Verwal-
tungskosten (ohne Transaktionskosten) offen gelegt
und als Quote des durchschnittlichen Fondsvolu-
mens ausgewiesen (,Total Expense Ratio“ — TER).
Diese setzt sich zusammen aus der Vergitung fir
die Verwaltung des Sondervermdgens, der Vergi-
tung der Depotbank sowie den Aufwendungen, die
dem Sondervermdgen zusatzlich belastet werden
kénnen. Ausgenommen sind die Kosten, die beim
Erwerb und der VerauRerung von Vermdgensge-
genstanden entstehen.

Der Gesellschaft kdnnen im Zusammenhang mit
Geschéften fur Rechnung des Sondervermdégens
geldwerte Vorteile (Broker Research, Finanzanaly-
sen, Markt- und Kursinformationssysteme) entste-
hen, die im Interesse der Anleger bei den Anlage-
entscheidungen verwendet werden.

Die Gesellschaft erhalt jedoch keine Ruckvergitun-
gen der aus dem Sondervermégen an die Depot-
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bank oder an Dritte geleisteten Vergutungen und
Aufwandserstattungen.

Die Gesellschaft gewéahrt an Vermittler, z.B. Kredit-
institute, wiederkehrend Vermittlungsentgelte als so
genannte ,Abschlussprovisionen®.

Ein wesentlicher Teil der aus dem Sonderver-
mogen an die Gesellschaft geleisteten Vergu-
tung kann als Vergutung an Vertriebsgesell-
schaften fur die Vermittlung von Anteilen an
Sondervermdgen auf den Bestand von vermittel-
ten Anteilen verwendet werden.

Grundlage BVI Methode

Die Wertentwicklungsberechnung nach der BVI-
Methode beruht auf der .time weighted rate of re-
turn“- Methode. Danach ist die Wertentwicklung der
Anlage die prozentuale Veranderung zwischen dem
angelegten Vermdgen zu Beginn des Anlagezeit-
raums und seinem Wert zum Ende des Anlagezeit-
raumes. Die Wertentwicklung wird auf Basis der
borsentaglich ermittelten Anteilwerte berechnet.
Ausschittungen  werden rechnerisch in  neue
Fondsanteile investiert. Dadurch soll eine Ver-
gleichbarkeit der Wertentwicklung ausschittender
und thesaurierender Fonds sichergestellt werden.
Details zur BVI-Methode erhalten Sie unter
http://www.bvi.de/fileadmin/user_upload/Bestellcent
er/BVI-Methode.pdf.

Besonderheiten beim Erwerb von Investmentan-
teilen

Neben der Vergltung zur Verwaltung des Sonder-
vermdgens wird eine Verwaltungsvergitung fiir die
im Sondervermdgen gehaltenen Fondsanteile be-
rechnet.

Teilfonds

Das Sondervermdgen ist nicht Teilfonds einer
Umbrella-Konstruktion.

Anteilklassen

Gemal § 3 der Besonderen Vertragsbedingungen
koénnen fur das Sondervermdgen Anteilsklassen im
Sinne des § 16 Absatz 2 der Allgemeinen Vertrags-
bedingungen gebildet werden, die sich hinsichtlich
des Ausgabeaufschlags, der Verwaltungsvergitung,
der Ertragsverwendung, Mindestanlagesumme und
der Fondswahrung oder einer Kombination dieser
Merkmale unterscheiden. Die Bildung von Anteils-
klassen ist jederzeit zulédssig und liegt im Ermessen
der Gesellschaft.

Der Anteilswert wird fur jede Anteilsklasse geson-
dert errechnet, indem die Kosten der Auflegung
neuer Anteilsklassen, die Ausschittungen (ein-
schlie3lich der aus dem Sondervermdgen gegebe-
nenfalls abzuflihrender Steuern) und die Verwal-
tungsvergitung die auf eine bestimmte Anteilsklas-
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se entfallen, gegebenenfalls einschliellich eines
Ertragsausgleichs, ausschlieRlich dieser Anteils-
klasse zugeordnet werden.

Von der in § 3 der Besonderen Vertragsbedingun-
gen vorgesehenen Mdglichkeit der Anteilsklassen-
bildung macht die Gesellschaft derzeit keinen Ge-
brauch.

Regeln fir die Ermittlung und Verwendung der
Ertrage

Ertragsausgleichsverfahren

Die Gesellschaft wendet fur das Sondervermégen
ein so genanntes Ertragsausgleichsverfahren an.
Das bedeutet, dass die wahrend des Ge-
schéftsjahres angefallenen anteiligen Ertrage, die
der Anteilerwerber als Teil des Ausgabepreises be-
zahlen muss und die der Verkaufer von Anteil-
scheinen als Teil des Riicknahmepreises vergiitet
erhalt, fortlaufend verrechnet werden. Bei der Be-
rechnung des Ertragsausgleichs werden die ange-
fallenen Aufwendungen berlcksichtigt.

Das Ertragsausgleichsverfahren  dient dazu,
Schwankungen im Verhéltnis zwischen Ertragen
und sonstigen Vermdgensgegenstanden auszuglei-
chen, die durch Nettomittelzufllisse oder Nettomit-
telabflusse aufgrund von Anteilverkdufen oder -
rickgaben verursacht werden. Denn jeder Nettomit-
telzufluss liquider Mittel wirde andernfalls den An-
teil der Ertrdge am Inventarwert des Son-
dervermdgens verringern, jeder Abfluss ihn vermeh-
ren.

Dabei wird in Kauf genommen, dass Anleger, die
beispielsweise kurz vor dem Ausschittungstermin
Anteile erwerben, den auf Ertrdge entfallenden Teil
des Ausgabepreises in Form einer Ausschittung
zuriickerhalten, obwohl ihr eingezahltes Kapital an
dem Entstehen der Ertrage nicht mitgewirkt hat.

Im Ergebnis fuhrt das Ertragsausgleichverfah-
ren dazu, dass der im Jahresbericht ausgewie-
sene Ertrag je Anteil nicht durch die Anzahl der
umlaufenden Anteile beeinflusst wird.

Geschéftsjahr und Ertragsverwendung

Das Geschéftsjahr des Sondervermdgens endet am
31. Oktober.

Ausschittung

Die Gesellschaft schittet grundséatzlich die wahrend
des Geschéftsjahres fir Rechnung des Sonderver-
mogens angefallenen und nicht zur Kostendeckung
verwendeten Zinsen, Dividenden und Ertrdge aus
Investmentanteilen sowie Entgelte aus Darlehens-
und Pensionsgeschéaften jedes Jahr im Januar die
Anleger aus. Verdulerungsgewinne und sonstige
Ertrage kdnnen ebenfalls zur Ausschittung heran-
gezogen werden.
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Auflésung und Ubertragung des Sondervermo-
gens

Die Anleger sind nicht berechtigt, die Auflésung des
Sondervermdgens zu verlangen. Die Gesellschaft
kann jedoch die Verwaltung eines Sondervermo-
gens unter Einhaltung einer Kundigungsfrist von
sechs Monaten durch Bekanntmachung im elektro-
nischen Bundesanzeiger und dariiber hinaus im
Jahres- oder Halbjahresbericht kindigen. AuRer-
dem werden die Anleger Uber ihre depotfihrenden
Stellen in Papierform oder in elektronischer Form
Uber die Kiindigung informiert.

Des Weiteren erlischt das Recht der Gesellschaft,
das Sondervermégen zu verwalten, wenn das Insol-
venzverfahren Uber das Vermogen der Gesellschaft
eroffnet ist oder mit der Rechtskraft des Gerichtsbe-
schlusses, durch den der Antrag auf die Erdffnung
des Insolvenzverfahrens mangels Masse nach § 26
der Insolvenzordnung abgewiesen wird. In diesen
Fallen geht das Verfiigungsrecht Uber das Sonder-
vermogen auf die Depotbank uber, die das Sonder-
vermogen abwickelt oder mit Genehmigung der
BaFin einer anderen Kapitalanlagegesellschaft die
Verwaltung Ubertragt.

Verfahren bei Aufldsung eines Sondervermégens

Die Ausgabe und die Ricknahme von Anteilen wird
eingestellt.

Der Erlos aus der VerduRRerung der Vermdgenswer-
te des Sondervermdgens abzliglich der noch durch
das Sondervermdgen zu tragenden Kosten und der
durch die Aufldsung verursachten Kosten werden
an die Anleger verteilt, wobei diese in Héhe ihrer
jeweiligen Anteile am Sondervermdgen Anspriiche
auf Auszahlung des Liquidationserléses haben.

Die Depotbank ist berechtigt, nicht abgerufene Li-
quidationserlése nach einer Frist von sechs Mona-
ten bei dem fiir die Gesellschaft zustandigen Amts-
gericht zu hinterlegen.

Die Gesellschaft erstellt auf den Tag, an dem ihr
Verwaltungsrecht erlischt, einen Auflésungsbericht,
der den Anforderungen an einen Jahresbericht
entspricht. Spéatestens drei Monate nach dem Stich-
tag der Auflosung des Sondervermégens wird der
Auflésungsbericht im elektronischen Bundesanzei-
ger und dartber hinaus auf der Internetseite der
Gesellschaft bekannt gemacht. Wahrend die Depot-
bank das Sondervermdgen abwickelt, erstellt sie
jahrlich sowie auf den Tag, an dem die Abwicklung
beendet ist, einen Bericht, der den Anforderungen
an einen Jahresbericht entspricht. Diese Berichte
sind ebenfalls spatestens drei Monate nach dem
Stichtag im elektronischen Bundesanzeiger bekannt
zu machen.
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Ubertragung aller Vermdgensgegenstande des
Sondervermdgens

Alle Vermdgensgegenstande des Sondervermdgens
dirfen zum Geschéftsjahresende auf ein anderes
bestehendes oder ein durch Verschmelzung neu
gegrindetes Sondervermdgen ubertragen werden.
Das Sondervermégen darf auch mit einem Invest-
mentfonds verschmolzen werden, der in einem
anderen EU- oder EWR-Staat aufgelegt wurde und
ebenfalls den Vorgaben der Richtlinie 2009/65/EG
entspricht (im Folgenden EU-
Investmentsondervermdgen). Mit Zustimmung der
BaFin kann ein anderer Ubertragungsstichtag be-
stimmt werden. Es kénnen auch zum Geschéaftsjah-
resende eines anderen Sondervermogens oder EU-
Investmentsondervermdgens alle Vermdgensge-
genstande dieses Sondervermégens auf das Son-
dervermégen Ubertragen werden. SchlieBlich be-
steht auch die Mdglichkeit, dass nur die Vermo-
genswerte eines EU-Investmentsondervermdgens
ohne dessen Verbindlichkeiten auf das Sonderver-
mogen Ubertragen werden.

Verfahren bei der Ubertragung von Sondervermo-
gen

Die depotfiihrenden Stellen lbermitteln den Anle-
gern spatestens 35 Arbeitstage vor dem geplanten
Ubertragungsstichtag in Papierform oder in elektro-
nischer Form Informationen zu den Griinden fur die
Verschmelzung, den potentiellen Auswirkungen fir
die Anleger, deren Rechte in Zusammenhang mit
der Verschmelzung sowie zu maf3geblichen Verfah-
rensaspekten. Die Anleger erhalten dabei auch die
wesentlichen Anlegerinformationen fiir das Sonder-
vermdgen bzw. das EU-
Investmentsondervermdgen, das bestehen bleibt
oder durch die Verschmelzung neu gebildet wird.

Die Anleger haben bis fiunf Arbeitstage vor dem
geplanten Ubertragungsstichtag entweder die Mog-
lichkeit, ihre Anteile zurtickzugeben, oder ihre Antei-
le gegen Anteile eines anderen Sondervermdégens
oder EU-Investmentsondervermégens umzutau-
schen, das ebenfalls von der Kapitalanlagegesell-
schaft oder einem Unternehmen desselben Kon-
zerns verwaltet wird und Uber eine dhnliche Anlage-
politik wie das Sondervermdgen verfugt.

Am Ubertragungsstichtag werden die Werte des
Ubernehmenden und des ubertragenden Son-
dervermdgens oder EU-Investment-
sondervermdgens berechnet, das Umtausch-
verhéltnis wird festgelegt und der gesamte Vor-
gang wird vom Abschlussprifer geprift. Das
Umtauschverhdltnis ermittelt sich nach dem
Verhéltnis der Nettoinventarwerte des Uuber-
nommenen und des aufnehmenden Sonderver-
moégens zum Zeitpunkt der Ubernahme. Der
Anleger erhélt die Anzahl von Anteilen an dem
neuen Sondervermégen, die dem Wert seiner
Anteile an dem Ubertragenden Sondervermdgen
entspricht. Es besteht auch die Mdglichkeit,
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dass den Anlegern des Ubertragenden Sonder-
vermogens bis zu 10 Prozent des Wertes ihrer
Anteile in bar ausgezahlt werden. Findet die
Verschmelzung wahrend des laufenden Ge-
schéaftsjahres des Ubertragenden Sondervermo-
gens statt, muss dessen verwaltende Gesell-
schaft auf den Ubertragungsstichtag einen Be-
richt erstellen, der den Anforderungen an einen
Jahresbericht entspricht.

Die Gesellschaft macht im elektronischen Bundes-
anzeiger und den in diesem Prospekt bezeichneten
elektronischen Informationsmedien bekannt, wenn
das Sondervermdgen einen anderen Fonds aufge-
nommen hat und die Verschmelzung wirksam ge-
worden ist. Sollte das Sondervermogen durch eine
Verschmelzung untergehen, tUbernimmt die Gesell-
schaft die Bekanntmachung, die den aufnehmenden
oder neu gegriindeten Fonds verwaltet.

Die Ubertragung aller Vermogensgegenstinde
eines Sondervermdgens bzw. EU-
Investmentsondermégens auf ein anderes findet nur
mit Genehmigung der BaFin statt. Die Ubertragung
darf nicht vor Ablauf von drei Monaten nach Be-
kanntmachung erfolgen, falls nicht mit der Zustim-
mung der BaFin ein friherer Zeitpunkt bestimmt
wird. Die neuen Anteile des Ubernehmenden Son-
dervermdgens gelten bei den Anlegern des Ubertra-
genden Sondervermdgens mit Beginn des dem
Ubertragungsstichtag folgenden Tages als ausge-
geben.

Kurzangaben Uber steuerrechtliche Vorschriften

Einzelheiten zur Besteuerung der Ertrage dieses
Sondervermdgens werden in den jahrlich erschei-
nenden Jahresberichten verdffentlicht.

Die Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften
gelten nur fur Anleger, die in Deutschland unbe-
schrankt steuerpflichtig sind. Fir ausléndische An-
leger werden lediglich einige allgemeine Hinweise
gegeben; diesen Anlegern empfehlen wir, sich vor
Erwerb von Anteilen an dem in diesem Verkaufs-
prospekt beschriebenen Sondervermdgen mit ihrem
Steuerberater in Verbindung zu setzen und mégli-
che steuerliche Konsequenzen aus dem Anteiler-
werb in ihrem Heimatland individuell zu kléren.

Das Sondervermdgen ist als Zweckvermégen von
der Kdorperschaft- und Gewerbesteuer befreit. Die
steuerpflichtigen Ertrdge des Sondervermdégens
werden jedoch beim Privatanleger als Einkinfte aus
Kapitalvermdgen der Einkommensteuer unterwor-
fen, soweit diese zusammen mit sonstigen Kapital-
ertragen den Sparer-Pauschbetrag von jahrlich 801
Euro (fur Alleinstehende oder getrennt veranlagte
Ehegatten) bzw. 1.602 Euro (fur zusammen veran-
lagte Ehegatten) Ubersteigen.

Einklinfte aus Kapitalvermégen unterliegen grund-
satzlich einem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzlig-
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lich Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kir-
chensteuer). Zu den Einklinften aus Kapitalvermo-
gen gehoéren auch die vom Sondervermdgen aus-
geschitteten Ertrdge, die ausschittungsgleichen
Ertrage, der Zwischengewinn sowie der Gewinn aus
dem An- und Verkauf von Fondsanteilen, wenn
diese nach dem 31. Dezember 2008 erworben wur-
den bzw. werden.

Der Steuerabzug hat fur den Privatanleger grund-
satzlich Abgeltungswirkung (sogenannte Abgeltung-
steuer), so dass die Einkiinfte aus Kapitalvermdgen
regelmaRig nicht in der Einkommensteuererklarung
anzugeben sind. Bei der Vornahme des Steuerab-
zugs werden durch die depotfihrende Stelle grund-
satzlich bereits Verlustverrechnungen vorgenom-
men und ausléandische Quellensteuern angerechnet.

Der Steuerabzug hat u.a. dann keine Abgeltungs-
wirkung, wenn der persénliche Steuersatz geringer
ist als der Abgeltungssatz von 25 Prozent. In die-
sem Fall kénnen die Einkunfte aus Kapitalvermdgen
in der Einkommensteuererklarung angegeben wer-
den. Das Finanzamt setzt den niedrigeren personli-
chen Steuersatz an und rechnet auf die Steuer-
schuld den Steuerabzug an (sog. Glnstigerpru-
fung).

Sofern Einkinfte aus Kapitalvermégen keinem
Steuerabzug unterlegen haben (weil z.B. ein Ge-
winn aus der VerduRRerung von Fondsanteilen in
einem ausléndischen Depot erzielt wird), sind diese
in der Steuererklarung anzugeben. Im Rahmen der
Veranlagung unterliegen die Einkunfte aus Kapital-
vermogen dann ebenfalls dem Abgeltungssatz von
25 Prozent oder dem niedrigeren persénlichen
Steuersatz.

Trotz Steuerabzug und hoherem personlichen
Steuersatz sind Angaben zu den Einkinften aus
Kapitalvermdgen zu machen, wenn im Rahmen der
Einkommensteuererklarung aullergewdhnliche
Belastungen oder Sonderausgaben (z.B. Spenden)
geltend gemacht werden.

Sofern sich die Anteile im Betriebsvermégen
befinden, werden die Ertrage als Betriebsein-
nahmen steuerlich erfasst. Die steuerliche Ge-
setzgebung erfordert zur Ermittlung der steuer-
pflichtigen bzw. der kapitalertragsteuerpflichti-
gen Ertrage eine differenzierte Betrachtung der
Ertragsbestandteile.

Anteile im Privatvermdgen (Steuerinlander)
Gewinne aus der Verauf3erung von Wertpapieren
und Gewinne aus Termingeschéften und Ertrage
aus Stillhalterpréamien

Gewinne aus der Verduf3erung von Aktien, eigen-
kapitaldahnlichen Genussrechten und Investmentan-
teilen, Gewinne aus Termingeschéaften sowie Ertra-
ge aus Stillhalterprdmien, die auf der Ebene des
Sondervermdgens erzielt werden, werden beim
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Anleger nicht erfasst, solange sie nicht ausgeschit-
tet werden. Zudem werden die Gewinne aus der
VerauRRerung der in § 1 Abs. 3 Sa. 3 Nr. 1 Buchsta-
ben a) bis f) InvStG genannten Kapitalforderungen
beim Anleger nicht erfasst, wenn sie nicht ausge-
schittet werden. Hierunter fallen folgende Kapital-
forderungen:-

a) Kapitalforderungen, die eine Emissionsrendite
haben

b) ,normale“ Anleihen und unverbriefte Forderun-
gen mit festem Kupon sowie Down-Rating-
Anleihen, Floater und Reverse-Floater,

c) Risiko-Zertifikate, die den Kurs einer Aktie oder
eines veroffentlichten Index flr eine Mehrzahl
von Aktien im Verhéltnis 1:1 abbilden,

d) Aktienanleihen, Umtauschanleihen und Wan-
deleihen,

e) ohne gesonderte Stickzinsausweise (flat) ge-
handelte Gewinnobligationen und Fremdkapital-
Genussrechte und

f) ,cum“-erworbene Optionsanleihen.

Werden Gewinne aus der Verdufl3erung der o.g.
Wertpapiere/Kapitalforderungen, Gewinne aus Ter-
mingeschéften sowie Ertrage aus Stillhalterprémien
ausgeschdttet, sind sie grundsatzlich steuerpflichtig
und unterliegen bei Verwahrung der Anteile im In-
land dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzuglich
Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchen-
steuer). Ausgeschittete Gewinne aus der Veraul3e-
rung von Wertpapieren und Gewinne aus Termin-
geschéften sind jedoch steuerfrei, wenn die Wert-
papiere auf Ebene des Sondervermdgens vor dem
1.1.2009 erworben bzw. das Termingeschéaft vor
dem 1.1.2009 eingegangen wurden.

Ergebnisse aus der Verauf3erung von Kapitalforde-
rungen, die nicht in der 0.g. Aufzéhlung enthalten
sind, sind steuerlich wie Zinsen zu behandeln.

Zinsen und zinsahnliche Ertrédge sowie auslandi-
sche Dividenden

Zinsen und zinsahnliche Ertrdge sowie auslandi-
sche Dividenden sind beim Anleger grundséatzlich
steuerpflichtig. Dies gilt unabhéngig davon, ob diese
Ertrage thesauriert oder ausgeschittet werden.

Ausgeschiittete oder thesaurierte Zinsen und zins-
ahnliche Ertrdge sowie ausléandische Dividenden
des Sondervermdgens unterliegen in der Regel dem
Steuerabzug von 25 Prozent (zuzuglich Solidaritats-
zuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen wer-
den, wenn der Anleger Steuerinlander ist und einen
Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die steuerpflich-
tigen Ertragsteile 801 Euro bei Einzelveranlagung
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bzw. 1.602 Euro bei Zusammenveranlagung von
Ehegatten nicht Ubersteigen.

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer NV-
Bescheinigung und bei auslandischen Anlegern bei
Nachweis der steuerlichen Ausléandereigenschatft.

Verwahrt der inlandische Anleger die Anteile eines
ausschuttenden Sondervermoégens in einem inlan-
dischen Depot bei der Kapitalanlagegesellschaft
oder einem Kreditinstitut (Depotfall), so nimmt das
depotfiihrende Kreditinstitut als Zahistelle vom
Steuerabzug Abstand, wenn ihm vor dem festge-
legten Ausschittungstermin ein in ausreichender
Hohe ausgestellter Freistellungsauftrag nach amtli-
chem Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom
Finanzamt fir die Dauer von drei Jahren erteilt wird,
vorgelegt wird. In diesem Fall erhdlt der Anleger die
gesamte Ausschiittung ungekirzt gutgeschrieben.

Handelt es sich um ein thesaurierendes Sonder-
vermogen, so wird bei Thesaurierung vor dem
01.01.2012 der Steuerabzug auf thesaurierte Zin-
sen, zinsdhnliche Ertrdge sowie auslandische Divi-
denden des Sondervermdgens in Ho6he von 25
Prozent (zuziglich Solidaritatszuschlag) durch die
Kapitalanlagegesellschaft selbst abgefiihrt. Der
Ausgabe- und Riicknahmepreis ermafigt sich inso-
weit um den Steuerabzug zum Ablauf des Ge-
schéftsjahres. Da die Anleger der Kapitalanlagege-
sellschaft regelméaRig nicht bekannt sind, kann in
diesem Fall kein Kirchensteuereinbehalt erfolgen,
so dass kirchensteuerpflichtige Anleger insoweit
Angaben in der Einkommensteuererklarung zu
machen haben.

Fir nach dem 31.12.2011 erfolgende Thesaurierun-
gen stellt das Sondervermdgen den depotfihrenden
Stellen die Kapitalertragsteuer nebst den maximal
anfallenden Zuschlagsteuern (Solidaritatszuschlag
und Kirchensteuer) zur Verfugung. Die depotfih-
renden Stellen nehmen den Steuerabzug wie im
Ausschittungsfall unter Berucksichtigung der per-
sonlichen Verhdltnisse der Anleger vor, so dass
insbesondere ggf. die Kirchensteuer abgefiihrt wer-
den kann. Soweit das Sondervermdgen den depot-
fuhrenden Stellen Betrdge zur Verfligung gestellt
hat, die nicht abgefuhrt werden missen, erfolgt eine
Erstattung.

Befinden sich die Anteile im Depot bei einem inlan-
dischen Kreditinstitut, so erhalt der Anleger, der
seiner depotfiihrenden Stelle einen in ausreichender
Hohe ausgestellten Freistellungsauftrag oder eine
NV-Bescheinigung vor Ablauf des Geschéftsjahres
des Sondervermoégens vorlegt, den abgefihrten
Steuerabzug (bzw. ab 2012 den depotfiihrenden
Stellen zur Verflgung gestellten Betrag) seinem
Konto gutgeschrieben oder in neue Fondsanteile
wieder angelegt.

Sofern der Freistellungsauftrag oder die NV-

Bescheinigung nicht bzw. nicht rechtzeitig vorgelegt
wird, erhélt der Anleger in jedem Fall von der de-
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potfihrenden Stelle eine Steuerbescheinigung Uber
den einbehaltenen und abgefiihrten Steuerabzug
und den Solidaritatszuschlag. Der Anleger hat dann
die Mdéglichkeit, den Steuerabzug im Rahmen seiner
Einkommensteuerveranlagung auf seine Steuer-
schuld anrechnen zu lassen.

Werden Anteile ausschittender Sondervermdgen
nicht in einem Depot verwahrt und Ertragsscheine
einem inlandischen Kreditinstitut vorgelegt (Eigen-
verwahrung), wird der Steuerabzug in Hohe von 25
Prozent (zuziglich Solidaritatszuschlag) vorge-
nommen.

Inlandische Dividenden

Inlandische Dividenden, die vom Sondervermdgen
ausgeschttet oder thesauriert werden, sind beim
Anleger grundsétzlich steuerpflichtig.

Bei Ausschittung oder Thesaurierung, die vor dem
01.01.2012 vorgenommen werden, wird von der
inlandischen Dividende ein Steuerabzug in Héhe
von 25 Prozent (zuziiglich Solidaritatszuschlag) von
der Kapitalanlagegesellschaft vorgenommen. Die
depotfuhrende Stelle bertcksichtigt bei Ausschit-
tungen zudem einen ggf. vorliegenden Antrag auf
Kirchensteuereinbehalt.

Der Anleger erhélt den Steuerabzug von 25 Prozent
(zuztiglich Solidaritatszuschlag) in voller Hohe sofort
erstattet bzw. in neue Fondsanteile wiederangelegt,
sofern die Anteile bei der Kapitalanlagegesellschaft
oder einem inlandischen Kreditinstitut verwahrt
werden und dort ein Freistellungsauftrag in ausrei-
chender Héhe oder eine NV-Bescheinigung vorliegt.
Anderenfalls kann er den Steuerabzug von 25 Pro-
zent (zuzuglich Solidaritatszuschlag) unter Beifu-
gung der steuerlichen Bescheinigung der depotfiih-
renden Stelle auf seine personliche Einkom-
mensteuerschuld anrechnen.

Fur nach dem 31.12.2011 erfolgende Ausschuittun-
gen und Thesaurierungen stellt das Sondervermo-
gen den depotfihrenden Stellen die Kapitalertrag-
steuer nebst den maximal anfallenden Zuschlag-
steuern (Solidaritatszuschlag und Kirchensteuer)
zur Verfiigung. Die depotfiihrenden Stellen nehmen
den Steuerabzug unter Beriicksichtigung der per-
sonlichen Verhéltnisse der Anleger vor, so dass
insbesondere ggf. die Kirchensteuer abgefiihrt wer-
den kann. Soweit das Sondervermdgen den depot-
fuhrenden Stellen Betrage zur Verfugung gestellt
hat, die nicht abgefuhrt werden missen, erfolgt eine
Erstattung.

Negative steuerliche Ertrage

Verbleiben negative Ertrage nach Verrechnung mit
gleichartigen positiven Ertragen auf der Ebene des
Sondervermoégens, werden diese auf Ebene des
Sondervermdgens vorgetragen. Diese konnen auf
Ebene des Sondervermégens mit kinftigen gleich-
artigen positiven steuerpflichtigen Ertrdgen der
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Folgejahre verrechnet werden. Eine direkte Zurech-
nung der negativen steuerlichen Ertrdge auf den
Anleger ist nicht méglich. Damit wirken sich diese
negativen Betrdge beim Anleger bei der Einkom-
mensteuer erst in dem Veranlagungszeitraum
(Steuerjahr) aus, in dem das Geschéftsjahr des
Sondervermdgens endet, bzw. die Ausschuttung fur
das Geschéftsjahr des Sondervermdégens erfolgt, fur
das die negativen steuerlichen Ertrage auf Ebene
des Sondervermdgens verrechnet worden sind.
Eine frihere Geltendmachung bei der Einkommens-
teuer des Anlegers ist nicht méglich.

Substanzauskehrungen

Substanzauskehrungen sind nicht steuerbar.

Substanzauskehrungen, die der Anleger wéahrend
seiner Besitzzeit erhalten hat, sind allerdings dem
steuerlichen Ergebnis aus der VerauRerung der
Fondsanteile hinzuzurechnen, d.h. sie erhéhen den
steuerlichen Gewinn. Alternativ kdnnen die fortge-
fuhrten Anschaffungskosten um den anteiligen Be-
trag der Substanzausschittung vermindert werden.

VerauflRerungsgewinne auf Anlegerebene

Werden Anteile an einem Sondervermdgen, die
nach dem 31.12.2008 erworben wurden, von einem
Privatanleger veraufRert, unterliegt der Verdul3e-
rungsgewinn, unabhéngig von der Haltedauer der
Fondsanteile, dem Abgeltungssatz von 25 Prozent.

Sofern die Anteile in einem inlandischen Depot
verwahrt werden, nimmt die depotfiihrende Stelle
den Steuerabzug von 25 Prozent (zuziglich Solida-
ritdtszuschlag und ggf. Kirchensteuer) vor.

Der Steuerabzug von 25 Prozent (zuziglich Solida-
ritdtszuschlag und ggf. Kirchensteuer) kann durch
die Vorlage eines ausreichenden Freistellungsauf-
trags bzw. einer NV-Bescheinigung vermieden wer-
den.

Bei einer VeraulRerung der vor dem 1.1.2009 erwor-
benen Anteile ist der Gewinn bei Privatanlegern
steuerfrei.

Bei der Ermittlung des VerdulRerungsgewinns sind
die Anschaffungskosten um den Zwischengewinn
im Zeitpunkt der Anschaffung und der Verdufe-
rungspreis um den Zwischengewinn im Zeitpunkt
der VeraufRerung zu kiirzen, damit es nicht zu einer
doppelten einkommenssteuerlichen Erfassung von
Zwischengewinnen kommen kann. Zudem ist der
VerauRerungspreis um die thesaurierten Ertrdge zu
kiirzen, die der Anleger bereits versteuert hat, damit
es auch insoweit nicht zu einer Doppelbesteuerung
kommt.

Der Gewinn aus der Verauerung nach dem
31.12.2008 erworbener Fondsanteile ist insoweit
steuerfrei, als er auf die wahrend der Besitzzeit im
Fonds entstandenen, noch nicht auf der Anleger-
ebene erfassten, nach DBA-steuerfreien Ertrage
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zuriickzufiihren ist (sog. besitzzeitanteiliger Immobi-
liengewinn).

Die Kapitalanlagegesellschaft veroffentlicht den
Immobiliengewinn bewertungstaglich als Prozent-
satz des Wertes des Investmentanteils.

Anteile im Betriebsvermégen (Steuerinlander)

Bei Anteilen im Betriebsvermdgen hat der Steuer-
abzug in Hohe von 25 Prozent keine abgeltende
Wirkung. Der Steuerabzug stellt lediglich eine Vo-
rauszahlung auf die betriebliche Steuerschuld dar.

Gewinne aus der VerauRerung von Wertpapieren
und Gewinne aus Termingeschaften

Gewinne aus der VeraulRerung von Aktien, eigen-
kapitaldhnlichen Genussrechten und Investmentan-
teilen, Gewinne aus Termingeschéften sowie Ertra-
ge aus Stillhalterpramien, die auf der Eben des
Sondervermdgens erzielt werden, werden beim
Anleger nicht erfasst, solange sie nicht ausgeschiit-
tet werden.

Zudem werden die Gewinne aus der VeraufRerung
der in 8 1 Abs. 3 Sa. 3 Nr. 1 Buchstaben a) bis f)
InvStG genannten Kapitalforderungen beim Anleger
nicht erfasst, wenn sie nicht ausgeschiittet werden.
Hierunter fallen folgende Kapitalforderungen:-

a) Kapitalforderungen, die eine Emissionsrendite
haben

b) ,normale“ Anleihen und unverbriefte Forderun-
gen mit festem Kupon sowie Down-Rating-
Anleihen, Floater und Reverse-Floater,

c) Risiko-Zertifikate, die den Kurs einer Aktie oder
eines verodffentlichten Index fir eine Mehrzahl
von Aktien im Verhéltnis 1:1 abbilden,

d) Aktienanleihen, Umtauschanleihen und Wan-
delanleihen,

e) ohne gesonderte Stuckzinsausweise (flat) ge-
handelte Gewinnobligationen und Fremdkapital-
Genussrechte und

f) ,cum“-erworbene Optionsanleihen.

Werden diese Gewinne ausgeschittet, so sind sie
steuerlich auf Anlegerebene zu bericksichtigen.
Dabei sind VeraulRerungsgewinne ganz1 (bei Anle-
gern, die Korperschaften sind) oder zu 40 Prozent
(bei sonstigen betrieblichen Anlegern, z.B. Einzelun-
ternehmern)  steuerfrei  (Teileinkunfteverfahren)
VeraufRerungsgewinne aus Ren-

! 5 Prozent der VerauRerungsgewinne aus Aktien gelten
bei Korperschaften als nichtabzugsfahige Betriebsausga-
ben und sind somit steuerpflichtig.
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ten/Kapitalforderungen, Gewinne aus Terminge-
schaften und Ertrdge aus Stillhalterpramien sind
hingegen in voller Héhe steuerpflichtig.

Ergebnisse aus der VeraulRerung von Kapitalforde-
rungen, die nicht in der o0.g. Aufzéhlung enthalten
sind, sind steuerlich wie Zinsen zu behandeln.
Ausgeschittet ~ WertpapierverauR3erungsgewinne,
ausgeschittete  Termingeschaftsgewinne  sowie
ausgeschittete Ertrage aus Stillhalterpramien unter-
liegen grundsatzlich dem Steuerabzug (Kapitaler-
tragsteuer 25 Prozent zuzlglich Solidaritatszu-
schlag). Dies gilt nicht fiir Gewinne aus der Verau-
Rerung von vor dem 1.1.2009 erworbenen Wertpa-
pieren und Gewinnen aus vor dem 1.1.2009 einge-
gangenen Termingeschaften. Die auszahlende
Stelle nimmt jedoch insbesondere dann keinen
Steuerabzug vor, wenn der Anleger eine unbe-
schrankt steuerpflichtige Kérperschaft ist oder diese
Kapitalertrage Betriebseinnahmen eines inlandi-
schen Betriebs sind und dies der auszahlenden
Stelle vom Glaubiger der Kapitalertrage nach amt-
lich vorgeschriebenen Vordruck erklart wird.

Zinsen und zinséhnliche Ertrage

Zinsen und zinsahnliche Ertrage sind beim Anleger
grundsatzlich steuerpflichtigz. Dies gilt unabhangig
davon, ob diese Ertrage thesauriert oder ausge-
schittet werden.

Befinden sich die Anteile im Betriebsvermoégen, ist
eine Abstandnahme vom Steuerabzug bzw. eine
Vergltung des Steuerabzugs nur durch Vorlage
einer entsprechenden NV-Bescheinigung mdglich.
Ansonsten erhélt der Anleger eine Steuerbescheini-
gung Uber den Steuerabzug.

In- und auslandische Dividenden

Vor dem 01.03.2013 dem Sondervermégen zuge-
flossene oder als zugeflossen geltende Dividenden
in- und auslandischer Aktiengesellschaften, die auf
Anteile im Betriebsvermégen ausgeschittet oder
thesauriert werden, sind mit Ausnahme von Divi-
denden nach dem REITG bei Korperschaften
grundsétzlich steuerfrei (5 Prozent der Dividenden
gelten bei Korperschaften als nichtabzugsféhige
Betriebsausgaben und sind somit letztlich doch
steuerpflichtig). Aufgrund der Neuregelung zur Be-
steuerung von Streubesitzdividenden sind nach
dem 28.02.2013 dem Sondervermdgen aus der
Direktanlage zugeflossene oder als zugeflossen
geltende Dividenden in- und ausléndischer Aktien-
gesellschaften bei Kdorperschaften steuerpflichtig.
Von Einzelunternehmern sind Dividenden — mit
Ausnahme der Dividenden nach dem REITG - zu 60
Prozent zu versteuern (Teileinkinfteverfahren).

2 Die zu versteuernden Zinsen sind gem. § 2 Abs. 2a
InvStG im Rahmen der Zinsschrankenregelung nach 8§ 4h
EStG zu bertcksichtigen.
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Negative steuerliche Ertrage

Verbleiben negative Ertrage nach Verrechnung mit
gleichartigen positiven Ertragen auf der Ebene des
Sondervermdgens, werden diese auf Ebene des
Sondervermdgens vorgetragen. Diese konnen auf
Ebene des Sondervermégens mit kinftigen gleich-
artigen positiven steuerpflichtigen Ertrdgen der
Folgejahre verrechnet werden. Eine direkte Zurech-
nung der negativen steuerlichen Ertrdge auf den
Anleger ist nicht méglich. Damit wirken sich diese
negativen Betrdge beim Anleger bei der Einkom-
mensteuer bzw. Korperschaftsteuer erst in dem
Veranlagungszeitraum (Steuerjahr) aus, in dem das
Geschéftsjahr des Sondervermégens endet, bzw.
die Ausschittung fur das Geschéftsjahr des Son-
dervermdégens erfolgt, fir das die negativen steuer-
lichen Ertrage auf Ebene des Sondervermogens
verrechnet worden sind. Eine frihere Geltendma-
chung bei der Einkommensteuer bzw. Kérper-
schaftsteuer des Anlegers ist nicht méglich.

Substanzauskehrungen

Substanzauskehrungen sind nicht steuerbar. Dies
bedeutet fir einen bilanzierenden Anleger, dass die
Substanzauskehrungen in der Handelsbilanz er-
tragswirksam zu vereinnahmen sind, in der Steuer-
bilanz aufwandswirksam ein passiver Ausgleichs-
posten zu bilden ist und damit technisch die histori-
schen Anschaffungskosten steuerneutral gemindert
werden. Alternativ kénnen die fortgefihrten An-
schaffungskosten um den anteiligen Betrag der
Substanzausschittung vermindert werden.

VerauRRerungsgewinne auf Anlegerebene

Gewinne aus der Verduferung von Anteilen im
Betriebsvermégen sind fir Kérperschaften grund-
satzlich steuerfrei (5 Prozent des steuerfreien Ver-
aulerungsgewinns gelten bei Korperschaften als
nichtabzugsféhige Betriebsausgaben und sind somit
letztlich doch steuerpflichtig), soweit die Gewinne
aus noch nicht zugeflossenen oder noch nicht als
zugeflossen geltenden Dividenden und aus reali-
sierten und nicht realisierten Gewinnen des Sonder-
vermdgens aus in- und auslandischen Aktien her-
rihren und soweit diese Dividenden und Gewinne
bei Zurechnung an den Anleger steuerfrei sind (so-
genannter Aktiengewinn). Von Einzelunternehmern
sind diese VeraufRRerungsgewinne zu 60 Prozent zu
versteuern. Die Kapitalanlagegesellschaft veroffent-
licht den Aktiengewinn (ab 01.03.2013 aufgrund der
oben erwahnten Gesetzesanderung zwei Aktienge-
winne getrennt fur Kdrperschaften und Einzelunter-
nehmer — ggf. erfolgt die getrennte Verdffentlichung
erst nachtraglich) bewertungstaglich als Prozentsatz
des Wertes des Investmentanteils.

Steuerauslander

Verwahrt ein Steuerauslander Anteile an ausschiit-
tenden Sondervermdgen im Depot bei einem inlan-
dischen Kreditinstitut (Depotfall), wird vom Steuer-
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abzug auf Zinsen, zinsahnliche Ertrage, Wertpa-
pierverduRerungsgewinne, Termingeschafte und
auslandische Dividenden Abstand genommen,
sofern er seine steuerliche Auslandereigenschaft
nachweist. Inwieweit eine Anrechnung oder Erstat-
tung des Steuerabzugs auf inlandische Dividenden
fur den auslandischen Anleger mdglich ist, hangt
von dem zwischen dem Sitzstaat des Anlegers und
der Bundesrepublik Deutschland bestehenden Dop-
pelbesteuerungsabkommen ab. Sofern die Aus-
landereigenschaft dem depotfihrenden Kreditinstitut
nicht bekannt bzw. nicht rechtzeitig nachgewiesen
wird, ist der auslandische Anleger gezwungen, die
Erstattung des Steuerabzugs gemaR § 37 Absatz 2
AO zu beantragen. Zustandig ist das Betriebs-
stattenfinanzamt der depotfiihrenden Stelle.

Hat ein auslandischer Anleger Anteile thesaurieren-
der Sondervermdgen im Depot bei einem inlandi-
schen Kreditinstitut, wird ihm bei Nachweis seiner
steuerlichen Auslandereigenschaft der Steuerabzug
in Hohe von 25 Prozent, soweit dieser nicht auf
inlandische Dividenden entfallt, erstattet oder in
neue Anteile angelegt. Erfolgt der Antrag auf Erstat-
tung verspatet, kann - wie bei verspatetem Nach-
weis der Auslandereigenschaft bei ausschittenden
Fonds - eine Erstattung gemaR § 37 Absatz 2 AO
beantragt werden.

Inwieweit eine Anrechnung oder Erstattung des
Steuerabzugs auf inlandische Dividenden fir den
auslandischen Anleger mdéglich ist, hangt von dem
zwischen dem Sitzstaat des Anlegers und der Bun-
desrepublik Deutschland bestehenden Doppelbe-
steuerungsabkommen ab. Eine DBA-Erstattung der
Kapitalertragsteuer auf inlandische Dividenden
erfolgt Uber das Bundeszentralamt fiir Steuern
(BZSt) in Bonn.

Solidaritatszuschlag

Auf den bei Ausschittungen oder Thesaurierungen
abzufiihrenden Steuerabzug ist ein Solidaritatszu-
schlag in Ho6he von 5,5 Prozent zu erheben. Der
Solidaritatszuschlag ist bei der Einkommensteuer
und Korperschaftsteuer anrechenbar.

Fallt kein Steuerabzug an bzw. erfolgt bei Thesau-
rierung die Vergltung des Steuerabzugs - bei-
spielsweise bei ausreichendem Freistellungsauftrag,
NV-Bescheinigung oder Nachweis der Steueraus-
landereigenschaft —, ist kein Solidaritdtszuschlag
abzufiihren bzw. bei Thesaurierung wird der einbe-
haltene Solidaritatszuschlag vergutet.

Kirchensteuer

Soweit die Einkommensteuer bereits von einer
inlandischen depotfihrenden Stelle (Abzugsver-
pflichteter) durch den Steuerabzug erhoben wird,
kann die darauf entfallende Kirchensteuer nach dem
Kirchensteuersatz der Religionsgemeinschaft, der
der Kirchensteuerpflichtige angehért, als Zuschlag
zum Steuerabzug erhoben werden. Zu diesem
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Zweck hat der Kirchensteuerpflichtige dem Abzugs-
verpflichteten in einem schriftichen Antrag seine
Religionsangehorigkeit zu benennen. Ehegatten
haben in dem Antrag im Falle von Gemeinschafts-
depots zudem zu erklaren, in welchem Verhaltnis
der auf jeden Ehegatten entfallende Anteil der Kapi-
talertrdge zu den gesamten Kapitalertragen der
Ehegatten steht, damit die Kirchensteuer entspre-
chend diesem Verhéltnis aufgeteilt, einbehalten und
abgefiihrt werden kann. Wird kein Aufteilungsver-
haltnis angegeben, erfolgt eine Aufteilung nach
Kopfen.

Die Abzugsfahigkeit der Kirchensteuer als Sonder-
ausgabe wird bereits beim Steuerabzug mindernd
berlcksichtigt.

Sonstige steuerliche Hinweise
Auslandische Quellensteuer

Auf die auslandischen Ertrdge des Sondervermo-
gens wird teilweise in den Herkunftslandern Quel-
lensteuer einbehalten.

Die Kapitalanlagegesellschaft kann die anrechenba-
re Quellensteuer auf der Ebene des Sondervermo-
gens wie Werbungskosten abziehen. In diesem Fall
ist die auslandische Quellensteuer auf Anlegerebe-
ne weder anrechenbar noch abzugsfahig.

Ubt die Kapitalanlagegesellschaft ihr Wahlrecht zum
Abzug der auslandischen Quellensteuer auf Fonds-
ebene nicht aus, dann wird die anrechenbare Quel-
lensteuer bereits beim Steuerabzug mindernd be-
ricksichtigt.

Gesonderte Feststellung, AulRenprifung

Die Besteuerungsgrundlagen, die auf Ebene des
Sondervermdgens ermittelt werden, sind gesondert
festzustellen. Hierzu hat die Investmentgesellschaft
beim zustédndigen Finanzamt eine Feststellungser-
klarung abzugeben. Anderungen der Feststellungs-
erklarungen z. B. anlasslich einer AuBenprifung (8
11 Absatz 3 InvStG) der Finanzverwaltung werden
fur das Geschéftsjahr wirksam, in dem die geander-
te Feststellung unanfechtbar geworden ist. Die
steuerliche Zurechnung dieser gednderten Feststel-
lung beim Anleger erfolgt dann zum Ende dieses
Geschéftsjahres bzw. am Ausschittungstag bei der
Ausschittung fir dieses Geschéftsjahr.

Damit treffen die Bereinigungen von Fehlern wirt-
schaftlich die Anleger, die zum Zeitpunkt der
Fehlerbereinigung an dem Sondervermégen betei-
ligt sind. Die Auswirkungen kdnnen entweder positiv
oder negativ sein.

Zwischengewinnbesteuerung

Zwischengewinne sind die im Verkaufs- oder Riick-
gabepreis enthaltenen Entgelte flr vereinnahmte
oder aufgelaufene Zinsen sowie Gewinne aus der
Ver&uflerung von nicht in § 1 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1

Seite 30 von 47



Buchstaben a) bis f) InvStG genannten Kapitalforde-
rungen, die vom Fonds noch nicht ausgeschittet
oder thesauriert und infolgedessen beim Anleger
noch nicht steuerpflichtig wurden (etwa Stiickzinsen
aus festverzinslichen Wertpapieren vergleichbar).
Der vom Sondervermdgen erwirtschaftete Zwi-
schengewinn ist bei Ruckgabe oder Verkauf der
Anteile durch Steuerinlander einkommensteuer-
pflichtig. Der Steuerabzug auf den Zwischengewinn
betragt 25 Prozent (zuzlglich 5,5 Prozent Solidari-
tatszuschlag und ggf. Kirchensteuer).

Der bei Erwerb von Anteilen gezahlte Zwischenge-
winn kann im Jahr der Zahlung beim Privatanleger
einkommensteuerlich als negative Einnahme abge-
setzt werden, wenn ein Ertragsausgleichsverfahren
durchgefihrt wird und sowohl bei der Veroffentli-
chung des Zwischengewinns als auch im Rahmen
der von den Berufstragern zu bescheinigenden
Steuerdaten hierauf hingewiesen wird. Er wird auch
beim Steuerabzug steuermindernd berlcksichtigt.
Wird der Zwischengewinn nicht veréffentlicht, sind
jahrlich 6 Prozent des Entgeltes fiir die Riickgabe
oder VerauRerung des Investmentanteils als Zwi-
schengewinn anzusetzen. Bei betrieblichen Anle-
gern ist der gezahlte Zwischengewinn unselbstandi-
ger Teil der Anschaffungskosten, die nicht zu korri-
gieren sind. Bei Riuckgabe oder Verauf3erung des
Investmentanteils bildet der erhaltene Zwischenge-
winn einen unselbstédndigen Teil des VeraulRe-
rungserloses. Eine Korrektur ist nicht vorzunehmen.

Die Zwischengewinne kdnnen regelmaRig auch den
Abrechnungen sowie den Ertragnisaufstellungen
der Banken entnommen werden.

Folgen der Verschmelzung von Sondervermégen

In den Fallen Verschmelzung eines inlandischen
Sondervermégens in ein anderes inlandisches Son-
dervermégen kommt es weder auf der Ebene der
Anleger noch auf der Ebene der beteiligten Sonder-
vermogen zu einer Aufdeckung von stillen Reser-
ven, d.h. dieser Vorgang ist steuerneutral. Das
Gleiche gilt fiir die Ubertragung aller Vermégensge-
genstdnde eines inlandischen Sondervermdgens
auf eine inlandische Investmentaktiengesellschaft
oder ein Teilgesellschaftsvermégen einer inlandi-
schen Investmentaktiengesellschaft. Erhalten die
Anleger des ubertragenden Sondervermdgens eine
Barzahlung im Sinne des 8§ 40h InvG, ist diese wie
eine Ausschittung eines sonstigen Ertrags zu be-
handeln. Vom Ubertragenden Sondervermdgen
erwirtschafte und noch nicht ausgeschiittete Ertrage
werden den Anlegern zum Ubertragungsstichtag als
sog. ausschittungsgleiche Ertrage steuerlich zuge-
wiesen.

Transparente, semitransparente und intransparente
Besteuerung

Die oben genannten Besteuerungsgrundsatze (sog.

transparente Besteuerung) gelten nur, wenn samtli-
che Besteuerungsgrundlagen im Sinne des § 5
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Absatz 1 InvStG bekannt gemacht werden (sog.
steuerliche Bekanntmachungspflicht). Dies gilt auch
insoweit, als das Sondervermdgen Anteile an ande-
ren inlandischen Sondervermégen und Investmen-
taktiengesellschaften, EG-Investmentanteile und
auslandische Investmentanteile, die keine EG-
Investmentanteile sind, erworben hat (Zielfonds im
Sinne des 8§ 10 InvStG) und diese ihren steuerlichen
Bekanntmachungspflichten nachkommen.

Die Kapitalanlagegesellschaft ist bestrebt, samtliche
Besteuerungsgrundlagen, die ihr zuganglich sind,
bekannt zu machen.

Die erforderliche Bekanntmachung kann jedoch
nicht garantiert werden, soweit das Sondervermo-
gen Zielfonds erworben hat und diese ihren steuer-
lichen Bekanntmachungspflichten nicht nachkom-
men. In diesem Fall werden die Ausschittungen
und der Zwischengewinn des jeweiligen Zielfonds
sowie 70 Prozent der Wertsteigerung im letzten
Kalenderjahr des jeweiligen Zielfonds (mindestens
jedoch 6 Prozent des Ricknahmepreises) als steu-
erpflichtiger Ertrag auf der Ebene des Sonderver-
mdgens angesetzt.

EU-Zinsrichtlinie/Zinsinformationsverordnung

Die Zinsinformationsverordnung (kurz ZIV), mit der
die Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni
2003, ABL. EU Nr. L 157 S. 38 umgesetzt wird, soll
grenziuberschreitend die effektive Besteuerung von
Zinsertragen natirlicher Personen im Gebiet der EU
sicherstellen. Mit einigen Drittstaaten (insbesondere
mit der Schweiz, Liechtenstein, Channel Islands,
Monaco und Andorra) hat die EU Abkommen abge-
schlossen, die der EU-Zinsrichtlinie weitgehend
entsprechen. Dazu werden grundsétzlich Zinsertra-
ge, die eine im europdischen Ausland oder be-
stimmten Drittstaaten anséssige natirliche Person
von einem deutschen Kreditinstitut (das insoweit als
Zahlstelle handelt) gutgeschrieben erhélt, von dem
deutschen Kreditinstitut an das Bundeszentralamt
far Steuern und von dort aus letztlich an die auslan-
dischen Wohnsitzfinanzdmter gemeldet. Entspre-
chend werden grundsétzlich Zinsertrdge, die eine
nattrliche Person in Deutschland von einem aus-
landischen Kreditinstitut im europdischen Ausland
oder in bestimmten Drittstaaten erhélt, von der aus-
landischen Bank letztlich an das deutsche Wohn-
sitzfinanzamt gemeldet. Alternativ behalten einige
auslandische Staaten Quellensteuern ein, die in
Deutschland anrechenbar sind.Konkret betroffen
sind folglich die innerhalb der Européischen Union
bzw. in den beigetretenen Drittstaaten ansassigen
Privatanleger, die grenziberschreitend in einem
anderen EU-Land ihr Depot oder Konto fuhren und
Zinsertrage erwirtschaften. U. a. Luxemburg und die
Schweiz haben sich verpflichtet, von den Zinsertré-
gen eine Quellensteuer i.H.v. 20 Prozent (ab
1.7.2011: 35 Prozent) einzubehalten. Der Anleger
erhalt im Rahmen der steuerlichen Dokumentation
eine Bescheinigung, mit der er sich die abgezoge-
nen Quellensteuern im Rahmen seiner Einkommen-
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steuererklarung anrechnen lassen kann. Alternativ
hat der Privatanleger die Mdoglichkeit, sich vom
Steuerabzug im Ausland befreien zu lassen, indem
er eine Ermachtigung zur freiwilligen Offenlegung
seiner Zinsertrdage gegenuber der auslandischen
Bank abgibt, die es dem Institut gestattet, auf den
Steuerabzug zu verzichten und stattdessen die
Ertrdge an die gesetzlich vorgegebenen Finanzbe-
hérden zu melden.

Nach der ZIV ist von der Kapitalanlagegesellschaft
fur jeden in— und auslandischen Fonds anzugeben,
ob er der ZIV unterliegt (in scope) oder nicht (out of
scope). Fur diese Beurteilung enthalt die ZIV zwei
wesentliche Anlagegrenzen. Wenn das Vermdgen
eines Fonds aus hdéchstens 15 Prozent Forderun-
gen im Sinne der ZIV besteht, haben die Zahlstel-
len, die letztendlich auf die von der Kapitalanlage-
gesellschaft gemeldeten Daten zurtickgreifen, keine
Meldungen an das Bundeszentralamt fiir Steuern zu
versenden. Ansonsten l6st die Uberschreitung der
15 Prozent-Grenze eine Meldepflicht der Zahlstel-
len an das Bundeszentralamt fur Steuern tber den
in der Ausschittung enthaltenen Zinsanteil aus. Bei
Uberschreiten der 40 Prozent (bzw. fiir nach dem
31.12.2010 endende Geschéftsjahre 25 Prozent) -
Grenze ist der in der Rickgabe oder VerauRerung
der Fondsanteile enthaltene Zinsanteil zu melden.
Handelt es sich um einen ausschittenden Fonds,
so ist zuséatzlich im Falle der Ausschiittung der darin
enthaltene Zinsanteil an das Bundeszentralamt fur
Steuern zu melden. Handelt es sich um einen the-
saurierenden Fonds, erfolgt eine Meldung konse-
quenterweise nur im Falle der Ruckgabe oder Ver-
aulerung des Fondsanteils.

Hinweis:

Die steuerlichen Ausfiihrungen gehen von der
derzeit bekannten Rechtslage aus. Sie richten
sich an in Deutschland unbeschrankt einkom-
mensteuerpflichtige oder unbeschrankt kdrper-
schaftsteuerpflichtige Personen. Es kann jedoch
keine Gewahr dafiir tbernommen werden, dass
sich die steuerliche Beurteilung durch Gesetz-
gebung, Rechtsprechung oder Erlasse der Fi-
nanzverwaltung nicht andert.

Jahres- und Halbjahresberichte / Abschlusspri-
fer

Die Jahres- und Halbjahresberichte sind bei der
Gesellschaft und der Depotbank erhéltlich.

Mit der Prifung des Sondervermégens und des
Jahresberichtes ist die KPMG AG Wirtschaftspri-
fungsgesellschaft, Frankfurt am Main, beauftragt.
Portfolioberater

Die Gesellschaft wird bei der Anlageentscheidung

durch die Neunorm Finance AG, Dufourstr. 181,
CH-8008 Ziirich beraten.
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Zahlungen an die Anteilinhaber/Verbreitung der
Berichte und sonstige Informationen

Durch die Beauftragung der Depotbank ist sicher-
gestellt, dass dem Anleger die Thesaurierungen
gutgeschrieben werden und dass Anteile zu-
rickgenommen werden. Die in diesem Verkaufs-
prospekt erwéhnten Anlegerinformationen kdnnen
auf dem unter ,Grundlagen“ angegebenen Wege
bezogen werden. Daruber hinaus sind diese Unter-
lagen auch bei der Depotbank und der Vertriebsge-

sellschaft zu erhalten.

Weitere Sondervermdégen, die von der Gesell-

schaft verwaltet werden

Von der Gesellschaft werden noch folgende andere

Publikums-Sondervermégen verwaltet, die nicht
Inhalt dieses Verkaufsprospekts sind:

Name des Sondervermdégens ISIN
Accellerate V DEOOOAODPZE9
BHF-BANK Schweiz — Aktien | DEOOOAQYAEG7Y
Weltweit

BFS-Invesco EuroMIX DE0005318893
Castell VV Ausgewogen DEO00A1JSWMS8
Castell VV Defensiv DEOOOA1JSWLO
Da Vinci Strategie Ul Fonds DEOOOAORE964
DBC Basic Return DEOOOAOM6MR6
DBC Dynamic Return DEOOOAOM6EMS4
DBC Opportunity DEOOOAONJGRS3
Die Fondsionére - Global DEOOOAOMRABS
Invest

ETF-Strategie Global Control | DEOOOA1CXUY2
Il

Euroland Protect lo DE0004156328
FMG Flexible Strategy Fund DEOOOAQYAEH5
Fonds fiir Stiftungen Invesco | DE0008023565
Frankfurter Aktienfonds fur DEOOOA1ISWP1
Stiftungen A

Frankfurter Aktienfonds fur DEOOOAOM8HD2
Stiftungen T

Global Challengers FT DEOOOAONEBP9
H1 Flexible Top Select DEO00A1CXUZ9
Invesco Europa Core Aktien- | DE0008470337
fonds

Invesco Global Dynamik DE0008470469
Fonds

Invesco Umwelt und Nach- DEO0008470477
haltigkeits Fonds

Invesco Passiv Plus Aktien DEOOOA1JSWS5
Euro F

Invesco Passiv Plus Aktien DEOOOAL1ISWT3
Global F

KB Vermdgensverwal- DEOOOAL1CXUT2
tungsfonds

LAGOS DEOOOAORKYO03
Mauselus DEOOOAODPZF6
Mercedes-Benz  Bank In- | DE0002160066
vesco Zuwachs

MONDEOR Capital Bond DEOOOA1CXUWG6
Fund
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MPF Abakus DEOOOAORKY60
MPF Allegro DEOOOAOM8BHAS
MPF Andante DEOOOAORKY11
MPF Athene DEOOOAOMEMX4
MPF Dynamic DEOOOALCXUX4
MPF Hera DEOOOA1JSWNG6
MPF Herkules DEOOOAORKY29
MPF Orthos DEOOOAOM8G91
MPF Protection DEOOOALICXU16
MPF True Value DEOOOAOM8HB6
MPF Value Invest DEOOOAONJGT9
MPF Waterville DEOOOAOMBHCA4
Multi Asset Comfort DEOOOAORKY45
NEXUS GLOBAL OPPOR- DEOOOAQYAEK9
TUNITIES

nordIX Renten plus DEOOOAQYAEJ1
Postbank Balanced DE0008006263
Postbank Europa DE0009770289
Postbank Eurorent DE0008006255
Postbank Megatrend DE0005317374
Postbank Protect 2013 D DEOOOAODPZAY
Postbank Triselect DE0009770370
Premium Select Optistyle DEOOOAONJGM4
Funds

Quants Multistrategy DEOOOAORKY52
SPF MG Alpha Plus Ul DEOOOAOYKMO8
Strategie H&H DEOOOAOM6EMUO
Strategie Welt Secur DEOOOAODPZH2
Strategie Welt Select DEOOOAODPZG4
Vermdgensrefugium DEOOOA1CXUQ8
Vermogensstrategie FT DEOOOAONEBN4
Vermdgensverwaltung Dy- DEOOOAOM6MV8
namic Value

Vermogensverwaltung Global | DEOOOAORKY78
Dynamic

Vermogensverwaltung Sys- DEOOOAOM6MW6
tematic Return

VJ Global DEOOOAOM8HJ9
Wachstum Global | DEOOOAONJGU7

Hinzu kommen 23 Spezial-Sondervermégen.
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Belehrung uber das Recht des Kaufers zum
Widerruf nach § 126 InvG (Haustiirgeschéfte)

1. Ist der K&ufer von Anteilen durch mundliche Ver-
handlungen auflerhalb der stédndigen Geschéfts-
raume desjenigen, der die Anteile verkauft oder den
Verkauf vermittelt hat, dazu bestimmt worden, eine
auf den Kauf gerichtete Willenserklarung abzuge-
ben, so ist er an diese Erklarung nur gebunden,
wenn er sie nicht der Kapitalanlagegesellschaft
gegenuber binnen einer Frist von zwei Wochen
schriftlich widerruft; dies gilt auch dann, wenn derje-
nige, der die Anteile verkauft oder den Verkauf
vermittelt, keine sténdigen Geschéftsraume hat.
Handelt es sich um ein Fernabsatzgeschafti. S. d. §
312b des Birgerlichen Gesetzbuchs, so ist bei
einem Erwerb von Finanzdienstleistungen, deren
Preis auf dem Finanzmarkt Schwankungen unter-
liegt (8 312d Abs. 4 Nr. 6 BGB), ein Widerruf aus-
geschlossen.

2. Zur Wahrung der Frist genugt die rechtzeitige
Absendung der Widerrufserklarung. Die Wider-
rufsfrist beginnt erst zu laufen, wenn die Durch-
schrift des Antrags auf Vertragsabschluss dem
Kaufer ausgehandigt oder ihm eine Kaufabrechnung
Ubersandt worden ist und darin eine Belehrung iber
das Widerrufsrecht enthalten ist, die den Anforde-
rungen des § 355 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit
§ 360 Absatz 1 des Burgerlichen Gesetzbuchs ge-
niigt. Ist streitig, ob oder zu welchem Zeitpunkt die
Durchschrift des Antrags auf Vertragsabschluss
dem Kaufer ausgehandigt oder ihm eine Kaufab-
rechnung Ubersandt worden ist, trifft die Beweislast
den Verkaufer.

3. Das Recht zum Widerruf besteht nicht, wenn der
Verkaufer nachweist, dass

- der Kaufer die Anteile im Rahmen seines Gewer-
bebetriebes erworben hat oder

- er den Kaufer zu den Verhandlungen, die zum
Verkauf der Anteile gefiihrt haben, aufgrund vorher-
gehender Bestellung gemall 8 55 Absatz 1 der
Gewerbeordnung aufgesucht hat.

4. Ist der Widerruf erfolgt und hat der Kaufer bereits
Zahlungen geleistet, so ist die Kapitalanlagegesell-
schaft verpflichtet, dem Kaufer, gegebenenfalls Zug
um Zug gegen Riickibertragung der erworbenen
Anteile, die bezahlten Kosten und einen Betrag
auszuzahlen, der dem Wert der bezahlten Anteile
am Tage nach dem Eingang der Widerrufserklarung
entspricht.

5. Auf das Recht zum Widerruf kann nicht verzichtet
werden.

6. Die MalRgaben der Absatze 1 bis 5 gelten ent-

sprechend fur den Verkauf der Anteile durch den
Anleger.
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Allgemeine Vertragsbedingungen

Allgemeine Vertragsbedingungen zur Regelung des
Rechtsverhéltnisses zwischen den Anlegern und
der BNY Mellon Service Kapitalanlage-
Gesellschaft mbH, Frankfurt am Main (nachste-
hend ,Gesellschaft* genannt) fiir die von der Gesell-
schaft verwalteten richtlinienkonformen Sonderver-
mogen, die nur in Verbindung mit den fiir das jewei-
lige Sondervermtgen aufgestellten ,Besonderen
Vertragsbedingungen” gelten.

§ 1 Grundlagen

1. Die Gesellschaft ist eine Kapitalanlagegesell-
schaft und unterliegt den Vorschriften des In-
vestmentgesetzes (InvG).

2. Die Kapitalanlagegesellschaft legt das bei ihr
eingelegte Geld im eigenen Namen fir gemein-
schaftliche Rechnung der Anleger nach dem
Grundsatz der Risikomischung in den nach dem
InvG zugelassenen Vermdgensgegenstanden
gesondert vom eigenen Vermdgen in Form von
Sondervermégen an. Uber die sich hieraus er-
gebenden Rechte der Anleger werden Urkunden
(Anteilscheine) ausgestellt.

3. Das Rechtsverhaltnis zwischen Kapitalanlagege-
sellschaft und dem Anleger richtet sich nach
diesen Vertragsbedingungen und dem InvG.

§ 2 Depotbank

1. Die Gesellschaft bestellt ein Kreditinstitut als
Depotbank; die Depotbank handelt unabhéngig
von der Gesellschaft und ausschlieZlich im Inte-
resse der Anleger.

2. Der Depotbank obliegen die nach dem InvG und
diesen Vertragsbedingungen vorgeschriebenen
Aufgaben.

§ 3 Fondsverwaltung

1. Die Gesellschaft erwirbt und verwaltet die Ver-
mogensgegenstéande im eigenen Namen fur ge-
meinschaftliche Rechnung der Anleger mit der
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes. Sie
handelt bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
unabhangig von der Depotbank und ausschlief3-
lich im Interesse der Anleger und der Integritat
des Marktes.

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, mit dem von den
Anlegern eingelegten Geld die Vermogensge-

Stand: Juli 2013

genstande zu erwerben, diese wieder zu verau-
Bern und den Erlds anderweitig anzulegen; sie
ist ferner erm&chtigt, alle sich aus der Verwal-
tung der Vermdgensgegenstande ergebenden
sonstigen Rechtshandlungen vorzunehmen.

3. Die Gesellschaft darf flur gemeinschaftliche
Rechnung der Anleger weder Gelddarlehen ge-
wahren noch Verpflichtungen aus einem Burg-
schafts- oder einem Garantievertrag eingehen;
sie darf keine Vermdgensgegenstande nach
MaRgabe der 8§88 47, 48 und 50 InvG verkaufen,
die im Zeitpunkt des Geschéftsabschlusses nicht
zum Sondervermdgen gehoéren. § 51 InvG bleibt
unberihrt.

8 4 Anlagegrundsatze

Die Gesellschaft soll fiir das Sondervermégen nur
solche Vermdgensgegenstéande erwerben, die Er-
trag und/oder Wachstum erwarten lassen. Sie be-
stimmt in den Vertragsbestimmungen, welche Ver-
mogensgegenstande fur das Sondervermdgen
erworben werden dirfen.

§ 5 Wertpapiere

Sofern die ,Besonderen Vertragsbedingungen
keine weiteren Einschrankungen vorsehen, darf die
Gesellschaft vorbehaltlich des § 52 InvG Wertpapie-
re nur erwerben, wenn

a) sie an einer Borse in einem Mitgliedstaat der
Européischen Union oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens uber den Européi-
schen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen
oder dort an einem anderen organisierten Markt
zugelassen oder in diesen einbezogen sind,

b) sie ausschlieRlich an einer Bérse aufRerhalb der
Mitgliedstaaten der Europdischen Union oder
aullerhalb der anderen Vertragsstaaten des Ab-
kommens Uber den Européischen Wirtschafts-
raum zum Handel zugelassen oder dort an ei-
nem anderen organisierten Markt zugelassen
oder in diesen einbezogen sind, sofern die Wahl
dieser Bérse oder dieses organisierten Marktes
von der Bundesanstalt fiur Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (Bundesanstalt) zugelassen ist3,

c) ihre Zulassung an einer Boérse in einem Mitglied-
staat der Européischen Union oder in einem an-

% Die Borsenliste wird auf der Homepage der Bun-

desanstalt veroffentlicht. www.bafin.de
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d)

e)

9)

h)

deren Vertragsstaat des Abkommens (ber den
Europdaischen Wirtschaftsraum zum Handel oder
ihre Zulassung an einem organisierten Markt o-
der ihre Einbeziehung in diesen in einem Mit-
gliedstaat der Européischen Union oder in einem
anderen Vertragsstaaten des Abkommens ber
den Europaischen Wirtschaftsraum nach den
Ausgabebedingungen zu beantragen ist, sofern
die Zulassung oder Einbeziehung dieser Wert-
papiere innerhalb eines Jahres nach ihrer Aus-
gabe erfolgt,

ihre Zulassung an einer Borse zum Handel oder
ihre Zulassung an einem organisierten Markt o-
der die Einbeziehung in diesen auf3erhalb der
Mitgliedstaaten der Europdischen Union oder
aullerhalb der anderen Vertragsstaaten des Ab-
kommens Uber den Europdischen Wirtschafts-
raum nach den Ausgabebedingungen zu bean-
tragen ist, sofern die Wahl dieser Bérse oder die-
ses organisierten Marktes von der Bundesanstalt
zugelassen ist und die Zulassung oder Einbezie-
hung dieser Wertpapiere innerhalb eines Jahres
nach ihrer Ausgabe erfolgt,

es Aktien sind, die dem Sondervermbgen bei
einer Kapitalerhdhung aus Gesellschaftsmitteln
zustehen,

sie in Ausiibung von Bezugsrechten, die zum
Sondervermdgen gehoren, erworben wurden,

sie Anteile an geschlossenen Fonds sind, die die
in 8 47 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 InvG genannten Krite-
rien erflllen,

es Finanzinstrumente sind, die die in § 47 Abs. 1
Satz 1 Nr. 8 InvG genannten Kriterien erfillen.
Der Erwerb von Wertpapieren nach Satz 1 Buch-
staben a) bis d) darf nur erfolgen, wenn zusétz-
lich die Voraussetzungen des § 47 Abs.1 Satz 2
InvG erflllt sind.

8 6 Geldmarktinstrumente

1.

Sofern die ,Besonderen Vertragsbedingungen*
keine weiteren Einschrankungen vorsehen, darf
die Gesellschaft vorbehaltlich des § 52 InvG fiir
Rechnung des Sondervermégens Instrumente,
die ublicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt
werden, sowie verzinsliche Wertpapiere, die zum
Zeitpunkt ihres Erwerbs fur das Sondervermo-
gen eine restliche Laufzeit von héchstens 397
Tagen haben, deren Verzinsung nach den Aus-
gabebedingungen wahrend ihrer gesamten
Laufzeit regelmafig, mindestens aber einmal in
397 Tagen, marktgerecht angepasst wird oder
deren Risikoprofil dem Risikoprofil solcher Wert-
papiere entspricht (Geldmarktinstrumente), er-
werben. Geldmarktinstrumente durfen fir das
Sondervermdgen nur erworben werden, wenn
sie
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2.

a) an einer Bdrse in einem Mitgliedstaat der
Europaischen Union oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens (ber den Eu-
ropdischen Wirtschaftsraum zum Handel
zugelassen oder dort an einem anderen or-
ganisierten Markt zugelassen oder in diesen
einbezogen sind,

b) ausschlieBlich an einer Borse aulerhalb der
Mitgliedstaaten der Europaischen Union
oder auBerhalb der anderen Vertragsstaa-
ten des Abkommens Uber den Europai-
schen Wirtschaftsraum zum Handel zuge-
lassen oder dort an einem anderen organi-
sierten Markt zugelassen oder in diesen
einbezogen sind, sofern die Wahl dieser
Borse oder dieses organisierten Marktes
von der Bundesanstalt zugelassen ist4,

c) von den Europdischen Gemeinschaften,
dem Bund, einem Sondervermégen des
Bundes, einem Land, einem anderen Mit-
gliedstaat oder einer anderen zentralstaatli-
chen, regionalen oder lokalen Gebietskor-
perschaft oder der Zentralbank eines Mit-
gliedstaates der Europdischen Union, der
Europaischen Zentralbank oder der Europa-
ischen Investitionsbank, einem Drittstaat
oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, ei-
nem Gliedstaat dieses Bundesstaates oder
von einer internationalen offentlich-
rechtlichen Einrichtung, der mindestens ein
Mitgliedstaat der Europaischen Union ange-
hort, begeben oder garantiert werden,

d) von einem Unternehmen begeben werden,
dessen Wertpapiere auf den unter den
Buchstaben a) und b) bezeichneten Mérkten
gehandelt werden,

e) von einem Kreditinstitut, das nach dem Eu-
ropdischen Gemeinschaftsrecht festgeleg-
ten Kriterien einer Aufsicht unterstellt ist,
oder einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbe-
stimmungen, die nach Auffassung der Bun-
desanstalt denjenigen des Europdaischen
Gemeinschaftsrechts gleichwertig sind, un-
terliegt und diese einhéalt, begeben oder ga-
rantiert werden, oder

f) von anderen Emittenten begeben werden
und den Anforderungen des § 48 Abs.1 Satz
1 Nr.6 InvG entsprechen.

Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1
dirfen nur erworben werden, wenn sie die je-
weiligen Voraussetzungen des § 48 Abs. 2 und
3 InvG erfiillen.

* siehe FuBnote 1

Seite 35 von 47



§ 7 Bankguthaben

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sonderver-
mogens Bankguthaben halten, die eine Laufzeit von
hoéchstens zwolf Monaten haben. Die auf Sperrkon-
ten zu fihrenden Guthaben kénnen bei einem Kre-
ditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europé&-
ischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens Uber den Européischen Wirtschafts-
raum unterhalten werden; die Guthaben kdnnen
auch bei einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Dritt-
staat, dessen Aufsichtsbestimmungen nach Auffas-
sung der Bundesanstalt denjenigen des Gemein-
schaftsrechts gleichwertig sind, gehalten werden.
Sofern in den ,Besonderen Vertragsbedingungen®
nichts anderes bestimmt ist, kbnnen die Bankgutha-
ben auch auf Fremdwahrung lauten.

§ 8 Investmentanteile

1. Sofern in den ,Besonderen Vertragsbedingun-
gen“ nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die
Gesellschaft fiir Rechnung eines Sondervermo-
gens Anteile an inlandischen richtlinienkonfor-
men Sondervermdgen und Investmentaktienge-
sellschaften sowie EU-Investmentanteile im Sin-
ne des InvG erwerben. Anteile an anderen in-
landischen Sondervermégen und Investmentak-
tiengesellschaften sowie ausléndische Invest-
mentanteile, die keine EU-Investmentanteile
sind, kénnen erworben werden, sofern sie die
Anforderungen des § 50 Abs.1 Satz 2 InvG erful-
len.

2. Anteile an inlandischen Sondervermdgen und
Investmentaktiengesellschaften, EU-
Investmentanteile und ausléandische Investmen-
tanteile darf die Gesellschaft nur erwerben,
wenn nach den Vertragsbedingungen oder der
Satzung der Kapitalanlagegesellschaft, der In-
vestmentaktiengesellschaft oder der auslandi-
schen Investmentgesellschaft insgesamt héchs-
tens 10 Prozent des Wertes ihres Vermdgens in
Anteilen an anderen inldndischen Sondervermo-
gen, Investmentaktiengesellschaften oder aus-
landischen Investmentvermdgen i.S.v. § 50 InvG
angelegt werden dirfen.

8 9 Derivate

1. Sofern in den ,Besonderen Vertragsbedingun-
gen“ nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die
Gesellschaft im Rahmen der Verwaltung des
Sondervermdgens Derivate gemafl 8§ 51 Abs. 1
Satz 1 InvG und Finanzinstrumente mit derivati-
ver Komponente gemaf § 51 Abs. 1 Satz 2 InvG
einsetzen. Sie darf — der Art und dem Umfang
der eingesetzten Derivate und Finanzinstrumen-
te mit derivativer Komponente entsprechend -
zur Ermittlung der Auslastung der nach § 51
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Abs. 2 InvG festgesetzte Marktrisikogrenze fir
den Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumen-
ten mit derivativer Komponente entweder den
einfachen oder den qualifizierten Ansatz im Sin-
ne der gemal § 51 Abs. 3 InvG erlassenen
Rechtsverordnung Uber Risikomanagement und
Risikomessung in Sondervermégen (DerivateV)
nutzen; das Néhere regelt der Verkaufsprospekt.

2. Sofern die Gesellschaft den einfachen Ansatz
nutzt, darf sie regelmaRig nur Grundformen von
Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer
Komponente oder Kombinationen aus diesen
Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer
Komponente oder Kombinationen aus gemaR §
51 Abs. 1 Satz 1 InvG zuldssigen Basiswerten
im Sondervermdgen einsetzen. Komplexe Deri-
vate aus gemal § 51 Abs. 1 Satz 1 InvG zulas-
sigen Basiswerten dirfen nur zu einem vernach-
lassigbaren Anteil eingesetzt werden. Der nach
MalRgabe von § 16 DerivateV zu ermitteinde An-
rechnungsbetrag des Sondervermégens fur das
Marktrisiko darf zu keinem Zeitpunkt den Wert
des Sondervermdgens ubersteigen.

Grundformen von Derivaten sind:

a) Terminkontrakte auf die Basiswerte nach §
51 Abs.1 InvG mit der Ausnahme von In-
vestmentanteilen nach § 50 InVG;

b) Optionen oder Optionsscheine auf die Ba-
siswerte nach 8§ 51 Abs.1 InvG mit der Aus-
nahme von Investmentanteilen nach § 50
InvG und auf Terminkontrakte nach Buch-
stabe a), wenn sie die folgenden Eigen-
schaften aufweisen:

aa) eine Auslbung ist entweder wahrend der
gesamten Laufzeit oder zum Ende der
Laufzeit méglich und

bb) der Optionswert hangt zum Ausubungs-
zeitpunkt linear von der positiven oder
negativen Differenz zwischen Basispreis
und Marktpreis des Basiswerts ab und
wird null, wenn die Differenz das andere
Vorzeichen hat;

c) Zinsswaps, Wahrungsswaps oder Zins-
Wahrungsswaps;

d) Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), so-
fern sie die in Buchstabe b) unter Buchsta-
ben aa) und bb) beschriebenen Eigenschaf-
ten aufweisen (Swaptions);

e) Credit Default Swaps sofern, sie ausschlief3-
lich und nachvollziehbar der Absicherung
des Kreditrisikos von genau zuordenbaren
Vermoégensgegenstanden des Sonderver-
mogens dienen.
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3. Sofern die Gesellschaft den qualifizierten Ansatz

5.

7.

nutzt, darf sie — vorbehaltlich eines geeigneten
Risikomanagementsystems - in jegliche Finan-
zinstrumente mit derivativer Komponente oder
Derivate investieren, die von einem gemaf § 51
Abs. 1 Satzl InvG zulassigen Basiswert abgelei-
tet sind.

Hierbei darf der dem Sondervermdgen zuzuord-
nende potenzielle Risikobetrag fur das Marktrisi-
ko ("Risikobetrag") zu keinem Zeitpunkt das
Zweifache des potenziellen Risikobetrags fiir das
Marktrisiko des zugehdrigen Vergleichsvermo-
gens gemald 8§ 9 der DerivateV Ubersteigen. Al-
ternativ darf der Risikobetrag zu keinem Zeit-
punkt 20 Prozent des Wertes des Sonderver-
mdogens Ubersteigen.

Unter keinen Umstanden darf die Gesellschaft
bei diesen Geschaften von den in den ,Allge-
meinen und Besonderen Vertragsbedingungen®
oder in dem Verkaufsprospekt genannten Anla-
gegrundsatzen und -grenzen abweichen.

Die Gesellschaft wird Derivate und Finanzinstru-
mente mit derivativer Komponente zum Zwecke
der Absicherung, der effizienten Portfoliosteue-
rung und der Erzielung von Zusatzertragen ein-
setzen, wenn und soweit sie dies im Interesse
der Anleger fur geboten halt.

Bei der Ermittlung der Marktrisikogrenze fir den
Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten
mit derivativer Komponente darf die Gesellschaft
jederzeit vom einfachen zum qualifizierten An-
satz gemall § 7 der DerivateV wechseln. Der
Wechsel zum qualifizierten Ansatz bedarf nicht
der Genehmigung durch die Bundesanstalt, die
Gesellschaft hat den Wechsel jedoch unverziig-
lich der Bundesanstalt anzuzeigen und im
nachstfolgenden Halbjahres- oder Jahresbericht
bekannt zu machen.

Beim Einsatz von Derivaten und Finanzinstru-
menten mit derivativer Komponente wird die Ge-
sellschaft die DerivateV beachten.

§ 10 Sonstige Anlageinstrumente

Sofern in den ,Besonderen Vertragsbedingungen®
nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesell-
schaft fur Rechnung eines Sondervermdégens bis zu
10 Prozent des Wertes des Sondervermdgens
Sonstige Anlageinstrumente gemafR § 52 InvG er-

werben.

§ 11 Ausstellergrenzen und Anlagegrenzen

1.

Bei der Verwaltung hat die Gesellschaft die im
InvG, der DerivateV und die in den Vertragsbe-
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dingungen festgelegten Grenzen und Beschran-
kungen zu beachten.

Im Einzelfall dirfen Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente einschliellich der in Pension
genommenen Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente desselben Ausstellers (Schuldners)
Uber den Wertanteil von 5 Prozent hinaus bis zu
10 Prozent des Sondervermégens erworben
werden; dabei darf der Gesamtwert der Wertpa-
piere und Geldmarktinstrumente dieser Ausstel-
ler (Schuldner) 40 Prozent des Sondervermo-
gens nicht Gbersteigen.

. Die Gesellschaft darf in solche Schuldverschrei-

bungen, Schuldscheindarlehen und Geld-
marktinstrumente, die vom Bund, einem Land,
den Européischen Gemeinschaften, einem Mit-
gliedstaat der Européischen Union oder seinen
Gebietskorperschaften, einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens (ber den Europai-
schen Wirtschaftsraum, einem Drittstaat oder
von einer internationalen Organisation, der min-
destens ein Mitgliedstaat der Européischen Uni-
on angehdrt, ausgegeben oder garantiert worden
sind, jeweils bis zu 35 Prozent des Wertes des
Sondervermdgens anlegen. In Pfandbriefen und
Kommunalschuldverschreibungen sowie Schuld-
verschreibungen, die von Kreditinstituten mit Sitz
in einem Mitgliedstaat der Européischen Union
oder in einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens Uber den Européischen Wirtschafts-
raum ausgegeben worden sind, darf die Gesell-
schaft jeweils bis zu 25 Prozent des Wertes des
Sondervermdgens anlegen, wenn die Kreditinsti-
tute aufgrund gesetzlicher Vorschriften zum
Schutz der Inhaber dieser Schuldverschreibun-
gen einer besonderen o6ffentlichen Aufsicht un-
terliegen und die mit der Ausgabe der Schuld-
verschreibungen aufgenommenen Mittel nach
den gesetzlichen Vorschriften in Vermdgenswer-
ten angelegt werden, die wahrend der gesamten
Laufzeit der Schuldverschreibungen die sich aus
ihnen ergebenden Verbindlichkeiten ausreichend
decken und die bei einem Ausfall des Ausstellers
vorrangig fur die fallig werdenden Ruckzahlun-
gen und die Zahlung der Zinsen bestimmt sind.
Legt die Gesellschaft mehr als 5 Prozent des
Wertes des Sondervermégens in Schuldver-
schreibungen desselben Ausstellers nach Satz 2
an, so darf der Gesamtwert dieser Schuldver-
schreibungen 80 Prozent des Wertes des Son-
dervermdgens nicht Gibersteigen.

. Die Grenze in Absatz 3 Satz 1 darf fur Wertpa-

piere und Geldmarktinstrumente desselben Aus-
stellers nach Maf3gabe von § 60 Absatz 2 Satz 1
InvG Uberschritten werden, sofern die ,Besonde-
ren Vertragsbedingungen“ dies unter Angabe der
Aussteller vorsehen. In diesen Fallen missen
die fir Rechnung des Sondervermdgens gehal-
tenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente
aus mindestens sechs verschiedenen Emissio-
nen stammen, wobei nicht mehr als 30 Prozent
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des Sondervermdgens in einer Emission gehal-
ten werden durfen.

. Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 Prozent des
Wertes des Sondervermdgens in Bankguthaben
im Sinne des § 49 InvG bei je einem Kreditinsti-
tut anlegen.

. Die Gesellschaft hat sicherzustellen, dass eine
Kombination aus:

a. von ein und derselben Einrichtung begebe-
nen Wertpapieren oder Geldmarktinstrumen-
ten,

b. Einlagen bei dieser Einrichtung,

c. Anrechnungsbetragen fur das Kontrahenten-
risiko der mit dieser Einrichtung eingegange-
nen Geschéfte, 20 Prozent des Wertes des
jeweiligen Sondervermégens nicht libersteigt.
Satz 1 gilt fir die in Absatz 3 genannten Emit-
tenten und Garantiegeber mit der Maf3gabe,
dass die Gesellschaft sicherzustellen hat,
dass eine Kombination der in Satz 1 genann-
ten Vermodgensgegenstande und Anrech-
nungsbetrége 35 Prozent des Wertes des je-
weiligen Sondervermégens nicht Ubersteigt.
Die jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben in
beiden Fallen unberihrt.

. Die in Absatz 3 genannten Schuldverschreibun-
gen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktin-
strumente werden bei der Anwendung der in Ab-
satz 2 genannten Grenzen von 40 Prozent nicht
berlicksichtigt. Die in den Abséatzen 2 und 3 und
Abséatzen 5 bis 6 genannten Grenzen dirfen ab-
weichend von der Regelung in Absatz 6 nicht
kumuliert werden.

. Die Gesellschaft darf in Anteilen an einem einzi-
gen Investmentvermégen nach Mafl3gabe des §
8 Abs. 1 nur bis zu 20 Prozent des Wertes des
Sondervermégens anlegen. In Anteilen an In-
vestmentvermdgen nach MaRgabe des § 8 Ab-
satz 1 Satz 2 darf die Gesellschaft insgesamt nur
bis zu 30 Prozent des Wertes des Sonderver-
mogens anlegen. Die Gesellschaft darf fir
Rechnung des Sondervermdgens nicht mehr als
25 Prozent der ausgegebenen Anteile eines an-
deren inléandischen oder auslandischen Invest-
mentvermodgens erwerben.

§ 12 Verschmelzung

1. Die Gesellschaft darf nach MaRgabe des Para-

graphen 2 Absatz 25 InvG

a) samtliche Vermdgensgegenstande und Ver-
bindlichkeiten dieses Sondervermégens auf
ein anderes oder ein neues, dadurch ge-

Stand: Juli 2013

grundetes inldndisches Investmentvermdgen
Ubertragen;

b) samtliche Vermdgensgegenstande und Ver-
bindlichkeiten eines anderen inléandischen In-
vestmentvermégens in dieses Sondervermo-
gen aufnehmen;

c) samtliche Vermdgensgegenstéande und Ver-
bindlichkeiten eines anderen EU-
Investmentvermégens in dieses Sonderver-
mogen aufnehmen;

d) samtliche Vermdgensgegenstande und Ver-
bindlichkeiten dieses Sondervermégens auf
ein anderes oder ein neues, dadurch ge-
grindetes EU-Investmentvermégen Ubertra-
gen.

2. Die Verschmelzung bedarf der Genehmigung
der jeweils zustandigen Aufsichtsbehoérde. Die
Einzelheiten des Verfahrens ergeben sich aus
den Paragraphen 40 bis 40h InvG.

3. Verschmelzungen eines EU-
Investmentvermdgens auf das Sondervermdégen
kénnen dariber hinaus gemafR den Vorgaben
des Artikels 2 Abs. 1 Buchstabe p Ziffer iii der
Richtlinie 2009/65/EG erfolgen.

8§ 13 Darlehen

1. Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Sonder-
vermogens einem Wertpapier-Darlehensnehmer
gegen ein marktgerechtes Entgelt nach Ubertra-
gung ausreichender Sicherheiten ein Wertpa-
pier-Darlehen auf unbestimmte oder bestimmte
Zeit insoweit gewéahren, als der Kurswert der zu
Ubertragenden Wertpapiere zusammen mit dem
Kurswert der fiir Rechnung des Sondervermé-
gens demselben Wertpapier-Darlehensnehmer
bereits als Wertpapier-Darlehen Ubertragene
Wertpapiere 10 Prozent des Wertes des Son-
dervermdgens nicht Ubersteigt. Der Kurswert der
fur eine bestimmte Zeit zu Ubertragende Wert-
papiere darf zusammen mit dem Kurswert der fiir
Rechnung des Sondervermdgens bereits als
Wertpapier-Darlehen fiir eine bestimmte Zeit
Ubertragene Wertpapiere 15 Prozent des Wertes
des Sondervermdgens nicht Ubersteigen.

2. Wird die Sicherheit fur die Ubertragenen Wertpa-
piere vom Wertpapier-Darlehensnehmer in Gut-
haben erbracht, darf die Gesellschaft von der
Maoglichkeit Gebrauch machen, diese Guthaben
in Geldmarktinstrumente im Sinne des § 48 InvG
in der Wahrung des Guthabens anzulegen; die
Anlage in Geldmarktinstrumenten in der Wah-
rung des Guthabens kann auch im Wege des
Pensionsgeschéfts gemal § 57 InvG erfolgen.
Die Ertrdge aus der Anlage der Sicherheiten
stehen dem Sondervermdgen zu.
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3. Die Gesellschaft kann sich auch eines von einer
Wertpapiersammelbank oder von einem anderen
in den ,Besonderen Vertragsbedingungen“ ge-
nannten Unternehmen, dessen Unternehmens-
gegenstand die Abwicklung von grenziber-
schreitenden Effektengeschéften fir andere ist,
organisierten Systems zur Vermittlung und Ab-
wicklung der Wertpapier-Darlehen bedienen,
welches von den Anforderungen der 88 54 und
55 InvG abweicht, wenn durch die Bedingungen
dieses Systems die Wahrung der Interessen der
Anleger gewabhrleistet ist.

4. Sofern in den ,Besonderen Vertragsbedingun-
gen“ nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die
Gesellschaft Wertpapier-Darlehen auch in Bezug
auf Geldmarktinstrumente und Investmentanteile
gewahren sofern diese Vermdgensgegenstande
fir das Sondervermdgen erwerbbar sind. Die
Regelungen des § 13 gelten hierfur sinngemar.

§ 14 Pensionsgeschafte

1. Die Gesellschaft darf fur Rechnung des Sonder-
vermdgens Wertpapier-Pensionsgeschéafte im
Sinne von 8 340b Abs. 2 Handelsgesetzbuch
gegen Entgelt mit Kreditinstituten oder Finanz-
dienstleistungsinstituten abschlieRen.

2. Die Pensionsgeschafte missen Wertpapiere
zum Gegenstand haben, die nach den Vertrags-
bedingungen fir das Sondervermdgen erworben
werden durfen.

3. Die Pensionsgeschafte durfen hodchstens eine
Laufzeit von 12 Monaten haben.

4. Sofern in den ,Besonderen Vertragsbedingun-
gen“ nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die
Gesellschaft Pensionsgeschéafte auch in Bezug
auf Geldmarktinstrumente und Investmentanteile
gewahren, sofern diese Vermdgensgegenstande
fur das Sondervermdgen erwerbbar sind. Die
Regelungen des § 14 gelten hierfir sinngeman.

8 15 Kreditaufnahme

Die Gesellschaft darf fir gemeinschaftliche Rech-
nung der Anleger kurzfristige Kredite bis zur H6he
von 10 Prozent des Sondervermdgens aufnehmen,
wenn die Bedingungen der Kreditaufnahme markt-
Ublich sind und die Depotbank der Kreditaufnahme
zustimmt.

Stand: Juli 2013

8§ 16 Anteilscheine

1. Die Anteilscheine lauten auf den Inhaber und

sind Uber einen Anteil oder eine Mehrzahl von
Anteilen ausgestellt.

Die Anteile kénnen verschiedene Ausgestal-
tungsmerkmale, insbesondere hinsichtlich der
Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlages,
des Ricknahmeabschlages, der Wahrung des
Anteilwertes, der Verwaltungsvergitung, der
Mindestanlagesumme oder einer Kombination
dieser Merkmale (Anteilklassen) haben. Die Ein-
zelheiten sind in den ,Besonderen Vertragsbe-
dingungen” festgelegt.

. Die Anteilscheine tragen mindestens die hand-

schriftichen oder vervielféaltigten Unterschriften
der Gesellschaft und der Depotbank. Darlber
hinaus weisen sie die eigenhandige Unterschrift
einer Kontrollperson der Depotbank auf.

. Die Anteile sind (ibertragbar. Mit der Ubertra-

gung eines Anteilscheines gehen die in ihm ver-
brieften Rechte Uber. Der Gesellschaft gegen-
Uber gilt in jedem Falle der Inhaber des Anteil-
scheines als der Berechtigte.

. Sofern die Rechte der Anleger bei der Errichtung

des Sondervermégens oder die Rechte der An-
leger einer Anteilklasse bei Einfuhrung der An-
teilklasse nicht in einer Globalurkunde, sondern
in einzelnen Anteilscheinen oder in Mehrfachur-
kunden verbrieft werden sollen, erfolgt die Fest-
legung in den ,Besonderen Vertragsbedingun-
gen“.

§17 Ausgabe und Rucknahme von

Anteilscheinen, Ricknahmeaussetzung

. Die Anzahl der ausgegebenen Anteile und ent-

sprechenden Anteilscheine ist grundsatzlich
nicht beschrénkt. Die Gesellschaft behélt sich
vor, die Ausgabe von Anteilen vorubergehend
oder vollstéandig einzustellen.

. Die Anteile kdnnen bei der Gesellschaft, der

Depotbank oder durch Vermittlung Dritter erwor-
ben werden.

. Die Anleger kdnnen von der Gesellschaft die

Rucknahme der Anteile verlangen. Die Gesell-
schaft ist verpflichtet, die Anteile zum jeweils gel-
tenden Ricknahmepreis fur Rechnung des Son-
dervermdgens zurlickzunehmen. Rucknahme-
stelle ist die Depotbank.

. Der Gesellschaft bleibt jedoch vorbehalten, die

Ricknahme der Anteile gem. § 37 InvG auszu-
setzen, wenn aufRergewohnliche Umsténde vor-
liegen, die eine Aussetzung unter Berlcksichti-
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gung der Interessen der Anleger erforderlich er-
scheinen lassen.

. Die Kapitalanlagegesellschaft hat die Anleger
durch eine Bekanntmachung im elektronischen
Bundesanzeiger und dartber hinaus in einer hin-
reichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tages-
zeitung oder in den in dem Verkaufsprospekt be-
zeichneten elektronischen Informationsmedien
Uber die Aussetzung gemaR Absatz 4 und die
Wiederaufnahme der Riicknahme zu unterrich-
ten. Die Anleger sind Uber die Aussetzung und
Wiederaufnahme der Rucknahme der Anteile
unverzuglich nach der Bekanntmachung im
elektronischen Bundesanzeiger mittels eines
dauerhaften Datentragers zu unterrichten.

§ 18 Ausgabe- und Riicknahmepreise

1. Zur Errechnung des Ausgabe- und Ricknahme-

preises der Anteile wird der Wert der zu dem
Sondervermégen gehérenden Vermoégensge-
genstande (Inventarwert) zu den in Abs. 4 ge-
nannten Zeitpunkten ermittelt und durch die Zahl
der umlaufenden Anteile geteilt (Anteilwert).
Werden geméal § 16 Absatz 2 unterschiedliche
Anteilklassen fir das Sondervermdgen einge-
fuhrt, ist der Anteilwert sowie der Ausgabe- und
Ricknahmepreis fur jede Anteilklasse gesondert
zu ermitteln. Die Bewertung der Vermégensge-
genstéande erfolgt gemafr § 36 InvG und der In-
vestment-Rechnungslegungs- und Bewertungs-
verordnung (InvRBV).

. Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert

zuzlglich eines in den ,Besonderen Vertragsbe-
dingungen“ gegebenenfalls festgesetzten Aus-
gabeaufschlags. Der Riicknahmepreis entspricht
dem Anteilwert abziglich eines gegebenenfalls
in den ,Besonderen Vertragsbedingungen” fest-
gesetzten Ricknahmeabschlags. Sofern vom
Anleger aufer dem Ausgabeaufschlag oder
Riucknahmeabschlag sonstige Kosten zu entrich-
ten sind, sind deren Hohe und Berechnung in
den ,Besonderen Vertragsbedingungen“ anzu-
geben.

. Der Abrechnungsstichtag fiir Anteilabrufe und
Rucknahmeauftréage ist spatestens der auf den
Eingang des Anteilsabrufs- bzw. Rucknahmeauf-
trags folgende Wertermittlungstag, soweit in den
.Besonderen Vertragsbedingungen“ nichts
anderes bestimmt ist.

Die Ausgabe- und Ricknahmepreise werden
bdrsentaglich ermittelt. Soweit in den ,Besonde-
ren Vertragsbedingungen“ nichts weiteres be-
stimmt ist, konnen die Gesellschaft und die De-
potbank an gesetzlichen Feiertagen, die Borsen-
tage sind, sowie am 24. und 31. Dezember jeden
Jahres von einer Ermittlung des Wertes abse-
hen; das Néhere regelt der Verkaufsprospekt.

Stand: Juli 2013

8§ 19 Kosten

In den ,Besonderen Vertragsbedingungen“ werden
die Aufwendungen und die der Gesellschaft, der
Depotbank und Dritten zustehenden Vergltungen,
die dem Sondervermégen belastet werden kdnnen,
genannt. Fur Vergutungen im Sinne von Satz 1 ist in
den ,Besonderen Vertragsbedingungen® darlber
hinaus anzugeben, nach welcher Methode, in wel-
cher Hohe und aufgrund welcher Berechnung sie zu
leisten sind.

8§ 20 Rechnungslegung

1. Spatestens vier Monate nach Ablauf des Ge-
schéftsjahres des Sondervermdgens macht die
Gesellschaft einen Jahresbericht einschlieRlich
Ertrags- und Aufwandsrechnung gemafRl § 44
Abs. 1 InvG bekannt.

2. Spatestens zwei Monate nach der Mitte des Ge-
schéftsjahres macht die Gesellschaft einen Halb-
jahresbericht gemaf § 44 Abs. 2 InvG bekannt.

3. Wird das Recht zur Verwaltung des Sonderver-
mogens wahrend des Geschéftsjahres auf eine
andere Kapitalanlagegesellschaft Ubertragen
oder das Sondervermdgen wahrend des Ge-
schéftsjahres auf ein anderes Sondervermdgen
oder EU-Investmentvermdgen verschmolzen, so
hat die Gesellschaft auf den Ubertragungsstich-
tag einen Zwischenbericht zu erstellen, der den
Anforderungen an einen Jahresbericht gemafn
§ 44 Abs. 1 InvG entspricht.

4. Wird ein Sondervermdgen abgewickelt, hat die
Depotbank jahrlich sowie auf den Tag, an dem
die Abwicklung beendet ist, einen Abwicklungs-
bericht zu erstellen, der den Anforderungen an
einen Jahresbericht gemaf Absatz 1 entspricht.

5. Die Berichte sind bei der Gesellschaft und der
Depotbank und weiteren Stellen, die im Ver-
kaufsprospekt und in den wesentlichen Anleger-
informationen anzugeben sind, erhaltlich; sie
werden ferner im elektronischen Bundesanzeiger
bekannt gemacht.

§ 21 Kindigung und Abwicklung des
Sondervermégens

1. Die Gesellschaft kann die Verwaltung des Son-
dervermbgens mit einer Frist von mindestens
sechs Monaten durch Bekanntmachung im elekt-
ronischen Bundesanzeiger und daruber hinaus
im Jahresbericht oder Halbjahresbericht kindi-
gen. Die Anleger sind Uber eine nach Satz 1 be-
kannt gemachte Kindigung mittels eines dauer-
haften Datentragers unverziglich zu unterrich-
ten.
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2. Mit dem Wirksamwerden der Kiindigung erlischt
das Recht der Gesellschaft, das Sondervermo-
gen zu verwalten. In diesem Falle geht das Son-
dervermdgen bzw. das Verfligungsrecht Uber
das Sondervermdgen auf die Depotbank uber,
die es abzuwickeln und an die Anleger zu vertei-
len hat. Fir die Zeit der Abwicklung kann die
Depotbank die der Gesellschaft zustehende
Vergltung beanspruchen. Mit Genehmigung der
Bundesanstalt kann die Depotbank von der Ab-
wicklung und Verteilung absehen und einer an-
deren Kapitalanlagegesellschaft die Verwaltung
des Sondervermdgens nach Maf3gabe der bishe-
rigen Vertragsbedingungen Ubertragen.

3. Die Gesellschaft hat auf den Tag, an dem ihr
Verwaltungsrecht nach Mafl3gabe des § 38 InvG
erlischt, einen Auflésungsbericht zu erstellen,
der den Anforderungen an einen Jahresbericht
nach § 44 Abs. 1 InvG entspricht.

§ 22 Anderungen der Vertragsbedingungen

1. Die Gesellschaft kann die Vertragsbedingungen
andern.

2. Anderungen der Vertragsbedingungen bedirfen
der vorherigen Genehmigung durch die Bundes-
anstalt. Soweit die Anderungen nach Satz 1 An-
lagegrundsatze des Sondervermdgens betreffen,
bedirfen sie der vorherigen Zustimmung des
Aufsichtsrates der Gesellschaft.

3. Samtliche vorgesehenen Anderungen werden im
elektronischen Bundesanzeiger und dariber

Stand: Juli 2013

hinaus in einer hinreichend verbreiteten Wirt-
schafts- oder Tageszeitung oder in den im Ver-
kaufsprospekt bezeichneten elektronischen In-
formationsmedien bekannt gemacht. In einer
Veroffentlichung nach Satz 1 ist auf die vorgese-
henen Anderungen und ihr Inkrafttreten hinzu-
weisen. Im Falle von Kostendnderungen im Sin-
ne des § 41 Abs.1 Satz 1 InvG, Anderungen der
Anlagegrundsatze des Sondervermdgens im
Sinne des § 43 Abs.3 InvG oder Anderungen im
Bezug auf wesentliche Anlegerrechte sind den
Anlegern zeitgleich mit der Bekanntmachung
nach Satz 1 die wesentlichen Inhalte der vorge-
sehenen Anderungen der Vertragsbedingungen
und ihre Hintergriinde sowie eine Information
Uber ihre Rechte nach § 43 Absatz 3 InvG in ei-
ner verstandlichen Art und Weise mittels eines
dauerhaften Datentragers gem. § 43 Absatz 5
InvG zu Ubermitteln.

. Die Anderungen treten frilhestens am Tag nach

ihrer Bekanntmachung im elektronischen Bun-
desanzeiger in Kraft, im Falle von Anderungen
der Kosten und der Anlagegrundsatze jedoch
nicht vor Ablauf von drei Monaten nach der ent-
sprechenden Bekanntmachung.

§ 23 Erfullungsort, Gerichtsstand

1. Erflllungsort ist der Sitz der Gesellschaft.

2. Hat der Anleger im Inland keinen allgemeinen

Gerichtsstand, so ist der Sitz der Gesellschaft
Gerichtsstand.

Seite 41 von 47



Besondere Vertragsbedingungen

Besondere Vertragsbedingungen zur Regelung des
Rechtsverhdltnisses zwischen den Anlegern und

der

BNY Mellon Service Kapitalanlage-

Gesellschaft mbH, Frankfurt am Main, (nachste-
hend ,Gesellschaft genannt) fir das von der Ge-
sellschaft aufgelegte Richtlinienkonforme Sonder-
vermdgen Neunorm Investa (nachstehend ,Son-
dervermégen” genannt), die nur in Verbindung mit
den fir das jeweilige Sondervermdgen von der
Gesellschaft aufgestellten ,Allgemeinen Vertrags-
bedingungen“ gelten.

ANLAGEGRUNDSATZE UND ANLAGEGRENZEN

§ 1 Vermogensgegenstande

Die Gesellschaft darf fir das Sondervermdégen fol-
gende Vermogensgegenstande erwerben:

1.

2.

1.

Wertpapiere gemaR § 47 InvG,
Geldmarktinstrumente geman § 48 InvG,
Bankguthaben gemaf § 49 InvG,
Investmentanteile gemaf § 50 InvG,
Derivate gemaR § 51 InvG,

Sonstige Anlageinstrumente gemall § 52
InvG.

§ 2 Anlagegrenzen

Die Gesellschaft darf insgesamt bis zu 100
Prozent des Wertes des Sondervermégens in
Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten nach
MaRRgabe der 88 5 und 6 der ,Allgemeinen
Vertragsbedingungen* anlegen. Die in Pension
genommenen Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente sind auf die
Anlagegrenzen des § 60 Absatz 1 und 2 InvG
anzurechnen.

Stand: Juli 2013

Die Gesellschaft darf dabei in Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente der im Anhang genannten
Aussteller mehr als 35 Prozent des Wertes des
Sondervermdgens anlegen.

Die Gesellschaft darf insgesamt bis zu 100
Prozent des Wertes des Sondervermdégens in
Bankguthaben nach MaRgabe des § 7 Satz 1
der ,Allgemeinen Vertragsbedingungen in
liquiden Mitteln anlegen.

Die Gesellschaft kann im Rahmen der
Verwaltung des Sondervermdgens Derivate
einsetzen. Die Gesellschaft wird Derivate zum
Zwecke der Absicherung, der effizienten
Portfoliosteuerung und der Erzielung von
Zusatzertragen einsetzen, wenn und soweit sie
dies im Interesse der Anleger fur geboten halt.

Die Gesellschaft darf insgesamt bis zu 10
Prozent des Wertes des Sondervermdégens in
Investmentanteilen im Sinne des § 8 der
Allgemeinen Vertragsbedingungen anlegen.

a) Fur das Sondervermégen kénnen bis zu
einer Héhe von 10 Prozent Anteile an in-
oder auslandischen  Sondervermdgen
erworben werden, die nach ihren
Vertragsbedingungen  vorwiegend in
Aktien investiert sind (Aktienfonds).

b) Fur das Sondervermégen koénnen bis zu
einer Hohe von 10 Prozent Anteile an in-
oder ausléndischen Sondervermdgen
erworben werden, die nach ihren
Vertragsbedingungen  vorwiegend in
zinstragende Wertpapiere investiert sind
(Rentenfonds).

c) Fur das Sondervermégen kénnen bis zu
einer Héhe von 10 Prozent Anteile an in-
oder ausléndischen Sondervermdgen
erworben werden, die nach ihren
Vertragsbedingungen  vorwiegend in
Bankguthaben oder
Geldmarktinstrumenten investieren..

d) Die in Pension genommenen
Investmentanteile sind auf die
Anlagegrenzen der § 61 und § 64 Absatz 3

anzurechnen.

§ 3 Anteilklassen

. Fur das Sondervermégen kénnen Anteilsklassen

im Sinne des § 16 Absatz 2 der Allgemeinen
Vertragsbedingungen gebildet werden, die sich
hinsichtlich des Ausgabeaufschlags, der Wah-
rung des Anteilwertes einschlieBlich des Einsat-
zes von Wahrungssicherungsgeschaften, der
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Verwaltungsvergutung, Mindestanlagesumme
oder einer Kombination dieser Merkmale unter-
scheiden. Die Bildung von Anteilklassen ist je-
derzeit zuldssig und liegt im Ermessen der Ge-
sellschaft.

2. Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl
im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und
Halbjahresbericht einzeln aufgezahlt. Die Anteil-
klassen kennzeichnenden Ausgestaltungsmerk-
male (Ausgabeaufschlag, Wahrung des Anteil-
wertes, Verwaltungsvergitung, der Mindestanla-
gesumme oder Kombination dieser Merkmale)
werden im Verkaufsprospekt und im Jahres- und
Halbjahresbericht im Einzelnen beschrieben.

3. Der Abschluss von Wahrungskurssicherungsge-
schéften ausschlieRlich zugunsten einer einzigen
Wahrungsanteilklasse ist zuldssig. Fir Wéh-
rungsanteilklassen mit einer Wahrungsabsiche-
rung zugunsten der Wahrung dieser Anteilklasse
(Referenzwahrung) darf die Gesellschaft auch
unabhéngig von § 9 der ,Allgemeinen Vertrags-
bedingungen” Derivate im Sinne des § 51 Abs. 1
InvG auf Wechselkurse oder Wahrungen mit
dem Ziel einsetzen, Anteilwertverluste durch
Wechselkursverluste von nicht auf die Refe-
renzwahrung der Anteilklasse lautenden Vermo-
gensgegenstanden des Sondervermdgens zu
vermeiden.

4. Der Anteilwert wird fur jede Anteilklasse geson-
dert errechnet, indem die Kosten der Auflegung
neuer Anteilklassen, die Verwaltungsvergitung
und die Ergebnisse aus Wahrungskurssiche-
rungsgeschéften, die auf eine bestimmte Anteil-
klasse entfallen, ggf. einschlieRlich Ertragsaus-
gleich, ausschlie3lich dieser Anteilklasse zuge-
ordnet werden.

8 4 Anteilscheine

Die Anleger sind an den jeweiligen
Vermogensgegenstinden des Sondervermégens in
Hoéhe ihrer Anteile als Miteigentimer nach
Bruchteilen beteiligt.

§ 5 Ausgabe- und Ricknahmepreis

1. Der Ausgabeaufschlag betrégt bis zu 3 Prozent
des Anteilwertes. Es steht der Gesellschatft frei,
einen niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berech-
nen oder von der Berechnung eines Ausgabe-
aufschlags abzusehen. Ein Ricknahmeabschlag
wird nicht erhoben.

2. Abweichend von § 18 Absatz 3 der ,Allgemeinen
Vertragsbedingungen“ ist der Abrechnungsstich-
tag flr Anteilabrufe und Ricknahmeauftrage
spatestens der Ubernéchste auf den Eingang

Stand: Juli 2013

la.

1b.

des Anteilsabrufs- bzw. Riicknahmeauftrags fol-
gende Wertermittlungstag.

§ 6 Kosten

Die Gesellschaft erhalt fur die Verwaltung des
Sondervermdgens aus dem Sondervermdgen
fur jede Anteilsklasse eine Vergiltung in Hohe
von bis zu 0,32 Prozent p.a. des anteiligen Wer-
tes des Sondervermégens auf Basis des bewer-
tungstéaglich ermittelten Inventarwertes; mindes-
tens jedoch 30.000,-- € p.a. Die Verwaltungs-
vergiitung kann dem Sondervermdgen jederzeit
entnommen werden. Es steht der Gesellschaft
frei, fir eine oder mehrere Anteilklassen eine
niedrigere Verwaltungsvergutung zu berechnen.

Die Gesellschaft kann in den Féallen, in denen fir
das Sondervermdgen gerichtlich oder aul3erge-
richtlich streitige Anspriiche durchgesetzt wer-
den, eine Vergitung von bis zu 15 Prozent der
fur das Sondervermdgen - nach Abzug und
Ausgleich der aus diesem Verfahren fir das
Sondervermdgen entstandenen Kosten - verein-
nahmten Betrage berechnen.

Zur Vergltung des Beraters kann die Gesell-
schaft aus dem Sondervermdgen eine Vergu-
tung in Hoéhe von bis zu 1,5 Prozent p.a. des
Sondervermégens auf Basis des bewertungstag-
lich ermittelten Inventarwertes entnehmen. Die
Beratervergutung kann dem Sondervermdgen
jederzeit enthommen werden. Die Vergutung
wird von der Verwaltungsvergltung nicht abge-
deckt und somit von der Gesellschaft dem Son-
dervermdgen zusatzlich belastet.

Die Gesellschaft kann fir MalRnahmen im Zu-
sammenhang mit der technischen Einrichtung
zur Messung und Analyse des Marktrisikos des
Sondervermdgens eine Vergitung von bis zu
0,03 Prozent p.a. des Sondervermdgens auf Ba-
sis des bewertungstaglich ermittelten Inventar-
wertes zahlen. Die Vergitung wird von der Ver-
waltungsvergitung nicht abgedeckt und somit
von der Gesellschaft dem Sondervermdgen zu-
satzlich belastet.

Der Betrag, der aus dem Sondervermdgen nach
den vorstehenden Ziffern 1.a) und 2.) als Vergu-
tungen entnommen wird, kann insgesamt bis zu
1,85 Prozent p.a. des Sondervermoégens auf Ba-
sis des bewertungstaglich ermittelten Inventar-
wertes betragen, mindestens jedoch € 30.000,--

p.a.

Die Depotbank kann fir ihre Tatigkeit aus dem
Sondervermdgen eine Vergutung in Hohe von
bis zu 0,04 Prozent p.a. des Sondervermdgens
auf Basis des bewertungstaglich ermittelten In-
ventarwertes mindestens jedoch € 10.000,- p.a.
erhalten. Die Depotbankvergitung kann dem
Sondervermdgen jederzeit entnommen werden.
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4. Neben den vorgenannten Vergitungen gehen

die folgenden Aufwendungen zulasten des Son-
dervermdgens:

a) bankibliche Depot- und Kontogebihren,
gegebenenfalls einschlielflich der bankib-
lichen Kosten fur die Verwahrung auslan-
discher Vermogensgegenstdnde im Aus-
land;

b)  Kosten fiir den Druck und Versand der fiir
die Anleger bestimmten gesetzlich vorge-
schriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres-
und Halbjahresberichte, Verkaufsprospek-
te, wesentliche Anlegerinformationen);

c) Kosten der Bekanntmachung der Jahres-
und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und
Rucknahmepreise und gegebenenfalls der
Ausschiittungen und des Aufldsungsbe-
richtes;

d) Kosten der Erstellung und Verwendung ei-
nes dauerhaften Datentragers, aufer im
Fall der Informationen Uber Fondsver-
schmelzungen und der Informationen Uber
Maflnahmen im Zusammenhang mit Anla-
gegrenzverletzungen oder Berechnungs-
fehlern bei der Anteilwertermittlung;

e) Kosten fur die Prifung des Sondervermo-
gens durch den Abschlusspriifer des Son-
dervermdgens;

f) Kosten fir die Bekanntmachung der Be-
steuerungsgrundlagen und der Bescheini-
gung, dass die steuerlichen Angaben nach
den Regeln des deutschen Steuerrechts
ermittelt wurden;

g) Kosten fir die Geltendmachung und
Durchsetzung von  Rechtsanspriichen
durch die Gesellschaft fir Rechnung des
Sondervermdgens sowie der Abwehr von
gegen die Gesellschaft zu Lasten des
Sondervermdgens erhobenen Anspriichen;

h) Gebiuhren und Kosten, die von staatlichen
Stellen in Bezug auf das Sondervermégen
erhoben werden;

i) Kosten fir Rechts- und Steuerberatung im
Hinblick auf das Sondervermégen;

) Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit
dem Erwerb und/oder der Verwendung
bzw. Nennung eines Vergleichsmal3stabes
oder Finanzindizes anfallen konnen;

k) Kosten fir die Beauftragung von Stimm-
rechtsbevollméchtigten;

) Kosten fur die Analyse des Anlageerfolges
des Sondervermdgens durch Dritte;
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m) im Zusammenhang mit den an die Gesell-
schaft, die Depotbank und Dritte zu zah-
lenden Vergitungen sowie den vorstehend
genannten  Aufwendungen anfallende
Steuern einschlie8lich der im Zusammen-
hang mit der Verwaltung und Verwahrung
entstehenden Steuern;

Neben den vorgenannten Vergitungen und
Aufwendungen werden dem Sondervermdgen
die in Zusammenhang mit dem Erwerb und der
VeraufRRerung von Vermdgensgegenstanden ent-
stehenden Kosten belastet (Transaktionskos-
ten).

Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im
Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-
schlage und Ricknahmeabschlage offen zu le-
gen, die dem Sondervermdgen im Berichtszeit-
raum fir den Erwerb und die Ricknahme von
Anteilen im Sinne des § 1 Ziffer 4 berechnet
worden sind. Beim Erwerb von Anteilen, die di-
rekt oder indirekt von der Gesellschaft selbst
oder einer anderen Gesellschaft verwaltet wer-
den, mit der die Gesellschaft durch eine wesent-
liche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung
verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die an-
dere Gesellschaft fur den Erwerb und die Rick-
nahme keine Ausgabeaufschlage und Riick-
nahmeabschlage berechnen. Die Gesellschaft
hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht
die Vergutung offen zu legen, die dem Sonder-
vermdgen von der Gesellschaft selbst, von einer
anderen Kapitalanlagegesellschaft, einer In-
vestmentaktiengesellschaft oder einer anderen
Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine
wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteili-
gung verbunden ist oder einer ausléandischen In-
vestment-Gesellschaft, einschlie3lich ihrer Ver-
waltungsgesellschaft als Verwaltungsvergiitung
fur die im Sondervermdgen gehaltenen Anteile
berechnet wurde.

ERTRAGSVERWENDUNG UND
GESCHAFTSJAHR

§ 7 Ausschuttung

Die Gesellschaft schittet grundsatzlich die
wahrend des Geschéftsjahres fir Rechnung
des Sondervermdgens angefallenen und nicht
zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Divi-
denden und Ertrdge aus Investmentanteilen
sowie Entgelte aus Darlehens- und Pensions-
geschaften — unter Berlicksichtigung des zu-
gehdrigen Ertragsausgleichs — aus. VerauRle-
rungsgewinne und sonstige Ertrdge — unter
Berlicksichtigung des zugehérigen Ertrags-
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ausgleichs — kénnen ebenfalls zur Ausschiit-
tung herangezogen werden.

2. Ausschiittbare Ertrage gemaR Absatz 1 kon-
nen zur Ausschittung in spateren Geschéafts-
jahren insoweit vorgetragen werden, als die
Summe der vorgetragenen Ertrédge 15 Prozent
des jeweiligen Wertes des Sondervermdgens
zum Ende des Geschéftsjahres nicht Uber-
steigt. Ertrage aus Rumpfgeschaftsjahren kén-
nen vollstandig vorgetragen werden.

3. Im Interesse der Substanzerhaltung kénnen
Ertrage teilweise, in Sonderféallen auch voll-
standig zur Wiederanlage im Sondervermdgen
bestimmt werden.

4. Die Ausschuittung erfolgt jahrlich innerhalb von
vier Monaten nach Schluss des Geschéftsjah-
res gegen Vorlage des aufgerufenen Ertrags-
scheins bei den in den Ausschittungsbe-
kanntmachungen genannten Zahlstellen.

§ 8 Geschaftsjahr

Das Geschéftsjahr des Sondervermdgens beginnt
am 1. November und endet am 31. Oktober des
folgenden Jahres.
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Anhang zZu den besonderen
Vertragsbedingungen

A. GemaR § 62 InvG darf in Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente folgender Aussteller mehr
als 35 Prozent des Wertes des Sondervermo-
gens angelegt werden, sofern dies in den Ver-
tragsbedingungen unter Angabe der betreffen-
den Aussteller vorgesehen ist.

- Die Bundesrepublik Deutschland
- Die Bundeslander:
- Baden-Wiurttemberg
- Bayern
- Berlin
- Brandenburg
- Bremen
- Hamburg
- Hessen
- Mecklenburg-Vorpommern
- Niedersachsen
- Nordrhein-Westfalen
- Rheinland-Pfalz
- Saarland
- Sachsen
- Sachsen-Anhalt
- Schleswig-Holstein
- Thiringen

- Europdaische Gemeinschaften:

- EURATOM

- Européische Wirtschaftsgemein-
schaften

- Européische Gemeinschaften

- Andere Mitgliedstaaten der Européischen
Union:

- Belgien

- Bulgarien
- Danemark
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- Estland

- Finnland

- Frankreich

- Griechenland

- GrofRbritannien
- Irland

- Italien

- Lettland

- Litauen

- Malta

- Polen

- Luxemburg

- Niederlande

- Osterreich

- Portugal

- Rumanien

- Schweden

- Slowakei

- Slowenien

- Spanien

- Tschechische Republik
- Ungarn

- Griechische Republik Stidzypern

Andere Vertragsstaaten des Abkommens
Uber den Europaischen Wirtschaftsraum:
- Island

- Lichtenstein

- Norwegen

Andere Mitgliedstaaten der Organisation
fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, die nicht Mitglied des EWR
sind:

- Australien

- Japan

- Kanada

- Korea

- Mexiko

- Neuseeland

- Schweiz

- Turkei

- Vereinigte Staaten von Amerika
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Verwaltungsgesellschaft

BNY Mellon Service
Kapitalanlage-Gesellschaft mbH
MesseTurm, Friedrich-Ebert-Anlage 49
60327 Frankfurt am Main

Postanschrift:
Postfach 11 02 36
60037 Frankfurt am Main

Telefon: (069) 12014 2000
Telefax: (069) 12014 2671

Gezeichnetes und eingezahltes Eigenkapital:
€ 5,0 Mio.

Haftendes Eigenkapital:
€5,5 Mio.

Gesellschafter der BNY Mellon Service Kapitalanla-
ge-Gesellschaft mbH ist zu 100 Prozent die
The Bank of New York Mellon SA/NV

Frankfurt am Main
HRB 53283

Registergericht:

Depotbank

The Bank of New York Mellon SA/NV

Asset Servicing, Niederlassung Frankfurt am Main
MesseTurm, Friedrich-Ebert-Anlage 49

60327 Frankfurt am Main

Haftendes Eigenkapital:
€ 1,211 Mrd.
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Mitglied des Bérsenrates
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Head of Investment Services,
Sprecher der Niederlassungsleitung der
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Ann Fogarty (stv. Vorsitzende)
Head of Fund Services EMEA
BNY Mellon Fund Services Ireland Ltd, Dublin
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Dekan der Fakultat Wirtschaft und Recht an der
Hochschule Aschaffenburg

Portfolioberater

Neunorm Finance AG
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Abschlussprifer

KPMG AG Wirtschaftspriifungsgesellschaft
The Squaire

Am Flughafen
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Aufsichtsbehdérde
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	Grundlagen 
	Grundlagen 
	Grundlagen 
	Das Sondervermögen Neunorm Investa (im Fol­genden „Sondervermögen“) ist ein „Richtlinienkon­formes Sondervermögen“ im Sinne des Investment­gesetzes (InvG). Es wird von der BNY Mellon Ser­vice Kapitalanlage-Gesellschaft mbH (im Folgenden „Gesellschaft“) verwaltet.  
	Die Verwaltung des Sondervermögens besteht vor allem darin, das von den Anlegern bei der Gesell­schaft eingelegte Geld unter Beachtung des Grund­satzes der Risikomischung in verschiedenen Ver­mögensgegenständen gesondert vom Vermögen der Gesellschaft anzulegen. Das Sondervermögen gehört nicht zur Insolvenzmasse der Gesellschaft. 
	In welchen Vermögensgegenständen die Gesell­schaft das Geld anlegen darf und welche Bestim­mungen sie dabei zu beachten hat, ergibt sich aus dem InvG und den Vertragsbedingungen, die das Rechtsverhältnis zwischen den Anlegern und der Gesellschaft regeln. Die Vertragsbedingungen um­fassen einen Allgemeinen und einen Besonderen Teil („Allgemeine Vertragsbedingungen” und „Be­sondere Vertragsbedingungen”). Die Verwendung der Vertragsbedingungen für ein Sondervermögen unterliegt grundsätzlich der Genehmigungspfl
	Verkaufsunterlagen 
	Der Verkaufsprospekt, die wesentlichen Anlegerin­formationen, die Vertragsbedingungen sowie die aktuellen Jahres- und Halbjahresberichte sind kos­tenlos bei der Gesellschaft und der Depotbank er­hältlich.   
	Auf Nachfrage bei der Gesellschaft informiert diese den Anleger über die Anlagegrenzen des Risikoma­nagements des Sondervermögens, die Risikoma­nagementmethoden und die jüngsten Entwicklun­gen bei den Risiken und Renditen der wichtigsten Kategorien von Vermögensgegenständen des Son­dervermögens. Dies geschieht in der Regel durch elektronische oder postalische Zusendung von Informationsmaterial oder telefonische Auskunftser­teilung.  
	Vertragsbedingungen 
	Die Vertragsbedingungen sind in diesem Verkaufs­prospekt abgedruckt. Die Vertragsbedingungen können von der Gesellschaft geändert werden. Än­derungen der Vertragsbedingungen bedürfen der Genehmigung durch die BaFin. Änderungen der Anlagegrundsätze des Sondervermögens bedürfen zusätzlich der Genehmigung durch den Aufsichtsrat der Gesellschaft. 
	Die vorgesehenen Änderungen werden im elektro­nischen Bundesanzeiger veröffentlicht. Darüber 
	Die vorgesehenen Änderungen werden im elektro­nischen Bundesanzeiger veröffentlicht. Darüber 
	hinaus werden diese auf der Homepage der Gesell­schaft unter  bekannt ge­macht. Wenn die Änderungen Vergütungen und Aufwandserstattungen, die aus dem Sondervermö­gen entnommen werden dürfen, oder die Anlage­grundsätze des Sondervermögens oder wesentliche Anlegerrechte betreffen, werden die Anleger außer­dem über ihre depotführenden Stellen in Papierform oder in elektronischer Form informiert. Diese Infor­mation umfasst die wesentlichen Inhalte der geplan­ten Änderungen, ihre Hintergründe, die Rechte derAnle
	www.bnymellon.com/kag



	Die Änderungen treten frühestens einen Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Änderungen von Regelungen zu den Vergütungen und Aufwen­dungserstattungen treten frühestens drei Monate nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Die BaFin kann einen früheren Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens bestimmen. Änderungen der bisherigen Anlage­grundsätze des Sondervermögens treten ebenfalls frühestens drei Monate nach Bekanntmachung in Kraft und sind nur unter der Bedingung zulässig, dass die Gesellschaft den Anlegern anbietet, 

	Verwaltungsgesellschaft 
	Verwaltungsgesellschaft 
	Das Sondervermögen wird von der am 2. Oktober 2001 gegründeten BNY Mellon Service Kapitalanla­ge-Gesellschaft mbH mit Sitz in Frankfurt am Main verwaltet. 
	Die Gesellschaft ist eine Kapitalanlagegesellschaft im Sinne des deutschen Investmentgesetzes (InvG). Sie hat die Rechtsform einer Gesellschaft mit be­schränkter Haftung (GmbH). 
	Gegenstand ihrer Tätigkeit ist die Verwaltung von Richtlinienkonformen, Gemischten und Sonstigen Sondervermögen, Altersvorsorgevermögen, Son­dervermögen mit zusätzlichen Risiken (Hedgefonds) sowie von Spezial-Sondervermögen. 
	Nähere Angaben über die Geschäftsführung, die Zusammensetzung des Aufsichtsrates und den Gesellschafterkreis sowie über die Höhe des ge­zeichneten und eingezahlten Kapitals finden Sie am Ende des Verkaufsprospekts. 

	Depotbank 
	Depotbank 
	Das InvG sieht eine Trennung der Verwaltung und der Verwahrung von Sondervermögen vor. Mit der 
	Das InvG sieht eine Trennung der Verwaltung und der Verwahrung von Sondervermögen vor. Mit der 
	Verwahrung der Vermögensgegenstände des Son­dervermögens hat die Gesellschaft ein Kreditinstitut als Depotbank beauftragt.  

	Die Depotbank verwahrt die Vermögensgegenstän­de in Sperrdepots bzw. auf Sperrkonten. Sie hat insbesondere dafür zu sorgen, dass die Ausgabe und die Rücknahme von Anteilen und die Berech­nung des Wertes der Anteile den Vorschriften des InvG und den Vertragsbedingungen entsprechen. Weiterhin hat sie darauf zu achten, dass bei den für das Sondervermögen getätigten Geschäften der Gegenwert innerhalb der üblichen Fristen in ihre Verwahrung gelangt und die Erträge des Sonder­vermögens gemäß den Vorschriften des 
	Die Depotbank verwahrt die Vermögensgegenstän­de in Sperrdepots bzw. auf Sperrkonten. Sie hat insbesondere dafür zu sorgen, dass die Ausgabe und die Rücknahme von Anteilen und die Berech­nung des Wertes der Anteile den Vorschriften des InvG und den Vertragsbedingungen entsprechen. Weiterhin hat sie darauf zu achten, dass bei den für das Sondervermögen getätigten Geschäften der Gegenwert innerhalb der üblichen Fristen in ihre Verwahrung gelangt und die Erträge des Sonder­vermögens gemäß den Vorschriften des 
	Die Depotbank ist grundsätzlich für alle Vermö­gensgegenstände, die von ihr oder mit ihrer Zu­stimmung von einer anderen Stelle verwahrt wer­den, verantwortlich und haftet im Falle des Verlus­tes. Wenn jedoch Wertpapiere im Ausland verwahrt werden und es sich beim dortigen Verwahrer nicht um die Clearstream Banking AG oder eine eigene ausländische Geschäftsstelle der Depotbank han­delt, beschränkt sich die Haftung der Depotbank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung des aus­ländischen Verwahrers sowie
	Der Wert des Sondervermögens sowie der Wert der Anteile werden von der Gesellschaft unter Kontrolle der Depotbank ermittelt. 
	Für das Sondervermögen hat The Bank of New York Mellon SA/NV Asset Servicing, Niederlassung Frankfurt am Main, MesseTurm, Friedrich-Ebert-Anlage 49 in 60327 Frankfurt am Main, das Amt der Depotbank übernommen. Die Depotbank ist Kredit­institut nach belgischem Recht. Der Schwerpunkt ihres Geschäfts liegt auf dem Depotbankgeschäft und den damit verbunden Servicedienstleistungen. 


	Portfolioberater 
	Portfolioberater 
	Die Gesellschaft wird bei der Anlageentscheidung durch die Neunorm Finance AG, Dufourstr. 181, CH-8008 Zürich, beraten. 

	Sondervermögen 
	Sondervermögen 
	Das Sondervermögen wurde am 02. November 2009 für unbestimmte Dauer aufgelegt. Die Anleger sind an den Vermögensgegenständen des Sonder­vermögens entsprechend der Anzahl ihrer Anteile als Miteigentümer nach Bruchteilen beteiligt. 
	Für das Sondervermögen können Anteilklassen gebildet werden, die sich hinsichtlich des Ausgabe­aufschlags, der Währung des Anteilwerts ein­schließlich des Einsatzes von Währungssiche­rungsgeschäften, der Verwaltungsvergütung, der Mindestanlagesumme oder einer Kombination die­ser Merkmale unterscheiden. 
	Aufgrund der unterschiedlichen Ausgestaltung kann das wirtschaftliche Ergebnis, das der Anleger mit seinem Investment in das Sondervermögen erzielt, variieren, je nachdem, zu welcher Anteilklasse die von ihm erworbenen Anteile gehören. Das gilt so­wohl für die Rendite, die der Anleger vor Steuern erzielt, als auch für die Rendite nach Steuern. 
	Der Erwerb von Vermögensgegenständen ist nur einheitlich für das ganze Sondervermögen zulässig, er kann nicht für einzelne Anteilklassen oder Grup­pen von Anteilklassen erfolgen. 
	Die Bildung neuer Anteilklassen ist jederzeit zuläs­sig und liegt im Ermessen der Gesellschaft. Die Rechte der Anleger, die Anteile aus bestehenden Anteilklassen erworben haben, bleiben davon je­doch unberührt. Mit den Kosten, die anlässlich der Einführung einer neuen Anteilklasse anfallen, dürfen ausschließlich die Anleger dieser neuen Anteilklas­se belastet werden. 
	Bei erstmaliger Ausgabe von Anteilen einer Anteil­klasse ist deren Wert auf der Grundlage des für das gesamte Sondervermögen nach § 36 Absatz 1 Satz 1 des InvG ermittelten Wertes zu berechnen.  
	Die Jahres- sowie Halbjahresberichte enthalten die Angabe, unter welchen Voraussetzungen Anteile mit unterschiedlichen Rechten ausgegeben und welche Rechte den Anteilklassen im Einzelnen zugeordnet werden. Darüber hinaus wird für jede Anteilklasse die Anzahl der am Berichtsstichtag umlaufenden Anteile der Anteilklasse und den am Berichtsstichtag ermittelten Anteilwert angegeben. 

	Verschiedene Anteilsklassen bestehen derzeit nicht. 
	Verschiedene Anteilsklassen bestehen derzeit nicht. 
	Neunorm Investa 
	Neunorm Investa 

	Auflegung: 
	Auflegung: 
	Auflegung: 
	02. November 2009 

	Geschäftsjahr: 
	Geschäftsjahr: 
	1. November und endet am 31. Oktober 

	WKN: 
	WKN: 
	A0YAEA 

	ISIN: 
	ISIN: 
	DE000A0YAEA0 

	Ausschüttung
	Ausschüttung
	 Mitte Januar 

	Verwaltungsvergütung 
	Verwaltungsvergütung 
	bis zu 0,32 Prozent p.a. vom Fondsver­mögen, mindestens jedoch € 30.000,- p.a.; z.Zt. 0,32 Prozent p.a. vom Fondsvermögen 

	Vergütung des Portfo­lioberaters 
	Vergütung des Portfo­lioberaters 
	bis zu 1,5 Prozent p.a. vom Fondsvermögen; z.Zt. 1,0 Prozent p.a. zzgl. einer erfolgsab­hängigen Vergütung 

	Depotbankvergütung: 
	Depotbankvergütung: 
	bis zu 0,04 Prozent p.a. vom Fondsver­mögen, mindestens jedoch € 10.000 p.a.; z.Zt. 0,04 Prozent p.a. vom Fondsvermögen 

	Stückelung
	Stückelung
	 € 100,00 

	Ausgabeaufschlag: 
	Ausgabeaufschlag: 
	bis zu 3 Prozent; z.Zt. 3 Prozent 

	Rücknahmeabschlag
	Rücknahmeabschlag
	 0 Prozent 



	Anlageziele, Anlagegrundsätze und -grenzen 
	Anlageziele, Anlagegrundsätze und -grenzen 
	Anlageziele, Anlagegrundsätze und -grenzen 
	Anlageziele 
	Neunorm Investa ist ein aktiv gemanagtes Sonder­vermögen mit vermögensverwaltendem Charakter. Anlageziel ist die Erwirtschaftung von über Geld­marktverzinsung liegender Erträge bei moderaten Risiken, zur Erreichung dieses Ziels wird überwie­gend in Exchange Traded Funds (ETF), Exchange Traded Commodities (ETC) und Exchange Traded Notes (ETC) investiert.  
	Im Rahmen der strategischen Assetallokation wird das börsenhandelbare Anlageuniversum in ver­schiedene Assetklassen und darin wiederum in verschiedene, möglichst nicht korrelierende Märkte diversifiziert.  
	Um sich den stetig ändernden Marktgegebenheiten dynamisch anzupassen, erfolgen taktische Kauf- und Verkaufsentscheidungen für jeden dieser Märk­te auf Basis einer Prognosesoftware - PrognosD ­die vom Portfolioberater entwickelt und seit mehre­ren Jahren im Einsatz ist. PrognosD erkennt mittels spezieller mathematisch-technischer Modelle Wen­depunkte an den Finanzmärkten frühzeitig und kann diese zeitnah in Form von konkreten Kauf- und Verkaufsempfehlungen anzeigen. Zum Schutz vor Verlusten kann die Investit
	Um sich den stetig ändernden Marktgegebenheiten dynamisch anzupassen, erfolgen taktische Kauf- und Verkaufsentscheidungen für jeden dieser Märk­te auf Basis einer Prognosesoftware - PrognosD ­die vom Portfolioberater entwickelt und seit mehre­ren Jahren im Einsatz ist. PrognosD erkennt mittels spezieller mathematisch-technischer Modelle Wen­depunkte an den Finanzmärkten frühzeitig und kann diese zeitnah in Form von konkreten Kauf- und Verkaufsempfehlungen anzeigen. Zum Schutz vor Verlusten kann die Investit
	scheidungen einfließen zu lassen, verarbeitet die Prognosesoftware auch Echtzeit-Sentimentdaten auf Basis des Analysetools SentiTrade®. Hierbei werden verschiedene Finanznachrichten-Ticker analysiert. SentiTrade bestimmt, ob die Meldung positiv oder negativ ist und fast das Ergebnis in Form eines Indikators zusammen. Der Portfoliobe­rater nutzt diese Daten für ein eigens entwickeltes Sentiment-Handelsmodell, welches bei zu viel Op­timismus warnt oder bei zu viel Pessimismus auf mögliche Chancen hinweist.  


	Zu Absicherungszwecken sowie zur effizienten Portfolioverwaltung darf der Fonds Derivate, Zertifi­kate mit eingebetteten Derivatebestandteilen sowie sonstige Techniken und Instrumente in Überein­stimmung mit den festgelegten Anlagegrenzen einsetzen. 

	Es kann keine Zusicherung gemacht werden, dass die Ziele der Anlagepolitik erreicht werden. 
	Es kann keine Zusicherung gemacht werden, dass die Ziele der Anlagepolitik erreicht werden. 
	Anlagegrundsätze 
	Die Gesellschaft darf für das Sondervermögen fol­gende Vermögensgegenstände erwerben: 
	a) .Wertpapiere gemäß § 47 InvG 
	b) .Geldmarktinstrumente gemäß § 48 InvG, 
	c). Bankguthaben gemäß § 49 InvG, 
	d) .Investmentanteile gemäß § 50 InvG 
	e) .Derivate gemäß § 51 InvG, 
	f) .sonstige Anlageinstrumente gemäß § 52 InvG. 
	Anlageinstrumente im Einzelnen 
	Wertpapiere  
	Die Gesellschaft darf insgesamt bis zu 100 Prozent des Wertes des Sondervermögens in Wertpapieren anlegen. Die in Pension genommenen Wertpapiere sind auf die Anlagegrenzen anzurechnen. 
	Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonderver­mögens Wertpapiere in- und ausländischer Ausstel­ler erwerben,  
	1. .
	1. .
	1. .
	wenn sie an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Euro­päischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelas­sen oder in diesen einbezogen sind, 

	2. .
	2. .
	wenn sie an einer der von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht zugelassenen Börsen zum Handel zugelassen oder an einer von der Bundesanstalt für Finanzdienstleis­tungsaufsicht zugelassenen oder organisierten 


	Märkte zugelassen oder in diesen einbezogen sind. 
	Märkte zugelassen oder in diesen einbezogen sind. 
	Wertpapiere aus Neuemissionen dürfen erworben werden, wenn nach ihren Ausgabebedingungen die Zulassung an oder Einbeziehung in eine der unter 
	1. und 2. genannten Börsen oder organisierten Märkte beantragt werden muss und die Zulassung oder Einbeziehung innerhalb eines Jahres nach Ausgabe erfolgt. Zusätzlich sind die Voraussetzun­gen des § 47 Absatz 1 Satz 2 InvG zu erfüllen. 
	Außerdem dürfen Wertpapiere auch in Form von Aktien erworben werden, die dem Sondervermögen bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln zustehen, in Form von Anteilen an geschlossenen Fonds, die die in § 47 Absatz 1 Nr. 7 InvG oder in Form von Finanzinstrumenten, die die in § 47 Ab­satz 1 Nr. 8 InvG genannten Kriterien erfüllen oder in Ausübung von Bezugsrechten, die zum Sonder­vermögen gehören. 
	Als Wertpapiere gelten auch Bezugsrechte, sofern sich die Wertpapiere, aus denen die Bezugsrechte herrühren, im Sondervermögen befinden können. 
	Geldmarktinstrumente 
	Geldmarktinstrumente sind Instrumente, die übli­cherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werden sowie verzinsliche Wertpapiere, die zum Zeitpunkt ihres Erwerbs für das Sondervermögen eine Lauf­zeit bzw. Restlaufzeit von höchstens 397 Tagen haben. Sofern eine Laufzeit länger als 397 Tagen ist, muss ihre Verzinsung regelmäßig, mindestens einmal in 397 Tagen, marktgerecht angepasst wer­den. Geldmarktinstrumente sind auch Instrumente, deren Risikoprofil solcher Wertpapiere entspricht. 
	Für das Sondervermögen dürfen Geldmarktinstru­mente erworben werden,   
	1.. 
	1.. 
	1.. 
	wenn sie an einer Börse in einem Mitglied­staat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder dort in einem ande­ren organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 

	2. .
	2. .
	wenn sie an einer von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht zugelassenen Börse zum Handel zugelassen oder an ei­nem der von der Bundesanstalt zugelasse­nen organisierten Märkte zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 

	3. .
	3. .
	wenn sie von den Europäischen Gemein­schaften, dem Bund, einem Sondervermö­gen des Bundes, einem Land, einem ande­ren Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen zentralstaatlichen, regi­onalen oder lokalen Gebietskörperschaft o­der der Zentralbank eines Mitgliedstaats der 


	Europäischen Union, der Europäischen Zent­ralbank oder der Europäischen Investitions­bank, einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat dieses Bundesstaates oder von einer internationa­len öffentlich-rechtlichen Einrichtung, der mindestens ein Mitglied der Europäischen Union angehört, begeben oder garantiert werden.  

	4. .
	4. .
	4. .
	die von einem Unternehmen begeben wer­den, dessen Wertpapiere auf den unter Nummer 1 und 2 bezeichneten Märkten ge­handelt werden, 

	5. .
	5. .
	die von einem Kreditinstitut, das nach dem Europäischen Gemeinschaftsrecht festgeleg­ten Kriterien einer Aufsicht unterstellt ist, o­der einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbe­stimmungen, die nach Auffassung der Bun­desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht denjenigen des Gemeinschaftsrechts gleich­wertig sind, unterliegt und diese einhält, be­geben oder garantiert werden, 

	6. .
	6. .
	die von anderen Emittenten begeben werden und es sich bei dem jeweiligen Emittenten handelt  


	a) um ein Unternehmen mit Eigenkapital von mindestens € 10 Mio., das seinen Jahres­abschluss nach den Vorschriften der Vierten Richtlinie 78/660/EWG des Rates vom 25.07.1978 über den Jahresabschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18.07.2003 erstellt und veröffentlicht, 
	a) um ein Unternehmen mit Eigenkapital von mindestens € 10 Mio., das seinen Jahres­abschluss nach den Vorschriften der Vierten Richtlinie 78/660/EWG des Rates vom 25.07.1978 über den Jahresabschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18.07.2003 erstellt und veröffentlicht, 
	b) um einen Rechtsträger, der innerhalb ei­ner eine oder mehrere börsennotierte Ge­sellschaften umfassenden Unternehmens­gruppe für die Finanzierung dieser Gruppe zuständig ist, oder 
	c) um einen Rechtsträger, der die wertpa­piermäßig Unterlegung von Verbindlichkei­ten durch Nutzung einer von der Bank ein­geräumten Kreditlinie finanzieren soll. Für die wertpapiermäßige Unterlegung und die von einer Bank eingeräumten Kredite gilt Ar­tikel 7 der Richtlinie 2007 /16/EG 

	Sämtliche genannte Geldmarktinstrumente dürfen nur erworben werden, wenn sie die Voraussetzun­gen des Artikel 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2007/16/EG erfüllen. Für Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 gilt grundsätzlich Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie 2007/16/EG.  
	Für Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 Nr. 3 und Nr. 6 müssen ein ausreichender Einlagen- und Anlegerschutz bestehen, z.B. in Form eines 
	Für Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 Nr. 3 und Nr. 6 müssen ein ausreichender Einlagen- und Anlegerschutz bestehen, z.B. in Form eines 
	Investmentgrade-Ratings und zusätzliche die Krite­rien des Artikel 5 der Richtlinie 2007/16/EG erfüllt sein. Als „Investmentgrade“ bezeichnet man eine Benotung mit „BBB“ bzw. „Baa“ oder besser im Rahmen der Kreditwürdigkeitsprüfung durch eine Rating-Agentur.  

	Für den Erwerb von Geldmarktinstrumenten, die von einer regionalen oder lokalen Gebietskörper­schaft eines Mitgliedstaates der Europäischen Uni­on oder von einer internationalen öffentlich­rechtlichen Einrichtung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 3 begeben werden, aber weder von diesem Mit­gliedstaat oder, wenn dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat dieses Bundesstaates garantiert werden, und für den Erwerb von Geldmarktinstru­menten nach Absatz 1 Nr. 4 und 6 gilt Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2007/16/E
	Für den Erwerb von Geldmarktinstrumenten, die von einer regionalen oder lokalen Gebietskörper­schaft eines Mitgliedstaates der Europäischen Uni­on oder von einer internationalen öffentlich­rechtlichen Einrichtung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 3 begeben werden, aber weder von diesem Mit­gliedstaat oder, wenn dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat dieses Bundesstaates garantiert werden, und für den Erwerb von Geldmarktinstru­menten nach Absatz 1 Nr. 4 und 6 gilt Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2007/16/E
	Anlagegrenzen für Wertpapiere und Geldmarktin­strumente 
	Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geld­marktinstrumente desselben Ausstellers (Schuld­ners) bis zu 10 Prozent des Sondervermögens anlegen. Dabei darf der Gesamtwert der Wertpapie­re und Geldmarktinstrumente dieser Aussteller (Schuldner) 40 Prozent des Sondervermögens nicht übersteigen. Darüber hinaus dürfen lediglich 5 Pro­zent des Sondervermögens in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Ausstellers (Schuldners) angelegt werden. 
	In Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente besonderer öffentlicher Aussteller im Sinne des § 60 Absatz 2 Satz 1 InvG darf die Gesellschaft jeweils bis zu 35 Prozent des Wertes des Sondervermögens anlegen.  
	In gedeckte Schuldverschreibungen darf die Gesell­schaft jeweils bis zu 25 Prozent des Wertes des Sondervermögens anlegen. Sofern in diese Schuld­verschreibungen desselben Ausstellers mehr als 5 Prozent des Wertes des Sondervermögens ange­legt werden, so darf der Gesamtwert dieser Schuld­verschreibungen 80 Prozent des Wertes des Son­dervermögens nicht übersteigen. 

	Die Gesellschaft darf höchstens 20 Prozent des Wertes des Sondervermögens in eine Kombination der folgenden Vermögensgegenstände anlegen: 
	-von ein und derselben Einrichtung begebene Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, 
	-Einlagen bei dieser Einrichtung, 
	-Anrechnungsbeträgen für das Kontrahenten­risiko der mit dieser Einrichtung eingegangen Geschäfte in Derivaten, Wertpapierdarlehen und Wertpapierpensionsgeschäften. 
	Die jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben unberührt. 
	Die Gesellschaft darf insgesamt bis zu 100 Prozent des Wertes des Sondervermögens in Geldmarktin­strumenten anlegen. Die in Pension genommenen Geldmarktinstrumente sind auf die Anlagegrenzen anzurechnen. 
	Die Gesellschaft kann in Geldmarktinstrumente und Wertpapiere eines oder mehrer im Anhang zu den „Besonderen Vertragsbedingungen“ genannten Aussteller mehr als 35 Prozent des Wertes des Sondervermögens anlegen. Sofern von dieser Mög­lichkeit Gebrauch gemacht wird, müssen die Wert­papiere und Geldmarktinstrumente im Sonderver­mögen aus mindestens sechs verschiedenen Emis­sionen stammen, wobei nicht mehr als 30 Prozent des Wertes des Sondervermögens in einer Emissi­on gehalten werden dürfen. Das Sondervermöge
	Die Anrechnungsbeträge von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten eines Ausstellers auf die vorstehend genannten Grenzen können durch den Einsatz von marktgegenläufigen Derivaten, welche Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente desselben Ausstellers zum Basiswert haben, reduziert werden. Das bedeutet, dass für Rechnung des Sonderver­mögens auch über die vorgenannten Grenzen hin­aus Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente eines Ausstellers erworben werden dürfen, wenn das dadurch gesteigerte Ausstellerrisiko durc
	Bis zu 10 Prozent des Wertes des Sondervermö­gens darf die Gesellschaft insgesamt anlegen in 
	-.Wertpapieren, die nicht zum Handel an einer Börse zugelassen oder an einem an­deren organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, im Übrigen je­doch Kriterien des § 52 Absatz 1 Nr. 1 InvG erfüllen, 
	-.Geldmarktinstrumenten von Ausstellern, 
	die nicht den Anforderungen des § 48 ge­
	die nicht den Anforderungen des § 48 ge­
	nügen, sofern die Geldmarktinstrumente 
	nügen, sofern die Geldmarktinstrumente 
	die Voraussetzungen des § 52 Absatz 1 Nr. 2 InvG erfüllen, 

	-Aktien aus Neuemissionen, deren geplante Zulassung noch nicht erfolgt ist, 
	-Schuldscheindarlehen, die nach dem Er­werb für das Sondervermögen mindestens zweimal abgetreten werden können und gewährt wurden: 
	a) .dem Bund, einem Sondervermögen des Bundes, einem Land, den Europä­ischen Gemeinschaften oder einem Staat, der Mitglied der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung ist, 
	b) .einer anderen inländischen Gebiets­körperschaft oder einer Regionalregie­rung oder örtlichen Gebietskörper­schaft eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Abkom­mens über den Europäischen Wirt­schaftsraum, für die nach Artikel 44 der Richtlinie 2000/12/EG des Europä­ischen Parlaments und des Rates vom 20.03.2000 über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Kreditinsti­tute die Gewichtung Null bekannt ge­geben worden ist, 
	c) .sonstigen Körperschaften oder Anstal­ten des öffentlichen Rechts mit Sitz im Inland oder in einem anderen Mitglied­staat der Europäischen Union oder ei­nem anderen Vertragsstaat des Ab­kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, 
	d) .Unternehmen, die Wertpapiere ausge­geben haben, die an einem organisier­ten Markt im Sinne des § 2 Absatz 5 des Wertpapierhandelsgesetzes zum Handel zugelassen oder die an einem anderen organisierten Markt, der die wesentlichen Anforderungen an gere­gelte Märkte im Sinne der in § 52 Ab­satz 1 Nr. 4 d) InvG genannten Richtli­nien erfüllt, zugelassen oder einbezo­gen sind oder 
	e) .anderen Schuldnern, sofern eine der in Buchstabe a) bis c) bezeichneten Stel­len die Gewährleistung für die Verzin­sung und Rückzahlung übernommen hat. 
	Bankguthaben 
	Bis zu 100 Prozent des Wertes des Sondervermö­gens dürfen in Bankguthaben angelegt werden, die eine Laufzeit von höchstens zwölf Monaten haben. 

	Diese Guthaben sind auf Sperrkonten bei einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zu unterhalten. Nach Maßgabe der „Besonderen Vertragsbedin­gungen“ können sie auch bei einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Drittstaat unterhalten werden. 
	Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 Prozent des Wertes des Sondervermögens in Bankguthaben bei je einem Kreditinstitut anlegen. 
	Investmentanteile 
	Die Gesellschaft darf bis zu 10 Prozent des Wertes des Sondervermögens in Anteilen anderer Sonder­vermögen anlegen. Diese anderen Investmentver­mögen dürfen nach ihren Vertragsbedingungen wiederum nur bis zu 10 Prozent in Anteile an ande­ren Investmentvermögen investieren. 
	Es können Anteile an inländischen richtlinienkon­formen und nicht-richtlinienkonformen Sonderver­mögen, Anteile an Investmentaktiengesellschaften, sowie richtlinienkonforme EG-Investmentanteile und andere ausländischen Investmentanteile erworben werden. Für die Anteile muss eine jederzeitige Rückgabemöglichkeit bestehen. 
	Anteile an einem einzigen Investmentvermögen dürfen gemäß § 50 InvG nur bis zu 20 Prozent des Wertes des Sondervermögens angelegt werden. In nicht-richtlinienkonforme Investmentvermögen dür­fen insgesamt nur bis zu 30 Prozent des Wertes des Sondervermögens angelegt werden. 
	Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonderver­mögens nicht mehr als 25 Prozent der ausgegebe­nen Anteile eines anderen Investmentvermögens erwerben. 
	Für das Sondervermögen können bis zu einer Höhe von 10 Prozent Anteile an in- oder ausländischen Sondervermögen erworben werden, die nach ihren Vertragsbedingungen vorwiegend in Aktien investieren können (Aktienfonds). 
	Für das Sondervermögen können bis zu einer Höhe von 10 Prozent Anteile an in- oder ausländischen Sondervermögen erworben werden, die nach ihren Vertragsbedingungen vorwiegend in zinstragende Wertpapiere investieren können (Rentenfonds). 
	Für das Sondervermögen können bis zu einer Höhe von 10 Prozent Anteile an in- oder ausländischen Sondervermögen erworben werden, die nach ihren Vertragsbedingungen mindestens 85 Prozent des Wertes des Sondervermögens in Bankguthaben, Geldmarktinstrumente (§ 48 InvG) oder Geldmarktfondsanteilen investieren können (Geldmarktfonds). 
	Es besteht die Möglichkeit, dass Investmentvermögen, an denen das 
	Es besteht die Möglichkeit, dass Investmentvermögen, an denen das 
	Sondervermögen Anteile erwirbt, zeitweise die Rücknahme aussetzen. Dann ist die Gesellschaft daran gehindert, die Anteile an dem anderen Fonds zu veräußern, indem sie sie gegen Auszahlung des Rücknahmepreises bei der Verwaltungsgesellschaft oder Depotbank des anderen Fonds zurückgibt. Auf der Homepage der Gesellschaft ist unter tmachungen.cfm aufgeführt, ob und in welchem Umfang das Sondervermögen Anteile von anderen Investmentvermögen hält, die derzeit die Rücknahme ausgesetzt haben. 
	http://www.bnymellon.com/kag/privatanleger/bekann 


	Derivate 
	Derivate 
	Einfacher Ansatz 
	Sofern die Gesellschaft zur Messung des Markrisi­kos den einfachen Ansatz nutzt, darf sie  regelmä­ßig nur die folgenden Grundformen von Derivaten oder Kombinationen aus diesen Derivaten oder Kombinationen aus anderen Vermögensgegenstän­den, die für das Sondervermögen erworben werden dürfen, mit diesen Derivaten im Sondervermögen einsetzen: 
	a) .Terminkontrakte auf Wertpapiere, Geld­marktinstrumente, Finanzindizes im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Richtlinie 2007/16/EG, Zinssätze, Wechselkurse oder Währungen, 
	b) .Optionen oder Optionsscheine auf Wertpapie­re, Geldmarktinstrumente, Finanzindizes im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Richtlinie 2007/16/EG, Zinssätze, Wechselkurse oder Währungen und auf Terminkontrakte nach Buchstabe a), wenn 
	-.eine Ausübung entweder während der gesamten Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit möglich ist und 
	-.der Optionswert ein Bruchteil oder ein Vielfaches der Differenz zwischen Basispreis und Marktpreis des Basis­werts ist und null wird, wenn die Diffe­renz das andere Vorzeichen hat. 
	c) .Zinsswaps, Währungsswaps oder Zins-Währungsswaps, 
	d) .Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), sofern sie die unter Buchstabe b) beschriebenen Ei­genschaften aufweisen (Swaptions), 
	e) .Credit Default Swaps, sofern sie ausschließlich und nachvollziehbar der Absicherung des Kre­ditrisikos von genau zuordenbaren Vermö­gensgegenständen des Sondervermögens die­nen, 
	Die vorstehenden Finanzinstrumente können selbstständiger Vermögensgegenstand sein, aber 
	Die vorstehenden Finanzinstrumente können selbstständiger Vermögensgegenstand sein, aber 
	auch Bestandteil von Vermögensgegenständen. Andere, komplexere Derivate mit Basiswerten ge­mäß § 51 Abs. 1 Satz1 InvG dürfen nur zu einem vernachlässigbaren Anteil eingesetzt werden. 


	Die Gesellschaft darf für das Sondervermögen Derivatgeschäfte zum Zwecke der Absicherung, der effizienten Portfoliosteuerung und der Erzie­lung von Zusatzerträgen, d. h. auch zu spekula­tiven Zwecken, tätigen. 
	Durch den Einsatz von Derivaten darf das Marktrisi­kopotenzial des Sondervermögens verdoppelt wer­den. Unter dem Marktrisiko versteht man das Risi­ko, das sich aus der ungünstigen Entwicklung von Marktpreisen für das Sondervermögen ergibt. 
	Terminkontrakte 
	Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonderver­mögens im Rahmen der Anlagegrundsätze Termin­kontrakte auf für das Sondervermögen erwerbbare Wertpapiere, Geldmarktinstrumente sowie auf Fi­nanzindizes im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Richtlinie 2007/16/EG,, Zinssätze, Wechselkurse oder Währungen abschließen. Terminkontrakte sind für beide Vertragspartner unbedingt verpflichtende Vereinbarungen, zu einem bestimmten Zeitpunkt, dem Fälligkeitsdatum oder innerhalb eines bestimm­ten Zeitraumes, eine bestimmte 
	Optionsgeschäfte 
	Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonderver­mögens im Rahmen der Anlagegrundsätze am Optionshandel teilnehmen und in diesem Umfang Kaufoptionen und Verkaufsoptionen auf Wertpapie­re und Geldmarktinstrumente sowie auf Finanzindi­zes im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Richtlinie 2007/16/EG, Zinssätze, Wechselkurse oder Wäh­rungen kaufen und verkaufen sowie mit Options­scheinen handeln. Optionsgeschäfte beinhalten, dass einem Dritten gegen Entgelt (Optionsprämie) das Recht eingeräumt wird, während einer b
	Swaps 
	Swaps 
	Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonderver­mögens im Rahmen der Anlagegrundsätze Zinss­waps, Währungsswaps und Zins-Währungsswaps abschließen. Swaps sind Tauschverträge, bei de­nen die dem Geschäft zugrunde liegenden Vermö­gensgegenstände oder Risiken zwischen den Ver­tragspartnern ausgetauscht werden. 
	Swaptions 
	Swaptions sind Optionen auf Swaps. Für Rechnung dieses Sondervermögens dürfen nur solche Swapti­ons erworben werden, die sich aus den oben be­schriebenen Optionen und Swaps zusammenset­zen. Eine Swaption ist das Recht, nicht aber die Verpflichtung, zu einem bestimmten Zeitpunkt oder innerhalb einer bestimmten Frist in einen hinsicht­lich der Konditionen genau spezifizierten Swapeinzutreten. Im Übrigen gelten die im Zusammen­hang mit Optionsgeschäften dargestellten Grunds­ätze. 
	Credit Default Swaps 
	Credit Default Swaps sind Kreditderivate, die es ermöglichen, ein potenzielles Kreditausfallvolumenauf andere zu übertragen. Im Gegenzug zur Über­nahme des Kreditausfallrisikos zahlt der Verkäufer des Risikos eine Prämie an seinen Vertragspartner. Die Gesellschaft darf für das Sondervermögen nur einfache, standardisierte Credit Default Swaps er­werben, die zur Absicherung einzelner Kreditrisiken im Sondervermögen eingesetzt werden. 
	Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Swaps entsprechend. 
	Qualifzierter Ansatz 
	Sofern die Gesellschaft zur Messung des Marktrisi­kos den qualifizierten Ansatz nutzt, darf sie – vorbe­haltlich eines geeigneten Risikomanagementsys­tems – in jegliche Derivate oder Finanzinstrumente mit derivativer Komponente im Sinne des Artikel 10 Abs. 1 der Richtlinie 2007/16/EG investieren, die von Vermögensgegenständen, die für das Sonder­vermögen erworben werden dürfen, oder von Fi­nanzindices im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Richtlinie 2007/16/EG, Zinssätzen, Wechselkursen oder Währungen abgeleit
	Die Gesellschaft darf für das Sondervermögen Deri­vatgeschäft zum Zwecke der Absicherung, der effi­zienten Portfoliosteuerung und der Erzielung von Zusatzerträgen, d.h. auch zu spekulativen Zwecken, tätigen. Durch den Einsatz von Derivaten darf das Marktrisikopotential des Sondervermögens gestei­
	Die Gesellschaft darf für das Sondervermögen Deri­vatgeschäft zum Zwecke der Absicherung, der effi­zienten Portfoliosteuerung und der Erzielung von Zusatzerträgen, d.h. auch zu spekulativen Zwecken, tätigen. Durch den Einsatz von Derivaten darf das Marktrisikopotential des Sondervermögens gestei­
	gert werden. Es darf jedoch nie den maximalen Wert von 200 Prozent bezogen auf das Marktrisiko­potential eines derivatefreien Vergleichsvermögens oder alternativ von 20 Prozent des Wertes des Son­dervermögens überschreiten. Unter dem Marktrisiko versteht man das Risiko, das sich aus der ungünsti­gen Entwicklung von Marktpreisen für das Sonder­vermögen ergibt. Die mit dem Einsatz von Derivaten verbundenen Risiken werden durch ein Risikoma­nagement-Verfahren gesteuert, das es erlaubt, das mit der Anlagepositi


	Unabhängig von der zwingenden Obergrenze für das Marktrisikopotential strebt die Gesellschaft an, dass der Investitionsgrad des Sondervermögens durch Derivatgeschäfte nicht um mehr als das zwei­fache des Wertes des Sondervermögens gesteigert wird. 
	Diese sogenannte Hebelwirkung wird gemäß den Regelungen in den §§ 15 ff. der Derivateverordnung zum Einfachen Ansatz berechnet; allerdings findet § 15 Abs. 2 DerivateV keine Anwendung. Etwaige Effekte aus der Wiederanlage von Sicherheiten bei Wertpapierleihe- und Pensionsgeschäften werden mit berücksichtigt. Abhängig von den Marktbedin­gungen kann die Hebelwirkung jedoch schwanken,so dass es trotz der ständigen Überwachung durchdie Gesellschaft zu Überschreitungen der ange­strebten Marke kommen kann. 
	Bei dem derivatefreien Vergleichsvermögen handelt es sich um ein virtuelles Portfolio, dessen Wert stets genau dem aktuellen Wert des Sondervermögens entspricht, das aber keine Steigerungen oder Absi­cherungen des Marktrisikos durch Derivate enthält. Ansonsten muss die Zusammensetzung des Ver­gleichsvermögens den Anlagezielen und der Anla­gepolitik entsprechen, die für das Sondervermögen gelten. Das virtuelle Vergleichsvermögen für das Sondervermögen besteht hauptsächlich aus Wert­papierindizes. 
	Bei der Ermittlung des Marktrisikopotenzials für den Einsatz der Derivate wendet die Gesellschaft den qualifizierten Ansatz im Sinne der Derivate-Verordnung an. 
	Terminkontrakte 
	Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonderver­mögens im Rahmen der Anlagegrundsätze Termin­kontrakte kaufen und verkaufen. Terminkontrakte sind für beide Vertragspartner unbedingt ver­pflichtende Vereinbarungen, zu einem bestimmten Zeitpunkt, dem Fälligkeitsdatum, oder innerhalb eines bestimmten Zeitraumes, eine bestimmte Menge eines bestimmten Basiswerts zu einem im 
	Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonderver­mögens im Rahmen der Anlagegrundsätze Termin­kontrakte kaufen und verkaufen. Terminkontrakte sind für beide Vertragspartner unbedingt ver­pflichtende Vereinbarungen, zu einem bestimmten Zeitpunkt, dem Fälligkeitsdatum, oder innerhalb eines bestimmten Zeitraumes, eine bestimmte Menge eines bestimmten Basiswerts zu einem im 
	Voraus vereinbarten Preis zu kaufen bzw. zu ver­kaufen. 

	Optionsgeschäfte 
	Optionsgeschäfte 
	Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonderver­mögens im Rahmen der Anlagegrundsätze am Optionshandel teilnehmen. Optionsgeschäfte bein­halten, dass einem Dritten gegen Entgelt (Options­prämie) das Recht eingeräumt wird, während einer bestimmten Zeit oder am Ende eines bestimmten Zeitraums zu einem von vornherein vereinbarten Preis (Basispreis) die Lieferung oder Abnahme von Vermögensgegenständen oder die Zahlung eines Differenzbetrages zu verlangen, oder auch die ent­sprechenden Optionsrechte zu erwerben
	Swaps 
	Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonderver­mögens im Rahmen der Anlagegrundsätze 
	-
	-
	-
	 Zins- 

	-
	-
	 Währungs­

	-
	-
	 Equity­

	-
	-
	Credit Default-Swapgeschäfte abschließen.  


	Swapgeschäfte sind Tauschverträge, bei denen die dem Geschäft zugrunde liegenden Zahlungsströme oder Risiken zwischen den Vertragspartnern ausge­tauscht werden. 
	Swaptions 
	Swaptions sind Optionen auf Swaps. Eine Swaption ist das Recht, nicht aber die Verpflichtung, zu einem bestimmten Zeitpunkt oder innerhalb einer bestimm­ten Frist in einen hinsichtlich der Konditionen genau spezifizierten Swap einzutreten. 
	Credit Default Swaps 
	Credit Default Swaps sind Kreditderivate, die es ermöglichen, ein potenzielles Kreditausfallvolumen auf andere zu übertragen. Im Gegenzug zur Über­nahme des Kreditausfallrisikos zahlt der Verkäufer des Risikos eine Prämie an seinen Vertragspartner. 
	Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Swaps entsprechend. 
	In Wertpapieren verbriefte Finanzinstrumente 
	Die Gesellschaft kann die vorstehend beschriebe­nen Finanzinstrumente auch erwerben, wenn diese in Wertpapieren verbrieft sind. Dabei können die Geschäfte, die Finanzinstrumente zum Gegenstand haben, auch nur teilweise in Wertpapieren enthalten sein (z.B. Optionsanleihen). Die Aussagen zu Chancen und Risiken gelten für solche verbrieften 
	Die Gesellschaft kann die vorstehend beschriebe­nen Finanzinstrumente auch erwerben, wenn diese in Wertpapieren verbrieft sind. Dabei können die Geschäfte, die Finanzinstrumente zum Gegenstand haben, auch nur teilweise in Wertpapieren enthalten sein (z.B. Optionsanleihen). Die Aussagen zu Chancen und Risiken gelten für solche verbrieften 
	Finanzinstrumente entsprechend, jedoch mit der Maßgabe, dass das Verlustrisiko bei verbrieften Finanzinstrumenten auf den Wert des Wertpapiers beschränkt ist. 


	OTC-Derivatgeschäfte 
	Die Gesellschaft darf sowohl Derivatgeschäfte täti­gen, die an einer Börse zum Handel zugelassen oder in einen anderen organisierten Markt einbezo­gen sind, als auch so genannte over-the-counter (OTC)–Geschäfte.  
	Derivatgeschäfte, die nicht zum Handel an einer Börse zugelassen oder in einen anderen organisier­ten Markt einbezogen sind, darf die Gesellschaft nur mit geeigneten Kreditinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten auf der Basis stan­dardisierter Rahmenverträge tätigen. Bei außerbörs­lich gehandelten Derivaten wird das Kontrahentenri­siko bezüglich eines Vertragspartners auf 5 Prozent des Wertes des Sondervermögens beschränkt. Ist der Vertragspartner ein Kreditinstitut mit Sitz in der Europäischen Unio
	Darlehensgeschäfte 
	Die im Sondervermögen vorhandenen Vermögens­gegenstände können darlehensweise gegen markt­gerechtes Entgelt an Dritte übertragen werden. Werden die Vermögensgegenstände auf unbe­stimmte Zeit übertragen, so hat die Gesellschaft eine jederzeitige Kündigungsmöglichkeit. Es muss vertraglich vereinbart werden, dass nach Beendi­gung der Darlehenslaufzeit dem Sondervermögen Vermögensgegenstände gleicher Art, Güte und Menge zurück übertragen werden. Voraussetzungfür die darlehensweise Übertragung von Vermö­gensgege
	Der Darlehensnehmer ist außerdem verpflichtet, die Zinsen aus darlehensweise erhaltenen Wertpapie­ren bei Fälligkeit an die Depotbank für Rechnung des Sondervermögens zu zahlen. Werden Wertpa-
	Der Darlehensnehmer ist außerdem verpflichtet, die Zinsen aus darlehensweise erhaltenen Wertpapie­ren bei Fälligkeit an die Depotbank für Rechnung des Sondervermögens zu zahlen. Werden Wertpa-
	piere befristet verliehen, so ist dies auf 15 Prozent des Wertes des Sondervermögens beschränkt. Alle an einen Darlehensnehmer übertragenen Wertpa­piere dürfen 10 Prozent des Wertes des Sonder­vermögens nicht übersteigen. 

	Gelddarlehen darf die Gesellschaft Dritten für Rechnung des Sondervermögens nicht gewähren. 
	Gelddarlehen darf die Gesellschaft Dritten für Rechnung des Sondervermögens nicht gewähren. 
	Pensionsgeschäfte 
	Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonderver­mögens Pensionsgeschäfte mit Kreditinstituten und Finanzdienstleistungsinstituten mit einer Höchst­laufzeit von zwölf Monaten abschließen. Pensions­geschäfte sind nur in Form so genannter echter Pensionsgeschäfte zulässig. Dabei übernimmt der Pensionsnehmer die Verpflichtung, die Vermögens­gegenstände zu einem bestimmten oder vom Pensi­onsgeber zu bestimmenden Zeitpunkt zurück zu übertragen.  
	Kreditaufnahme 
	Die Aufnahme von kurzfristigen Krediten für ge­meinschaftliche Rechnung der Anleger ist bis zu 10 Prozent des Wertes des Sondervermögens zuläs­sig, sofern die Bedingungen der Kreditaufnahme marktüblich sind und die Depotbank der Kreditauf­nahme zustimmt. 


	Allgemeine Regeln für die Vermögensbewertung 
	Allgemeine Regeln für die Vermögensbewertung 
	Allgemeine Regeln für die Vermögensbewertung 
	An einer Börse zugelassene/in organisiertem Markt gehandelte Vermögensgegenstände 
	Vermögensgegenstände, die zum Handel an Bör­sen zugelassen sind oder in einem anderen organi­sierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind sowie Bezugsrechte für das Sondervermögen werden zum jeweiligen Kurswert bewertet, sofern nachfolgend unter „Besondere Bewertungsrege­lung“ nicht anders angegeben ist. 
	Nicht an Börsen notierte oder organisierten Märkten gehandelte Vermögensgegenstände oder Vermö­gensgegenstände ohne handelbaren Kurs 
	Vermögensgegenstände, die weder zum Handel an Börsen zugelassen sind noch in einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen ein­bezogen sind oder für die kein handelbarer Kurs verfügbar ist, werden zu dem aktuellen Verkehrs­wert bewertet, der bei sorgfältiger Einschätzung nach geeigneten Bewertungsmodellen unter Be­rücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten angemessen ist, sofern nachfolgend unter „Beson­dere Bewertungsregeln für einzelne Vermögensge­genstände“ nicht anders angegeben. 


	Besondere Bewertungsregeln für einzelne Ver­mögensgegenstände 
	Besondere Bewertungsregeln für einzelne Ver­mögensgegenstände 
	Nichtnotierte Schuldverschreibungen und Schuld­scheindarlehen 
	Für die Bewertung von Schuldverschreibungen, die nicht zum Handel an der Börse zugelassen oder in einem anderen amtlichen Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind (z.B. nicht notierte Anlei­hen, Commercial Papers und Einlagenzertifikate) und für die Bewertung von Schuldscheindarlehen werden die für vergleichbare Schuldverschreibun­gen und Schuldscheindarlehen vereinbarten Preise und gegebenenfalls die Kurswerte von Anleihen vergleichbarer Aussteller mit entsprechender Lauf­zeit und Verzinsung, erford
	Geldmarktinstrumente 
	Bei den im Sondervermögen befindlichen Geld­marktinstrumenten werden Zinsen und zinsähnliche Erträge sowie Aufwendungen (z.B. Verwaltungsver­gütung, Depotbankvergütung, Prüfungskosten, Kosten der Veröffentlichung etc.) bis einschließlich des Tages vor dem Valutatag berücksichtigt. 
	Derivate, Optionsrechte und Terminkontrakte 
	Die zu einem Sondervermögen gehörenden Opti­onsrechte und die Verbindlichkeiten aus Dritten eingeräumten Optionsrechten, die zum Handel an einer Börse zugelassen oder in einen anderen or­ganisierten Markt einbezogen sind, werden zu den jeweils zuletzt festgestellten Kursen bewertet. 
	Das gleiche gilt für Forderungen und Verbindlichkei­ten aus für Rechnung des Sondervermögens ver­kauften Terminkontrakten. Die zu Lasten des Son­dervermögens geleisteten Einschüsse werden unter Einbeziehung der am Börsentag festgestellten Be­wertungsgewinne und Bewertungsverluste zum Wert des Sondervermögens hinzugerechnet. 
	Bankguthaben, Festgelder, Investmentanteile und Darlehen 
	Bankguthaben werden grundsätzlich zum Nennwert angesetzt. Festgelder werden zum Renditekurs bewertet, sofern das Festgeld jederzeit kündbar ist und die Rückzahlung bei der Kündigung zum Rendi­tekurs erfolgt. 
	Investmentanteile werden zum Rücknahmepreis angesetzt. Börsengehandelte Investmentvermögen können auch zum letzten bekannten Tageskurs bewertet werden. Sowohl ausländische als auch inländische Hedgefondsanteile und Anteile an sons­tigen Sondervermögen werden unter Umständen nur zu bestimmten Terminen zurückgenommen und bewertet, so dass der Rücknahmepreis möglicher-
	Investmentanteile werden zum Rücknahmepreis angesetzt. Börsengehandelte Investmentvermögen können auch zum letzten bekannten Tageskurs bewertet werden. Sowohl ausländische als auch inländische Hedgefondsanteile und Anteile an sons­tigen Sondervermögen werden unter Umständen nur zu bestimmten Terminen zurückgenommen und bewertet, so dass der Rücknahmepreis möglicher-
	weise nicht mehr den aktuellen Anteilwert wider­spiegelt.  

	Für die Rückerstattungsansprüche aus Darlehens­geschäften ist der jeweilige Kurswert der als Darle­hen übertragenen Vermögensgegenstände maßge­bend. 
	Für die Rückerstattungsansprüche aus Darlehens­geschäften ist der jeweilige Kurswert der als Darle­hen übertragenen Vermögensgegenstände maßge­bend. 


	Angaben zur Wertentwicklung 
	Angaben zur Wertentwicklung 
	Angaben zur Wertentwicklung 

	Auf ausländische Währung lautende Vermögensge­genstände 
	Auf ausländische Währung lautende Vermögensge­genstände werden unter Zugrundelegung des Morn­ing-Fixings der Reuters AG um 10.00 Uhr der Wäh­rung in Euro taggleich umgerechnet. 
	Jährliche Wertentwicklung in %* 
	Kumulierte Wertentwicklung in %* 
	Kumulierte Wertentwicklung in %* 
	seit Auflage  - 6,30 % 

	*Die Wertentwicklung wurde nach der BVI-Methode (ohne Berücksichtigung von Ausgabeaufschlägen) berechnet. Die historische Wertentwicklung des Sondervermögens ermöglicht keine Prognose für die zukünftige Wertent­wicklung. Der Wert von Anteilen und deren Ertrag können sowohl steigen als auch fallen. 

	Risikohinweise 
	Risikohinweise 
	Risikohinweise 
	Allgemeines 
	Die Vermögensgegenstände, in die die Gesellschaft für Rechnung des Sondervermögens investiert, enthalten neben den Chancen auf Wertsteigerung auch Risiken. So können Wertverluste auftreten, indem der Marktwert der Vermögensgegenstände gegenüber dem Einstandspreis fällt. Veräußert der Anleger Anteile des Sondervermögens zu einem Zeitpunkt, in dem die Kurse der in dem Sonderver­mögen befindlichen Vermögensgegenstände ge­genüber dem Zeitpunkt seines Anteilerwerbs gefal­len sind, so erhält er das von ihm in das

	Das Risiko des Anlegers ist jedoch auf die angeleg­te Summe beschränkt. Eine Nachschusspflicht über das vom Anleger investierte Geld hinaus besteht nicht. 
	Mögliches Anlagespektrum 
	Unter Beachtung der durch das InvG und die Ver­tragsbedingungen vorgegebenen Anlagegrundsätze und -grenzen, die für das Sondervermögen einen sehr weiten Rahmen vorsehen, kann die tatsächli­che Anlagepolitik auch darauf ausgerichtet sein, schwerpunktmäßig Vermögensgegenstände z.B. nur weniger Branchen, Märkte oder Regio­nen/Länder zu erwerben. Diese Konzentration auf wenige spezielle Anlagesektoren kann mit besonde­ren Chancen verbunden sein, denen aber auch entsprechende Risiken (z.B. Marktenge, hohe 
	Unter Beachtung der durch das InvG und die Ver­tragsbedingungen vorgegebenen Anlagegrundsätze und -grenzen, die für das Sondervermögen einen sehr weiten Rahmen vorsehen, kann die tatsächli­che Anlagepolitik auch darauf ausgerichtet sein, schwerpunktmäßig Vermögensgegenstände z.B. nur weniger Branchen, Märkte oder Regio­nen/Länder zu erwerben. Diese Konzentration auf wenige spezielle Anlagesektoren kann mit besonde­ren Chancen verbunden sein, denen aber auch entsprechende Risiken (z.B. Marktenge, hohe 
	Schwankungsbreite innerhalb bestimmter Konjunk­turzyklen) gegenüberstehen. Über den Inhalt der Anlagepolitik informiert der Jahresbericht nachträg­lich für das abgelaufene Berichtsjahr. 

	Marktrisiko 
	Marktrisiko 
	Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanz­produkten hängt insbesondere von der Entwicklung der Kapitalmärkte ab, die wiederum von der allge­meinen Lage der Weltwirtschaft sowie den wirt­schaftlichen und politischen Rahmenbedingungen in den jeweiligen Ländern beeinflusst wird. Auf die allgemeine Kursentwicklung insbesondere an einer Börse können auch irrationale Faktoren wie Stim­mungen, Meinungen und Gerüchte einwirken. 
	Länder- oder Transferrisiko 
	Vom Länderrisiko spricht man, wenn ein ausländi­scher Schuldner trotz Zahlungsfähigkeit aufgrund fehlender Transferfähigkeit oder -bereitschaft seines Sitzlandes Leistungen nicht fristgerecht oder über­haupt nicht erbringen kann. So können z.B. Zahlun­gen, auf die das Sondervermögen Anspruch hat, ausbleiben oder in einer Währung erfolgen, die aufgrund von Devisenbeschränkungen nicht mehr konvertierbar ist. 
	Abwicklungsrisiko 
	Insbesondere bei der Investition in nicht notierte Wertpapiere besteht das Risiko, dass die Abwick­lung durch ein Transfersystem aufgrund einer ver­zögerten oder nicht vereinbarungsgemäßen Zah­lung oder Lieferung nicht erwartungsgemäß ausge­führt wird. 
	Liquiditätsrisiko 
	Für das Sondervermögen dürfen auch Vermögens­gegenstände erworben werden, die nicht zum amtli­chen Markt an einer Börse zugelassen oder in einen organisierten Markt einbezogen sind. Der Erwerb derartiger Vermögensgegenstände ist mit der Ge­fahr verbunden, dass es insbesondere zu Proble­men bei der Weiterveräußerung der Vermögensge­genstände an Dritte kommen kann. 
	Adressenausfallrisiko 
	Durch den Ausfall eines Ausstellers oder Kontra­henten können Verluste für das Sondervermögen entstehen. Das Ausstellerrisiko beschreibt die Aus­wirkung der besonderen Entwicklungen des jeweili­gen Ausstellers, die neben den allgemeinen Ten­denzen der Kapitalmärkte auf den Kurs eines Wert­papiers einwirken. Auch bei sorgfältiger Auswahl der Wertpapiere kann nicht ausgeschlossen wer­den, dass Verluste durch Vermögensverfall von Ausstellern eintreten. Das Kontrahentenrisiko bein­haltet das Risiko der Partei e
	Durch den Ausfall eines Ausstellers oder Kontra­henten können Verluste für das Sondervermögen entstehen. Das Ausstellerrisiko beschreibt die Aus­wirkung der besonderen Entwicklungen des jeweili­gen Ausstellers, die neben den allgemeinen Ten­denzen der Kapitalmärkte auf den Kurs eines Wert­papiers einwirken. Auch bei sorgfältiger Auswahl der Wertpapiere kann nicht ausgeschlossen wer­den, dass Verluste durch Vermögensverfall von Ausstellern eintreten. Das Kontrahentenrisiko bein­haltet das Risiko der Partei e
	die für Rechnung eines Sondervermögens ge­schlossen werden. 


	Währungsrisiko 
	Sofern Vermögenswerte eines Sondervermögens in anderen Währungen als der jeweiligen Fondswäh­rung angelegt sind, erhält das Sondervermögen die Erträge, Rückzahlungen und Erlöse aus solchen Anlagen in der jeweiligen Währung. Fällt der Wert dieser Währung gegenüber der Fondswährung, so reduziert sich der Wert des Sondervermögens. 
	Verwahrrisiko 
	Mit der Verwahrung von Vermögensgegenständen insbesondere im Ausland ist ein Verlustrisiko ver­bunden, das aus Insolvenz, Sorgfaltspflichtverlet­zungen oder missbräuchlichem Verhalten des Ver­wahrers oder eines Unter-Verwahrers resultieren kann. Die Depotbank haftet nicht unbegrenzt für den Verlust oder Untergang von Vermögensgegenstän­den, die im Ausland bei anderen Verwahrstellen gelagert werden. 
	Konzentrationsrisiko 
	Weitere Risiken können dadurch entstehen, dass eine Konzentration der Anlage in bestimmte Vermö­gensgegenstände oder Märkte erfolgt. Dann ist das Sondervermögen von der Entwicklung dieser Ver­mögensgegenstände oder Märkte besonders stark abhängig. 
	Inflationsrisiko 
	Die Inflation beinhaltet ein Abwertungsrisiko für alle Vermögensgegenstände. 
	Rechtliches und steuerliches Risiko 
	Die rechtliche und steuerliche Behandlung von Sondervermögen kann sich in unabsehbarer und nicht beeinflussbarer Weise ändern. Eine Änderung fehlerhaft festgestellter Besteuerungsgrundlagen des Fonds für vorangegangene Geschäftsjahre 
	(z.B. aufgrund der steuerlichen Außenprüfung) kann für den Fall einer für den Anleger steuerlich grund­sätzlich nachteiligen Korrektur zur Folge haben, dass der Anleger die Steuerlast aus der Korrektur für vorangegangene Geschäftsjahre zu tragen hat, obwohl er unter Umständen zu diesem Zeitpunkt nicht in dem Sondervermögen investiert war. Um­gekehrt kann für den Anleger der Fall eintreten, dass ihm eine steuerlich grundsätzlich vorteilhafte Korrektur für das aktuelle und für vorangegangene Geschäftsjahre, i
	Zudem kann eine Korrektur von Steuerdaten dazu führen, dass steuerpflichtige Erträge bzw. steuerli­che Vorteile in einem anderen als eigentlich zutref­fenden Veranlagungszeitraum tatsächlich steuerlich 
	Zudem kann eine Korrektur von Steuerdaten dazu führen, dass steuerpflichtige Erträge bzw. steuerli­che Vorteile in einem anderen als eigentlich zutref­fenden Veranlagungszeitraum tatsächlich steuerlich 
	veranlagt werden und sich die beim einzelnen Anle­ger negativ auswirkt. 

	Änderung der Anlagepolitik 
	Änderung der Anlagepolitik 
	Durch eine Änderung der Anlagepolitik innerhalb des für dieses Sondervermögen zulässigen Anla­gespektrums kann sich das mit dem Sondervermö­gen verbundene Risiko inhaltlich verändern. 
	Änderung der Vertragsbedingungen, Auflösung oder Verschmelzung 
	Die Gesellschaft behält sich in den Vertragsbedin­gungen für das Sondervermögen das Recht vor, die Vertragsbedingungen zu ändern (siehe hierzu auch „Grundlagen“). Ferner ist es ihr gemäß den Ver­tragsbedingungen möglich, das Sondervermögen ganz aufzulösen oder es mit einem anderen Son­dervermögen zu verschmelzen. Für den Anleger besteht daher das Risiko, dass er die von ihm ge­plante Haltedauer nicht realisieren kann. 
	Risiko der Rücknahmeaussetzung 
	Die Anleger können grundsätzlich von der Gesell­schaft die bewertungstägliche Rücknahme ihrer Anteile verlangen. Die Gesellschaft kann die Rück­nahme der Anteile jedoch bei Vorliegen außerge­wöhnlicher Umstände zeitweilig aussetzen und die Anteile erst später zu dem dann gültigen Preis zu­rücknehmen (siehe hierzu im Einzelnen „Ausset­zung der Anteilrücknahme“). Dieser Preis kann niedriger liegen, als derjenige vor Aussetzung der Rücknahme. 
	Schlüsselpersonenrisiko 
	Sondervermögen, deren Anlageergebnis in einem bestimmten Zeitraum sehr positiv ausfällt, haben diesen Erfolg auch der Eignung der handelnden Personen und damit den richtigen Entscheidungen ihres Managements zu verdanken. Die personelle Zusammensetzung des Fondsmanagements kann sich jedoch verändern. Neue Entscheidungsträger können dann möglicherweise weniger erfolgreich agieren. 
	Zinsänderungsrisiko 
	Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist die Möglichkeit verbunden, dass sich das Marktzinsniveau, das im Zeitpunkt der Begebung eines Wertpapiers besteht, ändern kann. Steigen die Marktzinsen gegenüber den Zinsen zum Zeit­punkt der Emission, so fallen in der Regel die Kurse der festverzinslichen Wertpapiere. Fällt dagegen der Marktzins, so steigt der Kurs festverzinslicher Wert­papiere. Diese Kursentwicklung führt dazu, dass die aktuelle Rendite des festverzinslichen Wertpapiers in etwa dem 
	Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist die Möglichkeit verbunden, dass sich das Marktzinsniveau, das im Zeitpunkt der Begebung eines Wertpapiers besteht, ändern kann. Steigen die Marktzinsen gegenüber den Zinsen zum Zeit­punkt der Emission, so fallen in der Regel die Kurse der festverzinslichen Wertpapiere. Fällt dagegen der Marktzins, so steigt der Kurs festverzinslicher Wert­papiere. Diese Kursentwicklung führt dazu, dass die aktuelle Rendite des festverzinslichen Wertpapiers in etwa dem 
	Laufzeiten haben geringere Kursrisiken als fest­verzinsliche Wertpapiere mit längeren Laufzeiten. Festverzinsliche Wertpapiere mit kürzeren Laufzei­ten haben demgegenüber in der Regel geringere Renditen als festverzinsliche Wertpapiere mit län­geren Laufzeiten. 


	Geldmarktinstrumente besitzen aufgrund ihrer kur­zen Laufzeit von maximal zwölf Monaten tendenziell geringere Kursrisiken. 
	Risiken im Zusammenhang mit Derivatgeschäften 
	Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Ab­schluss von Terminkontrakten oder Swaps sind mit folgenden Risiken verbunden: 
	-
	-
	-
	Kursänderungen des Basiswertes können 

	TR
	den Wert eines Optionsrechts oder Termin­

	TR
	kontraktes bis hin zur Wertlosigkeit vermin­

	TR
	dern. Durch Wertänderungen des einem 

	TR
	Swap zugrunde liegenden Vermögenswertes 

	TR
	kann das Sondervermögen ebenfalls Verlus­

	TR
	te erleiden; 

	-
	-
	Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss 

	TR
	eines Gegengeschäfts (Glattstellung) ist mit 

	TR
	Kosten verbunden; 

	-
	-
	Durch die Hebelwirkung von Optionen kann 

	TR
	der Wert des Fondsvermögens stärker be­

	TR
	einflusst werden, als dies beim unmittelbaren 

	TR
	Erwerb der Basiswerte der Fall ist; 

	-
	-
	Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass 

	TR
	die Option nicht ausgeübt wird, weil sich die 

	TR
	Preise der Basiswerte nicht wie erwartet 

	TR
	entwickeln, so dass die vom Sondervermö­

	TR
	gen gezahlte Optionsprämie verfällt. Beim 

	TR
	Verkauf von Optionen besteht die Gefahr, 

	TR
	dass das Sondervermögen zur Abnahme von 

	TR
	Vermögenswerten zu einem höheren als 

	TR
	dem aktuellen Marktpreis oder zur Lieferung 

	TR
	von Vermögenswerten zu einem niedrigeren 

	TR
	als dem aktuellen Marktpreis verpflichtet 

	TR
	wird. Das Sondervermögen erleidet dann ei­

	TR
	nen Verlust in Höhe der Preisdifferenz minus 

	TR
	der eingenommenen Optionsprämie; 

	-
	-
	Auch bei Terminkontrakten besteht das Risi­

	TR
	ko, dass das Sondervermögen infolge einer 

	TR
	unerwarteten Entwicklung des Marktpreises 

	TR
	bei Fälligkeit Verluste erleidet. 


	Risiken im Zusammenhang mit Investmentanteilen 
	Die Risiken der Investmentanteile, die für das Son­dervermögen erworben werden, stehen in engem Zusammenhang mit den Risiken der in diesen Son­dervermögen enthaltenen Vermögensgegenstände bzw. der von diesen verfolgten Anlagestrategien. Die genannten Risiken können jedoch durch die Streuung der Vermögensanlagen innerhalb der Sondervermögen, deren Anteile erworben werden, 
	Die Risiken der Investmentanteile, die für das Son­dervermögen erworben werden, stehen in engem Zusammenhang mit den Risiken der in diesen Son­dervermögen enthaltenen Vermögensgegenstände bzw. der von diesen verfolgten Anlagestrategien. Die genannten Risiken können jedoch durch die Streuung der Vermögensanlagen innerhalb der Sondervermögen, deren Anteile erworben werden, 
	und durch die Streuung innerhalb dieses Sonder­vermögens reduziert werden. 

	Da die Manager der einzelnen Zielfonds voneinan­der unabhängig handeln, kann es aber auch vor­kommen, dass mehrere Zielfonds gleiche oder ei­nander entgegen gesetzte Anlagestrategien verfol­gen. Hierdurch können bestehende Risiken kumu­lieren, und eventuelle Chancen können sich gegen­einander aufheben. 
	Da die Manager der einzelnen Zielfonds voneinan­der unabhängig handeln, kann es aber auch vor­kommen, dass mehrere Zielfonds gleiche oder ei­nander entgegen gesetzte Anlagestrategien verfol­gen. Hierdurch können bestehende Risiken kumu­lieren, und eventuelle Chancen können sich gegen­einander aufheben. 
	Es ist der Gesellschaft im Regelfall nicht möglich, das Management der Zielfonds zu kontrollieren. Deren Anlageentscheidungen müssen nicht zwin­gend mit den Annahmen oder Erwartungen der Gesellschaft übereinstimmen. 
	Der Gesellschaft wird die aktuelle Zusammenset­zung der Zielfonds oftmals nicht zeitnah bekannt sein. Entspricht die Zusammensetzung nicht ihren Annahmen oder Erwartungen, so kann sie gegebe­nenfalls erst deutlich verzögert reagieren, indem sie Zielfondsanteile zurückgibt. 


	Es kann keine Zusicherung abgegeben werden, dass die Ziele der Anlagepolitik tatsächlich er­reicht werden. 
	Es kann keine Zusicherung abgegeben werden, dass die Ziele der Anlagepolitik tatsächlich er­reicht werden. 
	Es kann keine Zusicherung abgegeben werden, dass die Ziele der Anlagepolitik tatsächlich er­reicht werden. 
	Erhöhte Volatilität 

	Das Sondervermögen weist aufgrund seiner Zusammensetzung eine erhöhte Volatilität auf, 
	Das Sondervermögen weist aufgrund seiner Zusammensetzung eine erhöhte Volatilität auf, 
	d.h. die Anteilpreise des Fonds können aufgrund der Zusammensetzung des Sondervermögens auch innerhalb kurzer Zeiträume deutlichen Schwankungen nach oben und nach unten un­terworfen sein. 
	Unterschiedliche Entwicklung der Anteilklassen 
	Eine wirtschaftlich unterschiedliche Entwicklung der Anteilklassen kann sich aus der rechtlich unter­schiedlichen Ausgestaltung der Anteile verschiede­ner Anteilklassen ergeben. Hierzu gehören bei­spielsweise unterschiedlich hohe Verwaltungsvergü­tungen. Wird für die Anteile einer Anteilklasse eine höhere Verwaltungsvergütung wie für die Anteile einer anderen Anteilklasse erhoben, wirkt sich dies ebenso unterschiedlich auf den Wert der jeweiligen Anteile aus wie die unterschiedliche Minderung des jeweiligen


	Profil des typischen Anlegers 
	Profil des typischen Anlegers 
	Profil des typischen Anlegers 
	Der Fonds ist für den langfristigen, wachstums­orientierten Anleger konzipiert, dessen Ertragser­wartung über dem Kapitalmarktzinsniveau liegt und der Kapitalzuwachs überwiegend aus Aktien- und Währungschancen erreichen will. Sicherheit und Liquidität werden den Ertragsaussichten unterge­ordnet. Damit verbunden sind höhere Risiken im Aktien-, Zins- und Währungsbereich sowie Bonitäts­risiken, die zu möglichen Kursverlusten führen kön­
	Der Fonds ist für den langfristigen, wachstums­orientierten Anleger konzipiert, dessen Ertragser­wartung über dem Kapitalmarktzinsniveau liegt und der Kapitalzuwachs überwiegend aus Aktien- und Währungschancen erreichen will. Sicherheit und Liquidität werden den Ertragsaussichten unterge­ordnet. Damit verbunden sind höhere Risiken im Aktien-, Zins- und Währungsbereich sowie Bonitäts­risiken, die zu möglichen Kursverlusten führen kön­
	nen. Der Anlagehorizont sollte mindestens 5 Jahre betragen. 



	Anteile 
	Anteile 
	Die Rechte der Anleger werden bei Errichtung des Sondervermögens ausschließlich in Globalurkunden verbrieft. Diese Globalurkunden werden bei einer Wertpapier-Sammelbank verwahrt. Ein Anspruch des Anlegers auf Auslieferung einzelner Anteil­scheine besteht nicht. Der Erwerb von Anteilen ist nur bei Depotverwahrung möglich. Die Anteile lau­ten auf den Inhaber und verbriefen die Ansprüche der Inhaber gegenüber der Gesellschaft. 

	Ausgabe und Rücknahme von Anteilen 
	Ausgabe und Rücknahme von Anteilen 
	Ausgabe von Anteilen 
	Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsätz­lich nicht beschränkt. Die Anteile können bei der Gesellschaft erworben werden. Für die Anteilaus­gabe setzt die Gesellschaft einen Orderannahme­schluss fest. Der aktuelle Orderannahmeschluss wird im Internet unter bekannt gemacht. Der Orderannahmeschluss kann von der Gesellschaft jederzeit geändert werden. Liegt der Gesellschaft oder der Depotbank ein un­widerruflicher Kaufauftrag vor, so erfolgt die Anteil­ausgabe zu dem für diesen Tag festgestellten Aus­g
	www.bnymellon.com/kag 

	Rücknahme von Anteilen 
	Die Anleger können grundsätzlich bewertungstäg­lich die Rücknahme von Anteilen verlangen. Rück­nahmeaufträge sind der Gesellschaft zu erteilen. Für die Anteilrücknahme setzt die Gesellschaft einen Orderannahmeschluss fest. Der aktuelle Or­derannahmeschluss wird im Internet unter bekannt gemacht. Der Orderannahmeschluss kann von der Gesellschaft jederzeit geändert werden. Liegt der Gesellschaft oder der Depotbank bis zum Orderannahmeschluss ein unwiderruflicher Rücknahmeauftrag vor, so erfolgt die Anteilrück
	www.bnymellon.com/kag 

	Abrechnung bei Anteilausgabe und -rücknahme 
	Abrechnung bei Anteilausgabe und -rücknahme 
	Die Abrechnung erfolgt spätestens an dem zweiten auf den Eingang des Anteilabrufs- bzw. Rücknah­meauftrags folgenden Wertermittlungstag. 
	Aussetzung der Anteilrücknahme 
	Die Gesellschaft kann die Rücknahme der Anteile zeitweilig aussetzen, sofern außergewöhnliche Umstände vorliegen, die eine Aussetzung unter Berücksichtigung der Interessen der Anleger erfor­derlich erscheinen lassen. Außergewöhnliche Um­stände liegen zum Beispiel vor, wenn eine Börse, an der ein wesentlicher Teil der Wertpapiere des Sondervermögens gehandelt wird, außerplanmäßig geschlossen ist oder wenn die Vermögensgegen­stände des Sondervermögens nicht bewertet wer­den können. 
	Der Gesellschaft bleibt es vorbehalten, die Anteile erst dann zu dem dann gültigen Preis zurückzu­nehmen oder umzutauschen, wenn sie unverzüg­lich, jedoch unter Wahrung der Interessen aller Anleger, Vermögensgegenstände des Sonderver­mögens veräußert hat. 
	Die Gesellschaft unterrichtet die Anleger durch Bekanntmachung im elektronischen Bundesanzei­ger und darüber hinaus im Internet unter  über die Aussetzung und die Wiederaufnahme der Rücknahme der Anteile. Außerdem werden die Anleger über ihre depotfüh­renden Stellen in Papierform oder in elektronischer Form informiert. 
	www.bnymellon.com/kag

	Umtausch von Anteilen 
	Anteile einer Anteilklasse können nicht in Anteile einer anderen Anteilklasse umgetauscht werden. Die Gesellschaft ist nicht verpflichtet im Rahmen der Auflösung einer Anteilklasse, dem Anleger einer anderen Anteilklasse des Sondervermögens anzu­bieten. 
	Börsen und Märkte 
	Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Anteile an einer Börse notiert sind oder an einer Börse oder in einem organisierten Markt gehandelt werden. Der dem Börsenhandel oder Handel in sonstigen Märkten zugrunde liegende Marktpreis wird nicht ausschließlich durch den Wert der im Sondervermögen gehaltenen Vermögensgegen­stände, sondern auch durch Angebot und Nachfra­ge bestimmt. Daher kann dieser Marktpreis von dem ermittelten Anteilpreis abweichen. 


	Ausgabe- und Rücknahmepreise und Kosten 
	Ausgabe- und Rücknahmepreise und Kosten 
	Ausgabe- und Rücknahmepreise und Kosten 
	Ausgabe- und Rücknahmepreis 
	Zur Errechnung des Ausgabepreises und des Rücknahmepreises für die Anteile ermittelt die Ge­
	Zur Errechnung des Ausgabepreises und des Rücknahmepreises für die Anteile ermittelt die Ge­
	sellschaft unter Kontrolle der Depotbank bewer­tungstäglich den Wert der zum Sondervermögen gehörenden Vermögensgegenstände abzüglich der Verbindlichkeiten (Inventarwert). 


	Bewertungstage für die Anteile des Sondervermö­gens sind alle Börsentage. An gesetzlichen Feierta­gen im Geltungsbereich des Investmentgesetzes, die Börsentage sind, sowie am 24. und 31.12. jeden Jahres können die Gesellschaft und die Depotbank von einer Ermittlung des Wertes absehen. Von einer Anteilpreisermittlung wird derzeit an Neujahr, Kar­freitag, Ostermontag, Maifeiertag, Christi Himmel­fahrt, Pfingstmontag, Fronleichnam, Tag der Deut­schen Einheit, Heiligabend, 1. und 2. Weihnachts­feiertag und Silv
	Aussetzung der Errechnung des Ausgabe- und Rücknahmepreises 
	Die Gesellschaft kann die Errechnung des Ausga­be- und Rücknahmepreises zeitweilig unter densel­ben Voraussetzungen wie die Anteilrücknahme aussetzen. Diese sind unter „Aussetzung der An­teilrücknahme“ näher erläutert. 
	Ausgabeaufschlag 
	Bei Festsetzung des Ausgabepreises kann dem Anteilwert ein Ausgabeaufschlag hinzugerechnet. Der Ausgabeaufschlag kann bis zu 3,0 Prozent des Anteilwertes betragen. Dieser Ausgabeaufschlag kann insbesondere bei kurzer Anlagedauer die Per­formance reduzieren oder sogar ganz aufzehren. Der Ausgabeaufschlag stellt im Wesentlichen eine Vergütung für den Vertrieb der Anteile des Sonder­vermögens dar. Die Gesellschaft kann den Ausga­beaufschlag zur Abgeltung von Vertriebsleistungen an etwaige vermittelnde Stellen 
	Rücknahmeabschlag 
	Ein Rücknahmeabschlag wird nicht erhoben. 
	Veröffentlichung der Ausgabe- und Rücknahme­preise 
	Die Ausgabe- und Rücknahmepreise werden bör­sentäglich von der Depotbank unter Mitwirkung der Gesellschaft ermittelt und sind am Sitz der Gesell­schaft und der Depotbank verfügbar. Außerdem werden die Preise regelmäßig im Internet unter  veröffentlicht.  
	www.bnymellon.com/kag

	Kosten bei Ausgabe und Rücknahme der Anteile 
	Die Ausgabe und Rücknahme der Anteile durch die Gesellschaft bzw. durch die Depotbank erfolgt zum Ausgabepreis (Anteilwert zuzüglich Ausgabeauf­schlag) bzw. Rücknahmepreis (Anteilwert) ohne Berechnung zusätzlicher Kosten. 
	Werden Anteile über Dritte zurückgegeben, so kön­nen Kosten bei der Rücknahme der Anteile anfallen. 
	Bei Vertrieb von Anteilen über Dritte können auch 4. Neben den vorgenannten Vergütungen gehen 
	höhere Kosten als der Ausgabepreis berechnet werden. 
	höhere Kosten als der Ausgabepreis berechnet werden. 


	Verwaltungs- und sonstige Kosten 
	Verwaltungs- und sonstige Kosten 
	Verwaltungs- und sonstige Kosten 
	1a. Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des Sondervermögens aus dem Sondervermögen für jede Anteilsklasse eine Vergütung in Höhe von bis zu 0,32 Prozent p.a. des anteiligen Wer­tes des Sondervermögens auf Basis des bewer­tungstäglich ermittelten Inventarwertes; mindes­tens jedoch 30.000,-- € p.a. Die Verwaltungs­vergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. Es steht der Gesellschaft frei, für eine oder mehrere Anteilklassen eine niedrigere Verwaltungsvergütung zu berechnen. 
	1b. Die Gesellschaft kann in den Fällen, in denen für das Sondervermögen gerichtlich oder außerge­richtlich streitige Ansprüche durchgesetzt wer­den, eine Vergütung von bis zu 15 Prozent der für das Sondervermögen - nach Abzug und Ausgleich der aus diesem Verfahren für das Sondervermögen entstandenen Kosten - verein­nahmten Beträge berechnen. 
	2. .Zur Vergütung des Beraters kann die Gesell­schaft aus dem Sondervermögen eine Vergü­tung in Höhe von bis zu 1,5 Prozent p.a. des Sondervermögens auf Basis des bewertungstäg­lich ermittelten Inventarwertes entnehmen. Die Beratervergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. Die Vergütung wird von der Verwaltungsvergütung nicht abge­deckt und somit von der Gesellschaft dem Son­dervermögen zusätzlich belastet. Die Gesellschaft kann für Maßnahmen im Zu­sammenhang mit der technischen Einrichtu
	p.a. 
	3. .Die Depotbank kann für ihre Tätigkeit aus dem Sondervermögen eine Vergütung in Höhe von bis zu 0,04 Prozent p.a. des Sondervermögens auf Basis des bewertungstäglich ermittelten In­ventarwertes mindestens jedoch € 10.000,- p.a. erhalten. Die Depotbankvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 
	die folgenden Aufwendungen zulasten des Son­dervermögens: 
	a) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ge­gebenenfalls einschließlich der bankübli­chen Kosten für die Verwahrung ausländi­scher Vermögensgegenstände im Ausland; 
	b) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorge­schriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekte, wesentliche Anlegerinformationen); 
	c) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und gegebenenfalls der Ausschüttungen und des Auflösungsberich­tes; 
	d) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, außer im Fall der Informationen über Fondsverschmelzungen und der Informationen über Maßnahmen im Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzun­gen oder Berechnungsfehlern bei der An­teilwertermittlung; 
	e) Kosten für die Prüfung des Sondervermö­gens durch den Abschlussprüfer des Son­dervermögens; 
	f) Kosten für die Bekanntmachung der Besteu­erungsgrundlagen und der Bescheini-gung, dass die steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden;  
	g) .Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für Rechnung des Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 
	h) .Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Sondervermögen erhoben werden; 
	i) .Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das Sondervermögen; 
	j) .Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb und/oder der Verwendung bzw. Nennung eines Vergleichsmaßstabes oder Finanzindizes anfallen können;  
	k) .Kosten für die Beauftragung von Stimm­rechtsbevollmächtigten;  
	l) .Kosten für die Analyse des Anlageerfolges des Sondervermögens durch Dritte;  
	m) .im Zusammenhang mit den an die Gesell­schaft, die Depotbank und Dritte zu zah­lenden Vergütungen sowie den vorstehend genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im Zusammen­hang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern;  
	5. .
	5. .
	5. .
	Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem Sondervermögen die in Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen ent­stehenden Kosten belastet (Transaktionskos­ten). 

	6. .
	6. .
	Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf­schläge und Rücknahmeabschläge offen zu le­gen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit­raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 1 Ziffer 4 berechnet worden sind. Beim Erwerb von Anteilen, die di­rekt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet wer­den, mit der die Gesellschaft durch eine wesent­liche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, 


	Im Jahresbericht werden die im Geschäftsjahr zu Lasten des Sondervermögens angefallenen Verwal­tungskosten (ohne Transaktionskosten) offen gelegt und als Quote des durchschnittlichen Fondsvolu­mens ausgewiesen („Total Expense Ratio“ – TER). Diese setzt sich zusammen aus der Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens, der Vergü­tung der Depotbank sowie den Aufwendungen, die dem Sondervermögen zusätzlich belastet werden können. Ausgenommen sind die Kosten, die beim Erwerb und der Veräußerung von Vermöge
	Der Gesellschaft können im Zusammenhang mit Geschäften für Rechnung des Sondervermögens geldwerte Vorteile (Broker Research, Finanzanaly­sen, Markt- und Kursinformationssysteme) entste­hen, die im Interesse der Anleger bei den Anlage­entscheidungen verwendet werden. Die Gesellschaft erhält jedoch keine Rückvergütun­gen der aus dem Sondervermögen an die Depot-
	Der Gesellschaft können im Zusammenhang mit Geschäften für Rechnung des Sondervermögens geldwerte Vorteile (Broker Research, Finanzanaly­sen, Markt- und Kursinformationssysteme) entste­hen, die im Interesse der Anleger bei den Anlage­entscheidungen verwendet werden. Die Gesellschaft erhält jedoch keine Rückvergütun­gen der aus dem Sondervermögen an die Depot-
	bank oder an Dritte geleisteten Vergütungen und Aufwandserstattungen. Die Gesellschaft gewährt an Vermittler, z.B. Kredit­institute, wiederkehrend Vermittlungsentgelte als so genannte „Abschlussprovisionen“. 


	Ein wesentlicher Teil der aus dem Sonderver­mögen an die Gesellschaft geleisteten Vergü­tung kann als Vergütung an Vertriebsgesell­schaften für die Vermittlung von Anteilen an Sondervermögen auf den Bestand von vermittel­ten Anteilen verwendet werden. 

	Grundlage BVI Methode 
	Grundlage BVI Methode 
	Die Wertentwicklungsberechnung nach der BVI-Methode beruht auf der „time weighted rate of re­turn“- Methode. Danach ist die Wertentwicklung der Anlage die prozentuale Veränderung zwischen dem angelegten Vermögen zu Beginn des Anlagezeit­raums und seinem Wert zum Ende des Anlagezeit­raumes. Die Wertentwicklung wird auf Basis der börsentäglich ermittelten Anteilwerte berechnet. Ausschüttungen werden rechnerisch in neue Fondsanteile investiert.  Dadurch soll eine Ver­gleichbarkeit der Wertentwicklung ausschütt
	er/BVI-Methode.pdf
	http://www.bvi.de/fileadmin/user_upload/Bestellcent 



	Besonderheiten beim Erwerb von Investmentan­teilen 
	Besonderheiten beim Erwerb von Investmentan­teilen 
	Neben der Vergütung zur Verwaltung des Sonder­vermögens wird eine Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Fondsanteile be­rechnet. 

	Teilfonds 
	Teilfonds 
	Das Sondervermögen ist nicht Teilfonds einer Umbrella-Konstruktion. 

	Anteilklassen 
	Anteilklassen 
	Gemäß § 3 der Besonderen Vertragsbedingungen können für das Sondervermögen Anteilsklassen im Sinne des § 16 Absatz 2 der Allgemeinen Vertrags­bedingungen gebildet werden, die sich hinsichtlich des Ausgabeaufschlags, der Verwaltungsvergütung, der Ertragsverwendung, Mindestanlagesumme und der Fondswährung oder einer Kombination dieser Merkmale unterscheiden. Die Bildung von Anteils­klassen ist jederzeit zulässig und liegt im Ermessen der Gesellschaft. 
	Der Anteilswert wird für jede Anteilsklasse geson­dert errechnet, indem die Kosten der Auflegung neuer Anteilsklassen, die Ausschüttungen (ein­schließlich der aus dem Sondervermögen gegebe­nenfalls abzuführender Steuern) und die Verwal­tungsvergütung die auf eine bestimmte Anteilsklas-
	Der Anteilswert wird für jede Anteilsklasse geson­dert errechnet, indem die Kosten der Auflegung neuer Anteilsklassen, die Ausschüttungen (ein­schließlich der aus dem Sondervermögen gegebe­nenfalls abzuführender Steuern) und die Verwal­tungsvergütung die auf eine bestimmte Anteilsklas-
	se entfallen, gegebenenfalls einschließlich eines Ertragsausgleichs, ausschließlich dieser Anteils­klasse zugeordnet werden. 

	Von der in § 3 der Besonderen Vertragsbedingun­gen vorgesehenen Möglichkeit der Anteilsklassen­bildung macht die Gesellschaft derzeit keinen Ge­brauch. 
	Von der in § 3 der Besonderen Vertragsbedingun­gen vorgesehenen Möglichkeit der Anteilsklassen­bildung macht die Gesellschaft derzeit keinen Ge­brauch. 


	Regeln für die Ermittlung und Verwendung der Erträge 
	Regeln für die Ermittlung und Verwendung der Erträge 
	Regeln für die Ermittlung und Verwendung der Erträge 
	Ertragsausgleichsverfahren 
	Die Gesellschaft wendet für das Sondervermögen ein so genanntes Ertragsausgleichsverfahren an. Das bedeutet, dass die während des Ge­schäftsjahres angefallenen anteiligen Erträge, die der Anteilerwerber als Teil des Ausgabepreises be­zahlen muss und die der Verkäufer von Anteil­scheinen als Teil des Rücknahmepreises vergütet erhält, fortlaufend verrechnet werden. Bei der Be­rechnung des Ertragsausgleichs werden die ange­fallenen Aufwendungen berücksichtigt. 
	Das Ertragsausgleichsverfahren dient dazu, Schwankungen im Verhältnis zwischen Erträgen und sonstigen Vermögensgegenständen auszuglei­chen, die durch Nettomittelzuflüsse oder Nettomit­telabflüsse aufgrund von Anteilverkäufen oder ­rückgaben verursacht werden. Denn jeder Nettomit­telzufluss liquider Mittel würde andernfalls den An­teil der Erträge am Inventarwert des Son­dervermögens verringern, jeder Abfluss ihn vermeh­ren. 
	Dabei wird in Kauf genommen, dass Anleger, die beispielsweise kurz vor dem Ausschüttungstermin Anteile erwerben, den auf Erträge entfallenden Teil des Ausgabepreises in Form einer Ausschüttung zurückerhalten, obwohl ihr eingezahltes Kapital an dem Entstehen der Erträge nicht mitgewirkt hat.  
	Im Ergebnis führt das Ertragsausgleichverfah­ren dazu, dass der im Jahresbericht ausgewie­sene Ertrag je Anteil nicht durch die Anzahl der umlaufenden Anteile beeinflusst wird. 

	Geschäftsjahr und Ertragsverwendung 
	Geschäftsjahr und Ertragsverwendung 
	Das Geschäftsjahr des Sondervermögens endet am 
	31. Oktober. 
	Ausschüttung 
	Die Gesellschaft schüttet grundsätzlich die während des Geschäftsjahres für Rechnung des Sonderver­mögens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Dividenden und Erträge aus Investmentanteilen sowie Entgelte aus Darlehens­und Pensionsgeschäften jedes Jahr im Januar die Anleger aus. Veräußerungsgewinne und sonstige Erträge können ebenfalls zur Ausschüttung heran­gezogen werden. 


	Auflösung und Übertragung des Sondervermö­gens 
	Auflösung und Übertragung des Sondervermö­gens 
	Die Anleger sind nicht berechtigt, die Auflösung des Sondervermögens zu verlangen. Die Gesellschaft kann jedoch die Verwaltung eines Sondervermö­gens unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Monaten durch Bekanntmachung im elektro­nischen Bundesanzeiger und darüber hinaus im Jahres- oder Halbjahresbericht kündigen. Außer­dem werden die Anleger über ihre depotführenden Stellen in Papierform oder in elektronischer Form über die Kündigung informiert. 
	Des Weiteren erlischt das Recht der Gesellschaft, das Sondervermögen zu verwalten, wenn das Insol­venzverfahren über das Vermögen der Gesellschaft eröffnet ist oder mit der Rechtskraft des Gerichtsbe­schlusses, durch den der Antrag auf die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse nach § 26 der Insolvenzordnung abgewiesen wird. In diesen Fällen geht das Verfügungsrecht über das Sonder­vermögen auf die Depotbank über, die das Sonder­vermögen abwickelt oder mit Genehmigung der BaFin einer anderen Kapita
	Verfahren bei Auflösung eines Sondervermögens 
	Die Ausgabe und die Rücknahme von Anteilen wird eingestellt. 
	Der Erlös aus der Veräußerung der Vermögenswer­te des Sondervermögens abzüglich der noch durch das Sondervermögen zu tragenden Kosten und der durch die Auflösung verursachten Kosten werden an die Anleger verteilt, wobei diese in Höhe ihrer jeweiligen Anteile am Sondervermögen Ansprüche auf Auszahlung des Liquidationserlöses haben. 
	Die Depotbank ist berechtigt, nicht abgerufene Li­quidationserlöse nach einer Frist von sechs Mona-ten bei dem für die Gesellschaft zuständigen Amts­gericht zu hinterlegen. 
	Die Gesellschaft erstellt auf den Tag, an dem ihr Verwaltungsrecht erlischt, einen Auflösungsbericht, der den Anforderungen an einen Jahresbericht entspricht. Spätestens drei Monate nach dem Stich­tag der Auflösung des Sondervermögens wird der Auflösungsbericht im elektronischen Bundesanzei­ger und darüber hinaus auf der Internetseite der Gesellschaft bekannt gemacht. Während die Depot-bank das Sondervermögen abwickelt, erstellt sie jährlich sowie auf den Tag, an dem die Abwicklung beendet ist, einen Berich
	Übertragung aller Vermögensgegenstände des Sondervermögens 
	Übertragung aller Vermögensgegenstände des Sondervermögens 
	Alle Vermögensgegenstände des Sondervermögens dürfen zum Geschäftsjahresende auf ein anderes bestehendes oder ein durch Verschmelzung neu gegründetes Sondervermögen übertragen werden. Das Sondervermögen darf auch mit einem Invest­mentfonds verschmolzen werden, der in einem anderen EU- oder EWR-Staat aufgelegt wurde und ebenfalls den Vorgaben der Richtlinie 2009/65/EG entspricht (im Folgenden EU-Investmentsondervermögen). Mit Zustimmung derBaFin kann ein anderer Übertragungsstichtag be­stimmt werden. Es könn
	Verfahren bei der Übertragung von Sondervermö­gen 
	Die depotführenden Stellen übermitteln den Anle­gern spätestens 35 Arbeitstage vor dem geplantenÜbertragungsstichtag in Papierform oder in elektro­nischer Form Informationen zu den Gründen für die Verschmelzung, den potentiellen Auswirkungen für die Anleger, deren Rechte in Zusammenhang mit der Verschmelzung sowie zu maßgeblichen Verfah­rensaspekten. Die Anleger erhalten dabei auch die wesentlichen Anlegerinformationen für das Sonder­vermögen bzw. das EU-Investmentsondervermögen, das bestehen bleibt oder du
	Die Anleger haben bis fünf Arbeitstage vor dem geplanten Übertragungsstichtag entweder die Mög­lichkeit, ihre Anteile zurückzugeben, oder ihre Antei­le gegen Anteile eines anderen Sondervermögens oder EU-Investmentsondervermögens umzutau­schen, das ebenfalls von der Kapitalanlagegesell­schaft oder einem Unternehmen desselben Kon­zerns verwaltet wird und über eine ähnliche Anlage­politik wie das Sondervermögen verfügt.  
	Am Übertragungsstichtag werden die Werte des übernehmenden und des übertragenden Son­dervermögens oder EU-Investment­sondervermögens berechnet, das Umtausch­verhältnis wird festgelegt und der gesamte Vor­gang wird vom Abschlussprüfer geprüft. Das Umtauschverhältnis ermittelt sich nach dem Verhältnis der Nettoinventarwerte des über­nommenen und des aufnehmenden Sonderver­mögens zum Zeitpunkt der Übernahme. Der Anleger erhält die Anzahl von Anteilen an dem neuen Sondervermögen, die dem Wert seiner Anteile an 
	Am Übertragungsstichtag werden die Werte des übernehmenden und des übertragenden Son­dervermögens oder EU-Investment­sondervermögens berechnet, das Umtausch­verhältnis wird festgelegt und der gesamte Vor­gang wird vom Abschlussprüfer geprüft. Das Umtauschverhältnis ermittelt sich nach dem Verhältnis der Nettoinventarwerte des über­nommenen und des aufnehmenden Sonderver­mögens zum Zeitpunkt der Übernahme. Der Anleger erhält die Anzahl von Anteilen an dem neuen Sondervermögen, die dem Wert seiner Anteile an 
	dass den Anlegern des übertragenden Sonder­vermögens bis zu 10 Prozent des Wertes ihrer Anteile in bar ausgezahlt werden. Findet die Verschmelzung während des laufenden Ge­schäftsjahres des übertragenden Sondervermö­gens statt, muss dessen verwaltende Gesell­schaft auf den Übertragungsstichtag einen Be­richt erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht entspricht. 


	Die Gesellschaft macht im elektronischen Bundes­anzeiger und den in diesem Prospekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien bekannt, wenn das Sondervermögen einen anderen Fonds aufge­nommen hat und die Verschmelzung wirksam ge­worden ist. Sollte das Sondervermögen durch eine Verschmelzung untergehen, übernimmt die Gesell­schaft die Bekanntmachung, die den aufnehmenden oder neu gegründeten Fonds verwaltet. 
	Die Übertragung aller Vermögensgegenstände eines Sondervermögens bzw. EU-Investmentsondermögens auf ein anderes findet nurmit Genehmigung der BaFin statt. Die Übertragung darf nicht vor Ablauf von drei Monaten nach Be­kanntmachung erfolgen, falls nicht mit der Zustim­mung der BaFin ein früherer Zeitpunkt bestimmt wird. Die neuen Anteile des übernehmenden Son­dervermögens gelten bei den Anlegern des übertra­genden Sondervermögens mit Beginn des dem Übertragungsstichtag folgenden Tages als ausge­geben. 

	Kurzangaben über steuerrechtliche Vorschriften 
	Kurzangaben über steuerrechtliche Vorschriften 
	Einzelheiten zur Besteuerung der Erträge dieses Sondervermögens werden in den jährlich erschei­nenden Jahresberichten veröffentlicht. 
	Die Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften gelten nur für Anleger, die in Deutschland unbe­schränkt steuerpflichtig sind. Für ausländische An­leger werden lediglich einige allgemeine Hinweise gegeben; diesen Anlegern empfehlen wir, sich vor Erwerb von Anteilen an dem in diesem Verkaufs­prospekt beschriebenen Sondervermögen mit ihrem Steuerberater in Verbindung zu setzen und mögli­che steuerliche Konsequenzen aus dem Anteiler­werb in ihrem Heimatland individuell zu klären. 
	Das Sondervermögen ist als Zweckvermögen von der Körperschaft- und Gewerbesteuer befreit. Die steuerpflichtigen Erträge des Sondervermögens werden jedoch beim Privatanleger als Einkünfte aus Kapitalvermögen der Einkommensteuer unterwor­fen, soweit diese zusammen mit sonstigen Kapital­erträgen den Sparer-Pauschbetrag von jährlich 801 Euro (für Alleinstehende oder getrennt veranlagte Ehegatten) bzw. 1.602 Euro (für zusammen veran­lagte Ehegatten) übersteigen. 
	Einkünfte aus Kapitalvermögen unterliegen grund­sätzlich einem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüg-
	Einkünfte aus Kapitalvermögen unterliegen grund­sätzlich einem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüg-
	lich Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls Kir­chensteuer). Zu den Einkünften aus Kapitalvermö­gen gehören auch die vom Sondervermögen aus­geschütteten Erträge, die ausschüttungsgleichen Erträge, der Zwischengewinn sowie der Gewinn aus dem An- und Verkauf von Fondsanteilen, wenn diese nach dem 31. Dezember 2008 erworben wur­den bzw. werden.  

	Der Steuerabzug hat für den Privatanleger grund­sätzlich Abgeltungswirkung (sogenannte Abgeltung­steuer), so dass die Einkünfte aus Kapitalvermögen regelmäßig nicht in der Einkommensteuererklärung anzugeben sind. Bei der Vornahme des Steuerab­zugs werden durch die depotführende Stelle grund­sätzlich bereits Verlustverrechnungen vorgenom­men und ausländische Quellensteuern angerechnet.  
	Der Steuerabzug hat für den Privatanleger grund­sätzlich Abgeltungswirkung (sogenannte Abgeltung­steuer), so dass die Einkünfte aus Kapitalvermögen regelmäßig nicht in der Einkommensteuererklärung anzugeben sind. Bei der Vornahme des Steuerab­zugs werden durch die depotführende Stelle grund­sätzlich bereits Verlustverrechnungen vorgenom­men und ausländische Quellensteuern angerechnet.  
	Der Steuerabzug hat u.a. dann keine Abgeltungs­wirkung, wenn der persönliche Steuersatz geringer ist als der Abgeltungssatz von 25 Prozent. In die­sem Fall können die Einkünfte aus Kapitalvermögen in der Einkommensteuererklärung angegeben wer­den. Das Finanzamt setzt den niedrigeren persönli­chen Steuersatz an und rechnet auf die Steuer­schuld den Steuerabzug an (sog. Günstigerprü­fung). 
	Sofern Einkünfte aus Kapitalvermögen keinem Steuerabzug unterlegen haben (weil z.B. ein Ge­winn aus der Veräußerung von Fondsanteilen in einem ausländischen Depot erzielt wird), sind diese in der Steuererklärung anzugeben. Im Rahmen der Veranlagung unterliegen die Einkünfte aus Kapital­vermögen dann ebenfalls dem Abgeltungssatz von 25 Prozent oder dem niedrigeren persönlichen Steuersatz. 
	Trotz Steuerabzug und höherem persönlichen Steuersatz sind Angaben zu den Einkünften aus Kapitalvermögen zu machen, wenn im Rahmen der Einkommensteuererklärung außergewöhnliche Belastungen oder Sonderausgaben (z.B. Spenden) geltend gemacht werden. 
	Sofern sich die Anteile im Betriebsvermögen befinden, werden die Erträge als Betriebsein­nahmen steuerlich erfasst. Die steuerliche Ge­setzgebung erfordert zur Ermittlung der steuer­pflichtigen bzw. der kapitalertragsteuerpflichti­gen Erträge eine differenzierte Betrachtung der Ertragsbestandteile.  


	Anteile im Privatvermögen (Steuerinländer) 
	Anteile im Privatvermögen (Steuerinländer) 
	Anteile im Privatvermögen (Steuerinländer) 
	Gewinne aus der Veräußerung von Wertpapieren und Gewinne aus Termingeschäften und Erträge aus Stillhalterprämien 
	Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, eigen­kapitalähnlichen Genussrechten und Investmentan­teilen, Gewinne aus Termingeschäften sowie Erträ­ge aus Stillhalterprämien, die auf der Ebene des Sondervermögens erzielt werden, werden beim 
	Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, eigen­kapitalähnlichen Genussrechten und Investmentan­teilen, Gewinne aus Termingeschäften sowie Erträ­ge aus Stillhalterprämien, die auf der Ebene des Sondervermögens erzielt werden, werden beim 
	Anleger nicht erfasst,  solange sie nicht ausgeschüt­tet werden. Zudem werden die Gewinne aus der Veräußerung der in § 1 Abs. 3 Sa. 3 Nr. 1 Buchsta­ben a) bis f) InvStG genannten Kapitalforderungen beim Anleger nicht erfasst, wenn sie nicht ausge­schüttet werden. Hierunter fallen folgende Kapital­forderungen:­


	a) .Kapitalforderungen, die eine Emissionsrendite haben 
	b) .„normale“ Anleihen und unverbriefte Forderun­gen mit festem Kupon sowie Down-Rating-Anleihen, Floater und Reverse-Floater, 
	c) .Risiko-Zertifikate, die den Kurs einer Aktie oder eines veröffentlichten Index für eine Mehrzahl von Aktien im Verhältnis 1:1 abbilden, 
	d) .Aktienanleihen, Umtauschanleihen und Wan­deleihen, 
	e) .ohne gesonderte Stückzinsausweise (flat) ge­handelte Gewinnobligationen und Fremdkapital-Genussrechte und 
	f) .„cum“-erworbene Optionsanleihen. 
	Werden Gewinne aus der Veräußerung der o.g. Wertpapiere/Kapitalforderungen, Gewinne aus Ter­mingeschäften sowie Erträge aus Stillhalterprämien ausgeschüttet, sind sie grundsätzlich steuerpflichtig und unterliegen bei Verwahrung der Anteile im In­land dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls Kirchen­steuer). Ausgeschüttete Gewinne aus der Veräuße­rung von Wertpapieren und Gewinne aus Termin­geschäften sind jedoch steuerfrei, wenn die Wert­papiere auf Ebene des Sonderv
	Ergebnisse aus der Veräußerung von Kapitalforde­rungen, die nicht in der o.g. Aufzählung enthalten sind, sind steuerlich wie Zinsen zu behandeln.  
	Zinsen und zinsähnliche Erträge sowie ausländi­sche Dividenden 
	Zinsen und zinsähnliche Erträge sowie ausländi­sche Dividenden sind beim Anleger grundsätzlich steuerpflichtig. Dies gilt unabhängig davon, ob diese Erträge thesauriert oder ausgeschüttet werden. 
	Ausgeschüttete oder thesaurierte Zinsen und zins­ähnliche Erträge sowie ausländische Dividenden des Sondervermögens unterliegen in der Regel dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich Solidaritäts­zuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer).  
	Vom Steuerabzug kann Abstand genommen wer­den, wenn der Anleger Steuerinländer ist und einen Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die steuerpflich­tigen Ertragsteile 801 Euro bei Einzelveranlagung 
	Vom Steuerabzug kann Abstand genommen wer­den, wenn der Anleger Steuerinländer ist und einen Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die steuerpflich­tigen Ertragsteile 801 Euro bei Einzelveranlagung 
	bzw. 1.602 Euro bei Zusammenveranlagung von Ehegatten nicht übersteigen. 

	Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer NV-Bescheinigung und bei ausländischen Anlegern bei Nachweis der steuerlichen Ausländereigenschaft. 
	Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer NV-Bescheinigung und bei ausländischen Anlegern bei Nachweis der steuerlichen Ausländereigenschaft. 
	Verwahrt der inländische Anleger die Anteile eines ausschüttenden Sondervermögens in einem inlän­dischen Depot bei der Kapitalanlagegesellschaft oder einem Kreditinstitut (Depotfall), so nimmt das depotführende Kreditinstitut als Zahlstelle vom Steuerabzug Abstand, wenn ihm vor dem festge­legten Ausschüttungstermin ein in ausreichender Höhe ausgestellter Freistellungsauftrag nach amtli­chem Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom Finanzamt für die Dauer von drei Jahren erteilt wird, vorgelegt wird. In di
	Handelt es sich um ein thesaurierendes Sonder­vermögen, so wird bei Thesaurierung vor dem 01.01.2012 der Steuerabzug auf thesaurierte Zin­sen, zinsähnliche Erträge sowie ausländische Divi­denden des Sondervermögens in Höhe von 25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag) durch die Kapitalanlagegesellschaft selbst abgeführt. Der Ausgabe- und Rücknahmepreis ermäßigt sich inso­weit um den Steuerabzug zum Ablauf des Ge­schäftsjahres. Da die Anleger der Kapitalanlagege­sellschaft regelmäßig nicht bekannt sind, ka
	Für nach dem 31.12.2011 erfolgende Thesaurierun­gen stellt das Sondervermögen den depotführenden Stellen die Kapitalertragsteuer nebst den maximal anfallenden Zuschlagsteuern (Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer) zur Verfügung. Die depotfüh­renden Stellen nehmen den Steuerabzug wie im Ausschüttungsfall unter Berücksichtigung der per­sönlichen Verhältnisse der Anleger vor, so dass insbesondere ggf. die Kirchensteuer abgeführt wer­den kann. Soweit das Sondervermögen den depot­führenden Stellen Beträge zur 
	Befinden sich die Anteile im Depot bei einem inlän­dischen Kreditinstitut, so erhält der Anleger, der seiner depotführenden Stelle einen in ausreichender Höhe ausgestellten Freistellungsauftrag oder eine NV-Bescheinigung vor Ablauf des Geschäftsjahres des Sondervermögens vorlegt, den abgeführten Steuerabzug (bzw. ab 2012 den depotführenden Stellen zur Verfügung gestellten Betrag) seinem Konto gutgeschrieben oder in neue Fondsanteile wieder angelegt. 
	Sofern der Freistellungsauftrag oder die NV-Bescheinigung nicht bzw. nicht rechtzeitig vorgelegt wird, erhält der Anleger in jedem Fall von der de­
	Sofern der Freistellungsauftrag oder die NV-Bescheinigung nicht bzw. nicht rechtzeitig vorgelegt wird, erhält der Anleger in jedem Fall von der de­
	potführenden Stelle eine Steuerbescheinigung über den einbehaltenen und abgeführten Steuerabzug und den Solidaritätszuschlag. Der Anleger hat dann die Möglichkeit, den Steuerabzug im Rahmen seiner Einkommensteuerveranlagung auf seine Steuer­schuld anrechnen zu lassen. 


	Werden Anteile ausschüttender Sondervermögen nicht in einem Depot verwahrt und Ertragsscheine einem inländischen Kreditinstitut vorgelegt (Eigen­verwahrung), wird der Steuerabzug in Höhe von 25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag) vorge­nommen.  
	Inländische Dividenden 
	Inländische Dividenden, die vom Sondervermögen ausgeschüttet oder thesauriert werden, sind beim Anleger grundsätzlich steuerpflichtig. 
	Bei Ausschüttung oder Thesaurierung, die vor dem 01.01.2012 vorgenommen werden, wird von der inländischen Dividende ein Steuerabzug in Höhe von 25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag)  von der Kapitalanlagegesellschaft vorgenommen.  Die depotführende Stelle berücksichtigt bei Ausschüt­tungen zudem einen ggf. vorliegenden Antrag auf Kirchensteuereinbehalt.  
	Der Anleger erhält den Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag) in voller Höhe sofort erstattet bzw. in neue Fondsanteile wiederangelegt, sofern die Anteile bei der Kapitalanlagegesellschaft oder einem inländischen Kreditinstitut verwahrt werden und dort ein Freistellungsauftrag in ausrei­chender Höhe oder eine NV-Bescheinigung vorliegt. Anderenfalls kann er den Steuerabzug von 25 Pro­zent (zuzüglich Solidaritätszuschlag) unter Beifü­gung der steuerlichen Bescheinigung der depotfüh­renden
	Für nach dem 31.12.2011 erfolgende Ausschüttun­gen und Thesaurierungen stellt das Sondervermö­gen den depotführenden Stellen die Kapitalertrag­steuer nebst den maximal anfallenden Zuschlag­steuern (Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer) zur Verfügung. Die depotführenden Stellen nehmen den Steuerabzug unter Berücksichtigung der per­sönlichen Verhältnisse der Anleger vor, so dass insbesondere ggf. die Kirchensteuer abgeführt wer­den kann. Soweit das Sondervermögen den depot­führenden Stellen Beträge zur Verf
	Negative steuerliche Erträge 
	Verbleiben negative Erträge nach Verrechnung mit gleichartigen positiven Erträgen auf der Ebene des Sondervermögens, werden diese auf Ebene des Sondervermögens vorgetragen. Diese können auf Ebene des Sondervermögens mit künftigen gleich­artigen positiven steuerpflichtigen Erträgen der 
	Verbleiben negative Erträge nach Verrechnung mit gleichartigen positiven Erträgen auf der Ebene des Sondervermögens, werden diese auf Ebene des Sondervermögens vorgetragen. Diese können auf Ebene des Sondervermögens mit künftigen gleich­artigen positiven steuerpflichtigen Erträgen der 
	Folgejahre verrechnet werden. Eine direkte Zurech­nung der negativen steuerlichen Erträge auf den Anleger ist nicht möglich. Damit wirken sich diese negativen Beträge beim Anleger bei der Einkom­mensteuer erst in dem Veranlagungszeitraum (Steuerjahr) aus, in dem das Geschäftsjahr des Sondervermögens endet, bzw. die Ausschüttung für das Geschäftsjahr des Sondervermögens erfolgt, für das die negativen steuerlichen Erträge auf Ebene des Sondervermögens verrechnet worden sind. Eine frühere Geltendmachung bei de

	Substanzauskehrungen 
	Substanzauskehrungen 
	Substanzauskehrungen sind nicht steuerbar. 
	Substanzauskehrungen, die der Anleger während seiner Besitzzeit erhalten hat, sind allerdings dem steuerlichen Ergebnis aus der Veräußerung der Fondsanteile hinzuzurechnen, d.h. sie erhöhen den steuerlichen Gewinn. Alternativ können die fortge­führten Anschaffungskosten um den anteiligen Be­trag der Substanzausschüttung vermindert werden. 
	Veräußerungsgewinne auf Anlegerebene 
	Werden Anteile an einem Sondervermögen, die nach dem 31.12.2008 erworben wurden, von einem Privatanleger veräußert, unterliegt der Veräuße­rungsgewinn, unabhängig von der Haltedauer der Fondsanteile, dem Abgeltungssatz von 25 Prozent.  
	Sofern die Anteile in einem inländischen Depot verwahrt werden, nimmt die depotführende Stelle den Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich Solida­ritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) vor. Der Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich Solida­ritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) kann durch die Vorlage eines ausreichenden Freistellungsauf­trags bzw. einer NV-Bescheinigung vermieden wer­den. 
	Bei einer Veräußerung der vor dem 1.1.2009 erwor­benen Anteile ist der Gewinn bei Privatanlegern steuerfrei. 
	Bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns sind die Anschaffungskosten um den Zwischengewinn im Zeitpunkt der Anschaffung und der Veräuße­rungspreis um den Zwischengewinn im Zeitpunkt der Veräußerung zu kürzen, damit es nicht zu einer doppelten einkommenssteuerlichen Erfassung von Zwischengewinnen kommen kann. Zudem ist der Veräußerungspreis um die thesaurierten Erträge zu kürzen, die der Anleger bereits versteuert hat, damit es auch insoweit nicht zu einer Doppelbesteuerung kommt. 
	Der Gewinn aus der Veräußerung nach dem 31.12.2008 erworbener Fondsanteile ist insoweit steuerfrei, als er auf die während der Besitzzeit im Fonds entstandenen, noch nicht auf der Anleger­ebene erfassten, nach DBA-steuerfreien Erträge 
	Der Gewinn aus der Veräußerung nach dem 31.12.2008 erworbener Fondsanteile ist insoweit steuerfrei, als er auf die während der Besitzzeit im Fonds entstandenen, noch nicht auf der Anleger­ebene erfassten, nach DBA-steuerfreien Erträge 
	zurückzuführen ist (sog. besitzzeitanteiliger Immobi­liengewinn). 


	Die Kapitalanlagegesellschaft veröffentlicht den Immobiliengewinn bewertungstäglich als Prozent­satz des Wertes des Investmentanteils. 

	Anteile im Betriebsvermögen (Steuerinländer) 
	Anteile im Betriebsvermögen (Steuerinländer) 
	Bei Anteilen im Betriebsvermögen hat der Steuer­abzug in Höhe von 25 Prozent keine abgeltende Wirkung. Der Steuerabzug stellt lediglich eine Vo­rauszahlung auf die betriebliche Steuerschuld dar. 
	Gewinne aus der Veräußerung von Wertpapieren und Gewinne aus Termingeschäften 
	Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, eigen­kapitalähnlichen Genussrechten und Investmentan­teilen, Gewinne aus Termingeschäften sowie Erträ­ge aus Stillhalterprämien, die auf der Eben des Sondervermögens erzielt werden, werden beim Anleger nicht erfasst, solange sie nicht ausgeschüt­tet werden.   
	Zudem werden die Gewinne aus der Veräußerung der in § 1 Abs. 3 Sa. 3 Nr. 1 Buchstaben a) bis f) InvStG genannten Kapitalforderungen beim Anleger nicht erfasst, wenn sie nicht ausgeschüttet werden. Hierunter fallen folgende Kapitalforderungen:- 
	a) .Kapitalforderungen, die eine Emissionsrendite haben 
	b) .„normale“ Anleihen und unverbriefte Forderun­
	gen mit festem Kupon sowie Down-Rating-
	gen mit festem Kupon sowie Down-Rating-
	Anleihen, Floater und Reverse-Floater, 

	c) .Risiko-Zertifikate, die den Kurs einer Aktie oder 
	eines veröffentlichten Index für eine Mehrzahl 
	eines veröffentlichten Index für eine Mehrzahl 
	von Aktien im Verhältnis 1:1 abbilden, 

	d) .Aktienanleihen, Umtauschanleihen und Wan­delanleihen, 
	e) .ohne gesonderte Stückzinsausweise (flat) ge­
	handelte Gewinnobligationen und Fremdkapital-
	handelte Gewinnobligationen und Fremdkapital-
	Genussrechte und 

	f) .„cum“-erworbene Optionsanleihen. 
	Werden diese Gewinne ausgeschüttet, so sind sie steuerlich auf Anlegerebene zu berücksichtigen. Dabei sind Veräußerungsgewinne ganz (bei Anle­gern, die Körperschaften sind) oder zu 40 Prozent (bei sonstigen betrieblichen Anlegern, z.B. Einzelun­ternehmern) steuerfrei (Teileinkünfteverfahren) Veräußerungsgewinne aus Ren­
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	ten/Kapitalforderungen, Gewinne aus Terminge­schäften und Erträge aus Stillhalterprämien sind hingegen in voller Höhe steuerpflichtig.  
	ten/Kapitalforderungen, Gewinne aus Terminge­schäften und Erträge aus Stillhalterprämien sind hingegen in voller Höhe steuerpflichtig.  
	Ergebnisse aus der Veräußerung von Kapitalforde­rungen, die nicht in der o.g. Aufzählung enthalten sind, sind steuerlich wie Zinsen zu behandeln.  Ausgeschüttet Wertpapierveräußerungsgewinne, ausgeschüttete Termingeschäftsgewinne sowie ausgeschüttete Erträge aus Stillhalterprämien unter­liegen grundsätzlich dem Steuerabzug (Kapitaler­tragsteuer 25 Prozent zuzüglich Solidaritätszu­schlag). Dies gilt nicht für Gewinne aus der Veräu­ßerung von vor dem 1.1.2009 erworbenen Wertpa­pieren und Gewinnen aus vor dem 
	Zinsen und zinsähnliche Erträge 
	Zinsen und zinsähnliche Erträge sind beim Anleger grundsätzlich steuerpflichtig. Dies gilt unabhängig davon, ob diese Erträge thesauriert oder ausge­schüttet werden. 
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	Befinden sich die Anteile im Betriebsvermögen, ist eine Abstandnahme vom Steuerabzug bzw. eine Vergütung des Steuerabzugs nur durch Vorlage einer entsprechenden NV-Bescheinigung möglich. Ansonsten erhält der Anleger eine Steuerbescheini­gung über den Steuerabzug. 
	In- und ausländische Dividenden 
	Vor dem 01.03.2013 dem Sondervermögen zuge­flossene oder als zugeflossen geltende Dividenden in- und ausländischer Aktiengesellschaften, die auf Anteile im Betriebsvermögen ausgeschüttet oder thesauriert werden, sind mit Ausnahme von Divi­denden nach dem REITG bei Körperschaften grundsätzlich steuerfrei (5 Prozent der Dividenden gelten bei Körperschaften als nichtabzugsfähige Betriebsausgaben und sind somit letztlich doch steuerpflichtig). Aufgrund der Neuregelung zur Be­steuerung von Streubesitzdividenden 
	 Die zu versteuernden Zinsen sind gem. § 2 Abs. 2a InvStG im Rahmen der Zinsschrankenregelung nach § 4h EStG zu berücksichtigen.  
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	Negative steuerliche Erträge 
	Verbleiben negative  Erträge nach Verrechnung mit gleichartigen positiven Erträgen auf der Ebene des Sondervermögens, werden diese auf Ebene des Sondervermögens vorgetragen. Diese können auf Ebene des Sondervermögens mit künftigen gleich­artigen positiven steuerpflichtigen Erträgen der Folgejahre verrechnet werden. Eine direkte Zurech­nung der negativen steuerlichen Erträge auf den Anleger ist nicht möglich. Damit wirken sich diese negativen Beträge beim Anleger bei der Einkom­mensteuer bzw. Körperschaftste
	Substanzauskehrungen 
	Substanzauskehrungen sind nicht steuerbar. Dies bedeutet für einen bilanzierenden Anleger, dass die Substanzauskehrungen in der Handelsbilanz er­tragswirksam zu vereinnahmen sind, in der Steuer­bilanz aufwandswirksam ein passiver Ausgleichs­posten zu bilden ist und damit technisch die histori­schen Anschaffungskosten steuerneutral gemindert werden. Alternativ können die fortgeführten An­schaffungskosten um den anteiligen Betrag der Substanzausschüttung vermindert werden. 
	Veräußerungsgewinne auf Anlegerebene 
	Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen im Betriebsvermögen sind für Körperschaften grund­sätzlich steuerfrei (5 Prozent des steuerfreien Ver­äußerungsgewinns gelten bei Körperschaften als nichtabzugsfähige Betriebsausgaben und sind somit letztlich doch steuerpflichtig), soweit die Gewinne aus noch nicht zugeflossenen oder noch nicht als zugeflossen geltenden Dividenden und aus reali­sierten und nicht realisierten Gewinnen des Sonder­vermögens aus in- und ausländischen Aktien her­rühren und soweit diese Di
	Steuerausländer 
	Verwahrt ein Steuerausländer Anteile an ausschüt­tenden Sondervermögen im Depot bei einem inlän­dischen Kreditinstitut (Depotfall), wird vom Steuer-
	Verwahrt ein Steuerausländer Anteile an ausschüt­tenden Sondervermögen im Depot bei einem inlän­dischen Kreditinstitut (Depotfall), wird vom Steuer-
	abzug auf Zinsen, zinsähnliche Erträge, Wertpa­pierveräußerungsgewinne, Termingeschäfte und ausländische Dividenden Abstand genommen, sofern er seine steuerliche Ausländereigenschaft nachweist. Inwieweit eine Anrechnung oder Erstat­tung des Steuerabzugs auf inländische Dividenden für den ausländischen Anleger möglich ist, hängt von dem zwischen dem Sitzstaat des Anlegers und der Bundesrepublik Deutschland bestehenden Dop­pelbesteuerungsabkommen ab. Sofern die Aus­ländereigenschaft dem depotführenden Krediti

	Hat ein ausländischer Anleger Anteile thesaurieren­der Sondervermögen im Depot bei einem inländi­schen Kreditinstitut, wird ihm bei Nachweis seiner steuerlichen Ausländereigenschaft der Steuerabzug in Höhe von 25 Prozent, soweit dieser nicht auf inländische Dividenden entfällt, erstattet oder in neue Anteile angelegt. Erfolgt der Antrag auf Erstat­tung verspätet, kann - wie bei verspätetem Nach­weis der Ausländereigenschaft bei ausschüttenden Fonds - eine Erstattung gemäß § 37 Absatz 2 AO beantragt werden. 
	Hat ein ausländischer Anleger Anteile thesaurieren­der Sondervermögen im Depot bei einem inländi­schen Kreditinstitut, wird ihm bei Nachweis seiner steuerlichen Ausländereigenschaft der Steuerabzug in Höhe von 25 Prozent, soweit dieser nicht auf inländische Dividenden entfällt, erstattet oder in neue Anteile angelegt. Erfolgt der Antrag auf Erstat­tung verspätet, kann - wie bei verspätetem Nach­weis der Ausländereigenschaft bei ausschüttenden Fonds - eine Erstattung gemäß § 37 Absatz 2 AO beantragt werden. 
	Inwieweit eine Anrechnung oder Erstattung des Steuerabzugs auf inländische Dividenden für den ausländischen Anleger möglich ist, hängt von dem zwischen dem Sitzstaat des Anlegers und der Bun­desrepublik Deutschland bestehenden Doppelbe­steuerungsabkommen ab. Eine DBA-Erstattung der Kapitalertragsteuer auf inländische Dividenden erfolgt über das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) in Bonn. 
	Solidaritätszuschlag 
	Auf den bei Ausschüttungen oder Thesaurierungen abzuführenden Steuerabzug ist ein Solidaritätszu­schlag in Höhe von 5,5 Prozent zu erheben. Der Solidaritätszuschlag ist bei der Einkommensteuer und Körperschaftsteuer anrechenbar. 
	Fällt kein Steuerabzug an bzw. erfolgt bei Thesau­rierung die Vergütung des Steuerabzugs – bei­spielsweise bei ausreichendem Freistellungsauftrag, NV-Bescheinigung oder Nachweis der Steueraus­ländereigenschaft –, ist kein Solidaritätszuschlag abzuführen bzw. bei Thesaurierung wird der einbe­haltene Solidaritätszuschlag vergütet. 
	Kirchensteuer 
	Soweit die Einkommensteuer bereits von einer inländischen depotführenden Stelle (Abzugsver­pflichteter) durch den Steuerabzug erhoben wird, kann die darauf entfallende Kirchensteuer nach dem Kirchensteuersatz der Religionsgemeinschaft, der der Kirchensteuerpflichtige angehört, als Zuschlag zum Steuerabzug erhoben werden. Zu diesem 
	Soweit die Einkommensteuer bereits von einer inländischen depotführenden Stelle (Abzugsver­pflichteter) durch den Steuerabzug erhoben wird, kann die darauf entfallende Kirchensteuer nach dem Kirchensteuersatz der Religionsgemeinschaft, der der Kirchensteuerpflichtige angehört, als Zuschlag zum Steuerabzug erhoben werden. Zu diesem 
	Zweck hat der Kirchensteuerpflichtige dem Abzugs­verpflichteten in einem schriftlichen Antrag seine Religionsangehörigkeit zu benennen. Ehegatten haben in dem Antrag im Falle von Gemeinschafts­depots zudem zu erklären, in welchem Verhältnis der auf jeden Ehegatten entfallende Anteil der Kapi­talerträge zu den gesamten Kapitalerträgen der Ehegatten steht, damit die Kirchensteuer entspre­chend diesem Verhältnis aufgeteilt, einbehalten und abgeführt werden kann. Wird kein Aufteilungsver­hältnis angegeben, erfo


	Die Abzugsfähigkeit der Kirchensteuer als Sonder­ausgabe wird bereits beim Steuerabzug mindernd berücksichtigt.  
	 5 Prozent der Veräußerungsgewinne aus Aktien gelten bei Körperschaften als nichtabzugsfähige Betriebsausga­ben und sind somit steuerpflichtig. 
	1


	Sonstige steuerliche Hinweise 
	Sonstige steuerliche Hinweise 
	Ausländische Quellensteuer 
	Auf die ausländischen Erträge des Sondervermö­gens wird teilweise in den Herkunftsländern Quel­lensteuer einbehalten. 
	Die Kapitalanlagegesellschaft kann die anrechenba­re Quellensteuer auf der Ebene des Sondervermö­gens wie Werbungskosten abziehen. In diesem Fall ist die ausländische Quellensteuer auf Anlegerebe­ne weder anrechenbar noch abzugsfähig. 
	Übt die Kapitalanlagegesellschaft ihr Wahlrecht zum Abzug der ausländischen Quellensteuer auf Fonds­ebene nicht aus, dann wird die anrechenbare Quel­lensteuer bereits beim Steuerabzug mindernd be­rücksichtigt. 
	Gesonderte Feststellung, Außenprüfung 
	Die Besteuerungsgrundlagen, die auf Ebene des Sondervermögens ermittelt werden, sind gesondert festzustellen. Hierzu hat die Investmentgesellschaft beim zuständigen Finanzamt eine Feststellungser­klärung abzugeben. Änderungen der Feststellungs­erklärungen z. B. anlässlich einer Außenprüfung (§ 11 Absatz 3 InvStG) der Finanzverwaltung werden für das Geschäftsjahr wirksam, in dem die geänder­te Feststellung unanfechtbar geworden ist. Die steuerliche Zurechnung dieser geänderten Feststel­lung beim Anleger erfo
	Zwischengewinnbesteuerung 
	Zwischengewinne sind die im Verkaufs- oder Rück­gabepreis enthaltenen Entgelte für vereinnahmte oder aufgelaufene Zinsen sowie Gewinne aus der Veräußerung von nicht in § 1 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 
	Zwischengewinne sind die im Verkaufs- oder Rück­gabepreis enthaltenen Entgelte für vereinnahmte oder aufgelaufene Zinsen sowie Gewinne aus der Veräußerung von nicht in § 1 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 
	Buchstaben a) bis f) InvStG genannten Kapitalforde­rungen, die vom Fonds noch nicht ausgeschüttet oder thesauriert und infolgedessen beim Anleger noch nicht steuerpflichtig wurden (etwa Stückzinsen aus festverzinslichen Wertpapieren vergleichbar). Der vom Sondervermögen erwirtschaftete Zwi­schengewinn ist bei Rückgabe oder Verkauf der Anteile durch Steuerinländer einkommensteuer­pflichtig. Der Steuerabzug auf den Zwischengewinn beträgt 25 Prozent (zuzüglich 5,5 Prozent Solidari­tätszuschlag und ggf. Kirchen

	Der bei Erwerb von Anteilen gezahlte Zwischenge­winn kann im Jahr der Zahlung beim Privatanleger einkommensteuerlich als negative Einnahme abge­setzt werden, wenn ein Ertragsausgleichsverfahren durchgeführt wird und sowohl bei der Veröffentli­chung des Zwischengewinns als auch im Rahmen der von den Berufsträgern zu bescheinigenden Steuerdaten hierauf hingewiesen wird. Er wird auch beim Steuerabzug steuermindernd berücksichtigt. Wird der Zwischengewinn nicht veröffentlicht, sind jährlich 6 Prozent des Entgel
	Der bei Erwerb von Anteilen gezahlte Zwischenge­winn kann im Jahr der Zahlung beim Privatanleger einkommensteuerlich als negative Einnahme abge­setzt werden, wenn ein Ertragsausgleichsverfahren durchgeführt wird und sowohl bei der Veröffentli­chung des Zwischengewinns als auch im Rahmen der von den Berufsträgern zu bescheinigenden Steuerdaten hierauf hingewiesen wird. Er wird auch beim Steuerabzug steuermindernd berücksichtigt. Wird der Zwischengewinn nicht veröffentlicht, sind jährlich 6 Prozent des Entgel
	Die Zwischengewinne können regelmäßig auch den Abrechnungen sowie den Erträgnisaufstellungen der Banken entnommen werden. 
	Folgen der Verschmelzung von Sondervermögen 
	In den Fällen Verschmelzung eines inländischen Sondervermögens in ein anderes inländisches Son­dervermögen kommt es weder auf der Ebene der Anleger noch auf der Ebene der beteiligten Sonder­vermögen zu einer Aufdeckung von stillen Reser­ven, d.h. dieser Vorgang ist steuerneutral. DasGleiche gilt für die Übertragung aller Vermögensge­genstände eines inländischen Sondervermögens auf eine inländische Investmentaktiengesellschaft oder ein Teilgesellschaftsvermögen einer inländi­schen Investmentaktiengesellschaf
	Transparente, semitransparente und intransparente Besteuerung 
	Die oben genannten Besteuerungsgrundsätze (sog. transparente Besteuerung) gelten nur, wenn sämtli­che Besteuerungsgrundlagen im Sinne des § 5 
	Die oben genannten Besteuerungsgrundsätze (sog. transparente Besteuerung) gelten nur, wenn sämtli­che Besteuerungsgrundlagen im Sinne des § 5 
	Absatz 1 InvStG bekannt gemacht werden (sog. steuerliche Bekanntmachungspflicht). Dies gilt auch insoweit, als das Sondervermögen Anteile an ande­ren inländischen Sondervermögen und Investmen­taktiengesellschaften, EG-Investmentanteile und ausländische Investmentanteile, die keine EG-Investmentanteile sind, erworben hat (Zielfonds im Sinne des § 10 InvStG) und diese ihren steuerlichen Bekanntmachungspflichten nachkommen. 


	Die Kapitalanlagegesellschaft ist bestrebt, sämtliche Besteuerungsgrundlagen, die ihr zugänglich sind, bekannt zu machen. 
	Die erforderliche Bekanntmachung kann jedoch nicht garantiert werden, soweit das Sondervermö­gen Zielfonds erworben hat und diese ihren steuer­lichen Bekanntmachungspflichten nicht nachkom­men. In diesem Fall werden die Ausschüttungen und der Zwischengewinn des jeweiligen Zielfonds sowie 70 Prozent der Wertsteigerung im letzten Kalenderjahr des jeweiligen Zielfonds (mindestens jedoch 6 Prozent des Rücknahmepreises) als steu­erpflichtiger Ertrag auf der Ebene des Sonderver­mögens angesetzt. 

	EU-Zinsrichtlinie/Zinsinformationsverordnung 
	EU-Zinsrichtlinie/Zinsinformationsverordnung 
	Die Zinsinformationsverordnung (kurz ZIV), mit der die Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003, ABL. EU Nr. L 157 S. 38 umgesetzt wird, soll grenzüberschreitend die effektive Besteuerung von Zinserträgen natürlicher Personen im Gebiet der EU sicherstellen. Mit einigen Drittstaaten (insbesondere mit der Schweiz, Liechtenstein, Channel Islands, Monaco und Andorra) hat die EU Abkommen abge­schlossen, die der EU-Zinsrichtlinie weitgehend entsprechen. Dazu werden grundsätzlich Zinserträ­ge, die eine im 
	Die Zinsinformationsverordnung (kurz ZIV), mit der die Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003, ABL. EU Nr. L 157 S. 38 umgesetzt wird, soll grenzüberschreitend die effektive Besteuerung von Zinserträgen natürlicher Personen im Gebiet der EU sicherstellen. Mit einigen Drittstaaten (insbesondere mit der Schweiz, Liechtenstein, Channel Islands, Monaco und Andorra) hat die EU Abkommen abge­schlossen, die der EU-Zinsrichtlinie weitgehend entsprechen. Dazu werden grundsätzlich Zinserträ­ge, die eine im 
	steuererklärung anrechnen lassen kann. Alternativ hat der Privatanleger die Möglichkeit, sich vom Steuerabzug im Ausland befreien zu lassen, indem er eine Ermächtigung zur freiwilligen Offenlegung seiner Zinserträge gegenüber der ausländischen Bank abgibt, die es dem Institut gestattet, auf den Steuerabzug zu verzichten und stattdessen die Erträge an die gesetzlich vorgegebenen Finanzbe­hörden zu melden. 

	Nach der ZIV ist von der Kapitalanlagegesellschaft für jeden in– und ausländischen Fonds anzugeben, ob er der ZIV unterliegt (in scope) oder nicht (out of scope). Für diese Beurteilung enthält die ZIV zwei wesentliche Anlagegrenzen. Wenn das Vermögen eines Fonds aus höchstens 15 Prozent Forderun­gen im Sinne der ZIV besteht, haben die Zahlstel­len, die letztendlich auf die von der Kapitalanlage­gesellschaft gemeldeten Daten zurückgreifen, keine Meldungen an das Bundeszentralamt für Steuern zuversenden. Anso
	Nach der ZIV ist von der Kapitalanlagegesellschaft für jeden in– und ausländischen Fonds anzugeben, ob er der ZIV unterliegt (in scope) oder nicht (out of scope). Für diese Beurteilung enthält die ZIV zwei wesentliche Anlagegrenzen. Wenn das Vermögen eines Fonds aus höchstens 15 Prozent Forderun­gen im Sinne der ZIV besteht, haben die Zahlstel­len, die letztendlich auf die von der Kapitalanlage­gesellschaft gemeldeten Daten zurückgreifen, keine Meldungen an das Bundeszentralamt für Steuern zuversenden. Anso
	Hinweis: Die steuerlichen Ausführungen gehen von der derzeit bekannten Rechtslage aus. Sie richten sich an in Deutschland unbeschränkt einkom­mensteuerpflichtige oder unbeschränkt körper­schaftsteuerpflichtige Personen. Es kann jedoch keine Gewähr dafür übernommen werden, dass sich die steuerliche Beurteilung durch Gesetz­gebung, Rechtsprechung oder Erlasse der Fi­nanzverwaltung nicht ändert. 


	Jahres- und Halbjahresberichte / Abschlussprü­fer 
	Jahres- und Halbjahresberichte / Abschlussprü­fer 
	Jahres- und Halbjahresberichte / Abschlussprü­fer 
	Die Jahres- und Halbjahresberichte sind bei der Gesellschaft und der Depotbank erhältlich. 
	Mit der Prüfung des Sondervermögens und des Jahresberichtes ist die KPMG AG Wirtschaftsprü­fungsgesellschaft, Frankfurt am Main, beauftragt. 

	Portfolioberater 
	Portfolioberater 
	Die Gesellschaft wird bei der Anlageentscheidung durch die Neunorm Finance AG, Dufourstr. 181, CH-8008 Zürich beraten. 


	Zahlungen an die Anteilinhaber/Verbreitung der Berichte und sonstige Informationen 
	Zahlungen an die Anteilinhaber/Verbreitung der Berichte und sonstige Informationen 
	Durch die Beauftragung der Depotbank ist sicher­gestellt, dass dem Anleger die Thesaurierungen gutgeschrieben werden und dass Anteile zu­rückgenommen werden. Die in diesem Verkaufs­prospekt erwähnten Anlegerinformationen können auf dem unter „Grundlagen“ angegebenen Wege bezogen werden. Darüber hinaus sind diese Unter­lagen auch bei der Depotbank und der Vertriebsge­sellschaft zu erhalten. 

	Weitere Sondervermögen, die von der Gesell­schaft verwaltet werden 
	Weitere Sondervermögen, die von der Gesell­schaft verwaltet werden 
	Von der Gesellschaft werden noch folgende andere Publikums-Sondervermögen verwaltet, die nicht Inhalt dieses Verkaufsprospekts sind: 
	Name des Sondervermögens  ISIN 
	Accellerate V 
	Accellerate V 
	Accellerate V 
	DE000A0DPZE9 

	BHF-BANK Schweiz – Aktien Weltweit 
	BHF-BANK Schweiz – Aktien Weltweit 
	DE000A0YAEG7 

	BFS-Invesco EuroMIX 
	BFS-Invesco EuroMIX 
	DE0005318893 

	Castell VV Ausgewogen 
	Castell VV Ausgewogen 
	DE000A1JSWM8 

	Castell VV Defensiv 
	Castell VV Defensiv 
	DE000A1JSWL0 

	Da Vinci Strategie UI Fonds 
	Da Vinci Strategie UI Fonds 
	DE000A0RE964 

	DBC Basic Return 
	DBC Basic Return 
	DE000A0M6MR6 

	DBC Dynamic Return 
	DBC Dynamic Return 
	DE000A0M6MS4 

	DBC Opportunity 
	DBC Opportunity 
	DE000A0NJGR3 

	Die Fondsionäre - Global Invest 
	Die Fondsionäre - Global Invest 
	DE000A0MRAB5 

	ETF-Strategie Global Control II 
	ETF-Strategie Global Control II 
	DE000A1CXUY2 

	Euroland Protect Io 
	Euroland Protect Io 
	DE0004156328 

	FMG Flexible Strategy Fund 
	FMG Flexible Strategy Fund 
	DE000A0YAEH5 

	Fonds für Stiftungen Invesco 
	Fonds für Stiftungen Invesco 
	DE0008023565 

	Frankfurter Aktienfonds für Stiftungen A 
	Frankfurter Aktienfonds für Stiftungen A 
	DE000A1JSWP1 

	Frankfurter Aktienfonds für Stiftungen T 
	Frankfurter Aktienfonds für Stiftungen T 
	DE000A0M8HD2 

	Global Challengers FT 
	Global Challengers FT 
	DE000A0NEBP9 

	H1 Flexible Top Select 
	H1 Flexible Top Select 
	DE000A1CXUZ9 

	Invesco Europa Core Aktien­fonds 
	Invesco Europa Core Aktien­fonds 
	DE0008470337 

	Invesco Global Dynamik Fonds 
	Invesco Global Dynamik Fonds 
	DE0008470469 

	Invesco Umwelt und Nach­haltigkeits Fonds 
	Invesco Umwelt und Nach­haltigkeits Fonds 
	DE0008470477 

	Invesco Passiv Plus Aktien Euro F 
	Invesco Passiv Plus Aktien Euro F 
	DE000A1JSWS5 

	Invesco Passiv Plus Aktien Global F 
	Invesco Passiv Plus Aktien Global F 
	DE000A1JSWT3 

	KB Vermögensverwal­tungsfonds 
	KB Vermögensverwal­tungsfonds 
	DE000A1CXUT2 

	LAGOS 
	LAGOS 
	DE000A0RKY03 

	Mauselus
	Mauselus
	 DE000A0DPZF6 

	Mercedes-Benz Bank In­vesco Zuwachs 
	Mercedes-Benz Bank In­vesco Zuwachs 
	DE0002160066 

	MONDEOR Capital Bond Fund 
	MONDEOR Capital Bond Fund 
	DE000A1CXUW6 

	Seite 32 von 47 
	Seite 32 von 47 


	MPF Abakus 
	MPF Abakus 
	MPF Abakus 
	DE000A0RKY60 

	MPF Allegro 
	MPF Allegro 
	DE000A0M8HA8 

	MPF Andante 
	MPF Andante 
	DE000A0RKY11 

	MPF Athene 
	MPF Athene 
	DE000A0M6MX4 

	MPF Dynamic 
	MPF Dynamic 
	DE000A1CXUX4 

	MPF Hera 
	MPF Hera 
	DE000A1JSWN6 

	MPF Herkules 
	MPF Herkules 
	DE000A0RKY29 

	MPF Orthos 
	MPF Orthos 
	DE000A0M8G91 

	MPF Protection 
	MPF Protection 
	DE000A1CXU16 

	MPF True Value 
	MPF True Value 
	DE000A0M8HB6 

	MPF Value Invest 
	MPF Value Invest 
	DE000A0NJGT9 

	MPF Waterville 
	MPF Waterville 
	DE000A0M8HC4 

	Multi Asset Comfort 
	Multi Asset Comfort 
	DE000A0RKY45 

	NEXUS GLOBAL OPPOR­TUNITIES 
	NEXUS GLOBAL OPPOR­TUNITIES 
	DE000A0YAEK9 

	nordIX Renten plus 
	nordIX Renten plus 
	DE000A0YAEJ1 

	Postbank Balanced 
	Postbank Balanced 
	DE0008006263 

	Postbank Europa 
	Postbank Europa 
	DE0009770289 

	Postbank Eurorent 
	Postbank Eurorent 
	DE0008006255 

	Postbank Megatrend 
	Postbank Megatrend 
	DE0005317374 

	Postbank Protect 2013 D 
	Postbank Protect 2013 D 
	DE000A0DPZA7 

	Postbank Triselect 
	Postbank Triselect 
	DE0009770370 

	Premium Select Optistyle Funds 
	Premium Select Optistyle Funds 
	DE000A0NJGM4 

	Quants Multistrategy 
	Quants Multistrategy 
	DE000A0RKY52 

	SPF MG Alpha Plus UI 
	SPF MG Alpha Plus UI 
	DE000A0YKM08 

	Strategie H&H 
	Strategie H&H 
	DE000A0M6MU0 

	Strategie Welt Secur 
	Strategie Welt Secur 
	DE000A0DPZH2 

	Strategie Welt Select 
	Strategie Welt Select 
	DE000A0DPZG4 

	Vermögensrefugium
	Vermögensrefugium
	 DE000A1CXU08 

	Vermögensstrategie FT 
	Vermögensstrategie FT 
	DE000A0NEBN4 

	Vermögensverwaltung Dy­namic Value 
	Vermögensverwaltung Dy­namic Value 
	DE000A0M6MV8 

	Vermögensverwaltung Global Dynamic 
	Vermögensverwaltung Global Dynamic 
	DE000A0RKY78 

	Vermögensverwaltung Sys­tematic Return 
	Vermögensverwaltung Sys­tematic Return 
	DE000A0M6MW6 

	VJ Global 
	VJ Global 
	DE000A0M8HJ9 

	Wachstum Global I 
	Wachstum Global I 
	DE000A0NJGU7 


	Hinzu kommen 23 Spezial-Sondervermögen. 
	Hinzu kommen 23 Spezial-Sondervermögen. 


	Belehrung über das Recht des Käufers zum Widerruf nach § 126 InvG (Haustürgeschäfte) 
	Belehrung über das Recht des Käufers zum Widerruf nach § 126 InvG (Haustürgeschäfte) 
	1.
	1.
	1.
	 Ist der Käufer von Anteilen durch mündliche Ver­handlungen außerhalb der ständigen Geschäfts­räume desjenigen, der die Anteile verkauft oder den Verkauf vermittelt hat, dazu bestimmt worden, eine auf den Kauf gerichtete Willenserklärung abzuge­ben, so ist er an diese Erklärung nur gebunden, wenn er sie nicht der Kapitalanlagegesellschaft gegenüber binnen einer Frist von zwei Wochen schriftlich widerruft; dies gilt auch dann, wenn derje­nige, der die Anteile verkauft oder den Verkauf vermittelt, keine ständ

	2.
	2.
	 Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung der Widerrufserklärung. Die Wider­rufsfrist beginnt erst zu laufen, wenn die Durch­schrift des Antrags auf Vertragsabschluss dem Käufer ausgehändigt oder ihm eine Kaufabrechnung übersandt worden ist und darin eine Belehrung über das Widerrufsrecht enthalten ist, die den Anforde­rungen des § 355 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit § 360 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ge­nügt. Ist streitig, ob oder zu welchem Zeitpunkt die Durchschrift des Antrags 

	3.
	3.
	 Das Recht zum Widerruf besteht nicht, wenn der Verkäufer nachweist, dass 


	-
	-
	-
	 der Käufer die Anteile im Rahmen seines  Gewer­bebetriebes erworben hat oder  

	-
	-
	 er den Käufer zu den Verhandlungen, die zum Verkauf der Anteile geführt haben, aufgrund vorher­gehender Bestellung gemäß § 55 Absatz 1 der Gewerbeordnung aufgesucht hat. 


	4.
	4.
	4.
	 Ist der Widerruf erfolgt und hat der Käufer bereits Zahlungen geleistet, so ist die Kapitalanlagegesell­schaft verpflichtet, dem Käufer, gegebenenfalls Zug um Zug gegen Rückübertragung der erworbenen Anteile, die bezahlten Kosten und einen Betrag auszuzahlen, der dem Wert der bezahlten Anteile am Tage nach dem Eingang der Widerrufserklärung entspricht. 

	5.
	5.
	 Auf das Recht zum Widerruf kann nicht verzichtet werden.   

	6.
	6.
	 Die Maßgaben der Absätze 1 bis 5 gelten ent­sprechend für den Verkauf der Anteile durch den Anleger.  



	Allgemeine Vertragsbedingungen 
	Allgemeine Vertragsbedingungen 
	Allgemeine Vertragsbedingungen 
	Allgemeine Vertragsbedingungen zur Regelung des Rechtsverhältnisses zwischen den Anlegern und der BNY Mellon Service Kapitalanlage-Gesellschaft mbH, Frankfurt am Main (nachste­hend „Gesellschaft“ genannt) für die von der Gesell­schaft verwalteten richtlinienkonformen Sonderver­mögen, die nur in Verbindung mit den für das jewei­lige Sondervermögen aufgestellten „Besonderen Vertragsbedingungen“ gelten. 

	§ 1 Grundlagen 
	§ 1 Grundlagen 
	1.
	1.
	1.
	 Die Gesellschaft ist eine. Kapitalanlagegesell­schaft und unterliegt den Vorschriften des In­vestmentgesetzes (InvG). 

	2.
	2.
	 Die Kapitalanlagegesellschaft legt das bei ihr eingelegte Geld im eigenen Namen für gemein­schaftliche Rechnung der Anleger nach dem Grundsatz der Risikomischung in den nach dem InvG zugelassenen Vermögensgegenständen gesondert vom eigenen Vermögen in Form vonSondervermögen an. Über die sich hieraus er­gebenden Rechte der Anleger werden Urkunden (Anteilscheine) ausgestellt. 

	3.
	3.
	 Das Rechtsverhältnis zwischen Kapitalanlagege­sellschaft und dem Anleger richtet sich nach diesen Vertragsbedingungen und dem InvG. 



	§ 2 Depotbank 
	§ 2 Depotbank 
	1.
	1.
	1.
	 Die Gesellschaft bestellt. ein Kreditinstitut als Depotbank; die Depotbank handelt unabhängig von der Gesellschaft und ausschließlich im Inte­resse der Anleger. 

	2.
	2.
	 Der Depotbank obliegen die nach dem InvG und diesen Vertragsbedingungen vorgeschriebenen Aufgaben.  




	§ 3 Fondsverwaltung 
	§ 3 Fondsverwaltung 
	§ 3 Fondsverwaltung 
	1.
	1.
	1.
	 Die Gesellschaft erwirbt und verwaltet die Ver­mögensgegenstände im eigenen Namen für ge­meinschaftliche Rechnung der Anleger mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes. Sie handelt bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unabhängig von der Depotbank und ausschließ­lich im Interesse der Anleger und der Integrität des Marktes. 

	2.
	2.
	 Die Gesellschaft ist berechtigt, mit dem von den Anlegern eingelegten Geld die Vermögensge­


	genstände zu erwerben, diese wieder zu veräu­ßern und den Erlös anderweitig anzulegen; sie ist ferner ermächtigt, alle sich aus der Verwal­tung der Vermögensgegenstände ergebenden sonstigen Rechtshandlungen vorzunehmen. 

	3. Die .Gesellschaft darf für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger weder Gelddarlehen ge­währen noch Verpflichtungen aus einem Bürg­schafts- oder einem Garantievertrag eingehen; sie darf keine Vermögensgegenstände nach Maßgabe der §§ 47, 48 und 50 InvG verkaufen, die im Zeitpunkt des Geschäftsabschlusses nicht zum Sondervermögen gehören. § 51 InvG bleibt unberührt. 

	§ 4 Anlagegrundsätze 
	§ 4 Anlagegrundsätze 
	Die Gesellschaft soll für das Sondervermögen nur solche Vermögensgegenstände erwerben, die Er­trag und/oder Wachstum erwarten lassen. Sie be­stimmt in den Vertragsbestimmungen, welche Ver­mögensgegenstände für das Sondervermögen erworben werden dürfen. 

	§ 5 Wertpapiere 
	§ 5 Wertpapiere 
	Sofern die „Besonderen Vertragsbedingungen“ keine weiteren Einschränkungen vorsehen, darf die Gesellschaft vorbehaltlich des § 52 InvG Wertpapie­re nur erwerben, wenn 
	a) sie an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Ver­tragsstaat des Abkommens über den Europäi­schen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder dort an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 
	b) sie ausschließlich an einer Börse außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Ab­kommens über den Europäischen Wirtschafts­raum zum Handel zugelassen oder dort an ei­nem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, sofern die Wahl dieser Börse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesanstalt für Finanzdienstleis­tungsaufsicht (Bundesanstalt) zugelassen ist3, 
	c) ihre Zulassung an einer Börse in einem Mitglied­staat der Europäischen Union oder in einem an­
	epage der Bun­
	3
	 Die Börsenliste wird auf der Hom
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	desanstalt veröffentlicht. www.bafin.de 

	deren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel oder ihre Zulassung an einem organisierten Markt o­der ihre Einbeziehung in diesen in einem Mit­gliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum nach den Ausgabebedingungen zu beantragen ist, sofern die Zulassung oder Einbeziehung dieser Wert­papiere innerhalb eines Jahres nach ihrer Aus­gabe erfolgt, 
	deren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel oder ihre Zulassung an einem organisierten Markt o­der ihre Einbeziehung in diesen in einem Mit­gliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum nach den Ausgabebedingungen zu beantragen ist, sofern die Zulassung oder Einbeziehung dieser Wert­papiere innerhalb eines Jahres nach ihrer Aus­gabe erfolgt, 
	d) ihre Zulassung an einer Börse zum Handel oder ihre Zulassung an einem organisierten Markt o­der die Einbeziehung in diesen außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Ab­kommens über den Europäischen Wirtschafts­raum nach den Ausgabebedingungen zu bean­tragen ist, sofern die Wahl dieser Börse oder die­ses organisierten Marktes von der Bundesanstalt zugelassen ist und die Zulassung oder Einbezie­hung dieser Wertpapiere innerhalb eines Jahres nach ihr
	e) es Aktien sind, die dem Sondervermögen bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln zustehen, 
	f) .sie in Ausübung von Bezugsrechten, die zum Sondervermögen gehören, erworben wurden, 
	g) sie Anteile an geschlossenen Fonds sind, die die in § 47 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 InvG genannten Krite­rien erfüllen,  
	h) es Finanzinstrumente sind, die die in § 47 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 InvG genannten Kriterien erfüllen. Der Erwerb von Wertpapieren nach Satz 1 Buch­staben a) bis d) darf nur erfolgen, wenn zusätz­lich die Voraussetzungen des § 47 Abs.1 Satz 2 InvG erfüllt sind. 


	§ 6 Geldmarktinstrumente 
	§ 6 Geldmarktinstrumente 
	§ 6 Geldmarktinstrumente 

	1. Sofern. die „Besonderen Vertragsbedingungen“ keine weiteren Einschränkungen vorsehen, darf die Gesellschaft vorbehaltlich des § 52 InvG für Rechnung des Sondervermögens Instrumente, die üblicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werden, sowie verzinsliche Wertpapiere, die zum Zeitpunkt ihres Erwerbs für das Sondervermö­gen eine restliche Laufzeit von höchstens 397 Tagen haben, deren Verzinsung nach den Aus­gabebedingungen während ihrer gesamten Laufzeit regelmäßig, mindestens aber einmal in 397 Tagen, mar
	a) .an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Eu­ropäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder dort an einem anderen or­ganisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 
	a) .an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Eu­ropäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder dort an einem anderen or­ganisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 
	b) ausschließlich an einer Börse außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder außerhalb der anderen Vertragsstaa­ten des Abkommens über den Europäi­schen Wirtschaftsraum zum Handel zuge­lassen oder dort an einem anderen organi­sierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, sofern die Wahl dieser Börse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesanstalt zugelassen ist4, 
	c) .von den Europäischen Gemeinschaften, dem Bund, einem Sondervermögen des Bundes, einem Land, einem anderen Mit­gliedstaat oder einer anderen zentralstaatli­chen, regionalen oder lokalen Gebietskör­perschaft oder der Zentralbank eines Mit­gliedstaates der Europäischen Union, der Europäischen Zentralbank oder der Europä­ischen Investitionsbank, einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, ei­nem Gliedstaat dieses Bundesstaates oder von einer internationalen öffentlich­rechtlichen Einrichtung, 
	d) .von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wertpapiere auf den unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten Märkten gehandelt werden, 
	e) .von einem Kreditinstitut, das nach dem Eu­ropäischen Gemeinschaftsrecht festgeleg­ten Kriterien einer Aufsicht unterstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbe­stimmungen, die nach Auffassung der Bun­desanstalt denjenigen des Europäischen Gemeinschaftsrechts gleichwertig sind, un­terliegt und diese einhält, begeben oder ga­rantiert werden, oder 
	f) .von anderen Emittenten begeben werden und den Anforderungen des § 48 Abs.1 Satz 1 Nr.6 InvG entsprechen.  

	2. .Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 dürfen nur erworben werden, wenn sie die je­weiligen Voraussetzungen des § 48 Abs. 2 und 3 InvG erfüllen. 
	 siehe Fußnote 1 
	4

	§ 7 Bankguthaben 
	§ 7 Bankguthaben 
	Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonderver­mögens Bankguthaben halten, die eine Laufzeit von höchstens zwölf Monaten haben. Die auf Sperrkon­ten zu führenden Guthaben können bei einem Kre­ditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europä­ischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts­raum unterhalten werden; die Guthaben können auch bei einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Dritt­staat, dessen Aufsichtsbestimmungen nach Auffas­sung der Bundesanstalt
	§ 8 Investmentanteile 
	1.
	1.
	1.
	 Sofern in. den „Besonderen Vertragsbedingun­gen“ nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft für Rechnung eines Sondervermö­gens Anteile an inländischen richtlinienkonfor­men Sondervermögen und Investmentaktienge­sellschaften sowie EU-Investmentanteile im Sin­ne des InvG erwerben. Anteile an anderen in­ländischen Sondervermögen und Investmentak­tiengesellschaften sowie ausländische Invest­mentanteile, die keine EU-Investmentanteile sind, können erworben werden, sofern sie die Anforderungen des

	2.
	2.
	 Anteile .an inländischen Sondervermögen und Investmentaktiengesellschaften, EU-Investmentanteile und ausländische Investmen­tanteile darf die Gesellschaft nur erwerben, wenn nach den Vertragsbedingungen oder der Satzung der Kapitalanlagegesellschaft, der In­vestmentaktiengesellschaft oder der ausländi­schen Investmentgesellschaft insgesamt höchs­tens 10 Prozent des Wertes ihres Vermögens in Anteilen an anderen inländischen Sondervermö­gen, Investmentaktiengesellschaften oder aus­ländischen Investmentvermög


	§ 9 Derivate 
	1. Sofern in. den „Besonderen Vertragsbedingun­gen“ nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft im Rahmen der Verwaltung des Sondervermögens Derivate gemäß § 51 Abs. 1 Satz 1 InvG und Finanzinstrumente mit derivati­ver Komponente gemäß § 51 Abs. 1 Satz 2 InvG einsetzen. Sie darf – der Art und dem Umfang der eingesetzten Derivate und Finanzinstrumen­te mit derivativer Komponente entsprechend ­zur Ermittlung der Auslastung der nach § 51 
	1. Sofern in. den „Besonderen Vertragsbedingun­gen“ nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft im Rahmen der Verwaltung des Sondervermögens Derivate gemäß § 51 Abs. 1 Satz 1 InvG und Finanzinstrumente mit derivati­ver Komponente gemäß § 51 Abs. 1 Satz 2 InvG einsetzen. Sie darf – der Art und dem Umfang der eingesetzten Derivate und Finanzinstrumen­te mit derivativer Komponente entsprechend ­zur Ermittlung der Auslastung der nach § 51 
	Abs. 2 InvG festgesetzte Marktrisikogrenze für den Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumen­ten mit derivativer Komponente entweder den einfachen oder den qualifizierten Ansatz im Sin­ne der gemäß § 51 Abs. 3 InvG erlassenen Rechtsverordnung über Risikomanagement und Risikomessung in Sondervermögen (DerivateV) nutzen; das Nähere regelt der Verkaufsprospekt. 


	2. Sofern die. Gesellschaft den einfachen Ansatz nutzt, darf sie regelmäßig nur Grundformen von Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente oder Kombinationen aus diesen Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente oder Kombinationen aus gemäß § 51 Abs. 1 Satz 1 InvG zulässigen Basiswerten im Sondervermögen einsetzen. Komplexe Deri­vate aus gemäß § 51 Abs. 1 Satz 1 InvG zuläs­sigen Basiswerten dürfen nur zu einem vernach­lässigbaren Anteil eingesetzt werden. Der nach Maßgabe von § 1
	Grundformen von Derivaten sind: 
	a) .Terminkontrakte auf die Basiswerte nach § 51 Abs.1 InvG mit der Ausnahme von In­vestmentanteilen nach § 50 InvG; 
	a) .Terminkontrakte auf die Basiswerte nach § 51 Abs.1 InvG mit der Ausnahme von In­vestmentanteilen nach § 50 InvG; 
	b) Optionen oder Optionsscheine auf die Ba­siswerte nach § 51 Abs.1 InvG mit der Aus­nahme von Investmentanteilen nach § 50 InvG und auf Terminkontrakte nach Buch­stabe a), wenn sie die folgenden Eigen­schaften aufweisen: 
	aa) eine Ausübung ist entweder während der gesamten Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit möglich und 
	bb) der Optionswert hängt zum Ausübungs­zeitpunkt linear von der positiven oder negativen Differenz zwischen Basispreis und Marktpreis des Basiswerts ab und wird null, wenn die Differenz das andere Vorzeichen hat; 
	c) .Zinsswaps, Währungsswaps oder Zins-Währungsswaps; 
	d) Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), so-fern sie die in Buchstabe b) unter Buchsta­ben aa) und bb) beschriebenen Eigenschaf­ten aufweisen (Swaptions); 
	e) .Credit Default Swaps sofern, sie ausschließ­lich und nachvollziehbar der Absicherung des Kreditrisikos von genau zuordenbaren Vermögensgegenständen des Sonderver­mögens dienen. 
	3.
	3.
	3.
	3.
	 Sofern die Gesellschaft den qualifizierten Ansatz nutzt, darf sie – vorbehaltlich eines geeigneten Risikomanagementsystems - in jegliche Finan­zinstrumente mit derivativer Komponente oder Derivate investieren, die von einem gemäß § 51 Abs. 1 Satz1 InvG zulässigen Basiswert abgelei­tet sind. 

	Hierbei darf der dem Sondervermögen zuzuord­nende potenzielle Risikobetrag für das Marktrisi­ko ("Risikobetrag") zu keinem Zeitpunkt das Zweifache des potenziellen Risikobetrags für das Marktrisiko des zugehörigen Vergleichsvermö­gens gemäß § 9 der DerivateV übersteigen. Al­ternativ darf der Risikobetrag zu keinem Zeit­punkt 20 Prozent des Wertes des Sonderver­mögens übersteigen. 

	4. 
	4. 
	Unter keinen .Umständen darf die Gesellschaft bei diesen Geschäften von den in den „Allge­meinen und Besonderen Vertragsbedingungen“ oder in dem Verkaufsprospekt genannten Anla­gegrundsätzen und -grenzen abweichen. 

	5.
	5.
	 Die Gesellschaft wird Derivate und Finanzinstru­mente mit derivativer Komponente zum Zwecke der Absicherung, der effizienten Portfoliosteue­rung und der Erzielung von Zusatzerträgen ein­setzen, wenn und soweit sie dies im Interesse der Anleger für geboten hält. 

	6. 
	6. 
	Bei der Ermittlung der Marktrisikogrenze für den Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente darf die Gesellschaft jederzeit vom einfachen zum qualifizierten An­satz gemäß § 7 der DerivateV wechseln. Der Wechsel zum qualifizierten Ansatz bedarf nicht der Genehmigung durch die Bundesanstalt, die Gesellschaft hat den Wechsel jedoch unverzüg­lich der Bundesanstalt anzuzeigen und im nächstfolgenden Halbjahres- oder Jahresbericht bekannt zu machen. 

	7.
	7.
	 Beim Einsatz von .Derivaten und Finanzinstru­menten mit derivativer Komponente wird die Ge­sellschaft die DerivateV beachten. 


	§ 10 Sonstige Anlageinstrumente 
	Sofern in den „Besonderen Vertragsbedingungen“ nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesell­schaft für Rechnung eines Sondervermögens bis zu 10 Prozent des Wertes des Sondervermögens Sonstige Anlageinstrumente gemäß § 52 InvG er­werben. 
	§ 11 Ausstellergrenzen und Anlagegrenzen 
	1. Bei der Verwaltung hat die Gesellschaft die im InvG, der DerivateV und die in den Vertragsbe­
	1. Bei der Verwaltung hat die Gesellschaft die im InvG, der DerivateV und die in den Vertragsbe­
	dingungen festgelegten Grenzen und Beschrän­kungen zu beachten. 


	2.
	2.
	2.
	 Im Einzelfall .dürfen Wertpapiere und Geld­marktinstrumente einschließlich der in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktin­strumente desselben Ausstellers (Schuldners) über den Wertanteil von 5 Prozent hinaus bis zu 10 Prozent des Sondervermögens erworben werden; dabei darf der Gesamtwert der Wertpa­piere und Geldmarktinstrumente dieser Ausstel­ler (Schuldner) 40 Prozent des Sondervermö­gens nicht übersteigen. 

	3. 
	3. 
	Die Gesellschaft darf in solche Schuldverschrei­bungen, Schuldscheindarlehen und Geld­marktinstrumente, die vom Bund, einem Land, den Europäischen Gemeinschaften, einem Mit­gliedstaat der Europäischen Union oder seinen Gebietskörperschaften, einem anderen Ver­tragsstaat des Abkommens über den Europäi­schen Wirtschaftsraum, einem Drittstaat oder von einer internationalen Organisation, der min­destens ein Mitgliedstaat der Europäischen Uni­on angehört, ausgegeben oder garantiert worden sind, jeweils bis zu 35

	4. 
	4. 
	Die Grenze in Absatz 3 Satz 1 darf für Wertpa­piere und Geldmarktinstrumente desselben Aus­stellers nach Maßgabe von § 60 Absatz 2 Satz 1 InvG überschritten werden, sofern die „Besonde­ren Vertragsbedingungen“ dies unter Angabe der Aussteller vorsehen. In diesen Fällen müssen die für Rechnung des Sondervermögens gehal­tenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente aus mindestens sechs verschiedenen Emissio­nen stammen, wobei nicht mehr als 30 Prozent 


	des Sondervermögens in einer Emission gehal­ten werden dürfen. 
	des Sondervermögens in einer Emission gehal­ten werden dürfen. 
	5. 
	5. 
	5. 
	Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 Prozent des Wertes des Sondervermögens in Bankguthaben im Sinne des § 49 InvG bei je einem Kreditinsti­tut anlegen. 

	6. 
	6. 
	6. 
	Die Gesellschaft hat sicherzustellen, dass eine Kombination aus: 

	a. .
	a. .
	a. .
	von ein und derselben Einrichtung begebe­nen Wertpapieren oder Geldmarktinstrumen­ten, 

	b. .
	b. .
	Einlagen bei dieser Einrichtung, 

	c. .
	c. .
	Anrechnungsbeträgen für das Kontrahenten­risiko der mit dieser Einrichtung eingegange­nen Geschäfte, 20 Prozent des Wertes des jeweiligen Sondervermögens nicht übersteigt. Satz 1 gilt für die in Absatz 3 genannten Emit­tenten und Garantiegeber mit der Maßgabe, dass die Gesellschaft sicherzustellen hat, dass eine Kombination der in Satz 1 genann­ten Vermögensgegenstände und Anrech­nungsbeträge 35 Prozent des Wertes des je­weiligen Sondervermögens nicht übersteigt. Die jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben in 



	7. 
	7. 
	Die in Absatz 3 genannten Schuldverschreibun­gen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktin­strumente werden bei der Anwendung der in Ab­satz 2 genannten Grenzen von 40 Prozent nicht berücksichtigt. Die in den Absätzen 2 und 3 und Absätzen 5 bis 6 genannten Grenzen dürfen ab­weichend von der Regelung in Absatz 6 nicht kumuliert werden. 

	8. 
	8. 
	Die Gesellschaft darf in Anteilen an einem einzi­gen Investmentvermögen nach Maßgabe des § 8 Abs. 1 nur bis zu 20 Prozent des Wertes des Sondervermögens anlegen. In Anteilen an In­vestmentvermögen nach Maßgabe des § 8 Ab­satz 1 Satz 2 darf die Gesellschaft insgesamt nur bis zu 30 Prozent des Wertes des Sonderver­mögens anlegen. Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sondervermögens nicht mehr als 25 Prozent der ausgegebenen Anteile eines an­deren inländischen oder ausländischen Invest­mentvermögens erwerben


	§ 12 Verschmelzung 
	1. Die Gesellschaft darf nach Maßgabe des Para­graphen 2 Absatz 25 InvG 
	a) sämtliche Vermögensgegenstände und Ver­bindlichkeiten dieses Sondervermögens auf ein anderes oder ein neues, dadurch ge­
	a) sämtliche Vermögensgegenstände und Ver­bindlichkeiten dieses Sondervermögens auf ein anderes oder ein neues, dadurch ge­
	gründetes inländisches Investmentvermögen übertragen;  

	b) .sämtliche Vermögensgegenstände und Ver­bindlichkeiten eines anderen inländischen In­vestmentvermögens in dieses Sondervermö­gen aufnehmen;  
	c) .sämtliche Vermögensgegenstände und Ver­bindlichkeiten eines anderen EU-Investmentvermögens in dieses Sonderver­mögen aufnehmen; 
	d) .sämtliche Vermögensgegenstände und Ver­bindlichkeiten dieses Sondervermögens auf ein anderes oder ein neues, dadurch ge­gründetes EU-Investmentvermögen übertra­gen. 

	2. 
	2. 
	2. 
	Die Verschmelzung bedarf .der Genehmigung der jeweils zuständigen Aufsichtsbehörde. Die Einzelheiten des Verfahrens ergeben sich aus den Paragraphen 40 bis 40h InvG. 

	3.
	3.
	 Verschmelzungen .eines EU-Investmentvermögens auf das Sondervermögen können darüber hinaus gemäß den Vorgaben des Artikels 2 Abs. 1 Buchstabe p Ziffer iii der Richtlinie 2009/65/EG erfolgen. 


	§ 13 Darlehen 
	1. 
	1. 
	1. 
	Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonder­vermögens einem Wertpapier-Darlehensnehmer gegen ein marktgerechtes Entgelt nach Übertra­gung ausreichender Sicherheiten ein Wertpa­pier-Darlehen auf unbestimmte oder bestimmte Zeit insoweit gewähren, als der Kurswert der zu übertragenden Wertpapiere zusammen mit dem Kurswert der für Rechnung des Sondervermö­gens demselben Wertpapier-Darlehensnehmer bereits als Wertpapier-Darlehen übertragene Wertpapiere 10 Prozent des Wertes des Son­dervermögens nicht übersteig

	2. 
	2. 
	Wird die Sicherheit für die übertragenen Wertpa­piere vom Wertpapier-Darlehensnehmer in Gut­haben erbracht, darf die Gesellschaft von der Möglichkeit Gebrauch machen, diese Guthaben in Geldmarktinstrumente im Sinne des § 48 InvG in der Währung des Guthabens anzulegen; die Anlage in Geldmarktinstrumenten in der Wäh­rung des Guthabens kann auch im Wege des Pensionsgeschäfts gemäß § 57 InvG erfolgen. Die Erträge aus der Anlage der Sicherheiten stehen dem Sondervermögen zu. 


	3. 
	3. 
	3. 
	3. 
	Die Gesellschaft kann sich auch eines von einer Wertpapiersammelbank oder von einem anderen in den „Besonderen Vertragsbedingungen“ ge­nannten Unternehmen, dessen Unternehmens­gegenstand die Abwicklung von grenzüber­schreitenden Effektengeschäften für andere ist, organisierten Systems zur Vermittlung und Ab­wicklung der Wertpapier-Darlehen bedienen, welches von den Anforderungen der §§ 54 und 55 InvG abweicht, wenn durch die Bedingungen dieses Systems die Wahrung der Interessen der Anleger gewährleistet ist

	4.
	4.
	 Sofern in. den „Besonderen Vertragsbedingun­gen“ nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die Gesellschaft Wertpapier-Darlehen auch in Bezug auf Geldmarktinstrumente und Investmentanteile gewähren sofern diese Vermögensgegenstände für das Sondervermögen erwerbbar sind. Die Regelungen des § 13 gelten hierfür sinngemäß. 


	§ 14 Pensionsgeschäfte 
	1. 
	1. 
	1. 
	Die Gesellschaft darf für Rechnung des Sonder­vermögens Wertpapier-Pensionsgeschäfte im Sinne von § 340b Abs. 2 Handelsgesetzbuch gegen Entgelt mit Kreditinstituten oder Finanz­dienstleistungsinstituten abschließen. 

	2. 
	2. 
	Die .Pensionsgeschäfte müssen Wertpapiere zum Gegenstand haben, die nach den Vertrags­bedingungen für das Sondervermögen erworben werden dürfen. 

	3.
	3.
	 Die Pensionsgeschäfte dürfen höchstens eine Laufzeit von 12 Monaten haben. 

	4.
	4.
	 Sofern in. den „Besonderen Vertragsbedingun­gen“ nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die Gesellschaft Pensionsgeschäfte auch in Bezug auf Geldmarktinstrumente und Investmentanteile gewähren, sofern diese Vermögensgegenstände für das Sondervermögen erwerbbar sind. Die Regelungen des § 14 gelten hierfür sinngemäß. 


	§ 15 Kreditaufnahme 
	Die Gesellschaft darf für gemeinschaftliche Rech­nung der Anleger kurzfristige Kredite bis zur Höhe von 10 Prozent des Sondervermögens aufnehmen, wenn die Bedingungen der Kreditaufnahme markt­üblich sind und die Depotbank der Kreditaufnahme zustimmt. 


	§ 16 Anteilscheine 
	§ 16 Anteilscheine 
	1. 
	1. 
	1. 
	Die Anteilscheine .lauten auf den Inhaber und sind über einen Anteil oder eine Mehrzahl von Anteilen ausgestellt. 

	2.
	2.
	 Die Anteile können verschiedene Ausgestal­tungsmerkmale, insbesondere hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlages, des Rücknahmeabschlages, der Währung des Anteilwertes, der Verwaltungsvergütung, der Mindestanlagesumme oder einer Kombination dieser Merkmale (Anteilklassen) haben. Die Ein­zelheiten sind in den „Besonderen Vertragsbe­dingungen“ festgelegt.  

	3. 
	3. 
	Die Anteilscheine tragen mindestens die hand­schriftlichen oder vervielfältigten Unterschriften der Gesellschaft und der Depotbank. Darüber hinaus weisen sie die eigenhändige Unterschrift einer Kontrollperson der Depotbank auf. 

	4. 
	4. 
	Die Anteile. sind übertragbar. Mit der Übertra­gung eines Anteilscheines gehen die in ihm ver­brieften Rechte über. Der Gesellschaft gegen­über gilt in jedem Falle der Inhaber des Anteil­scheines als der Berechtigte. 

	5. 
	5. 
	Sofern die Rechte der Anleger bei der Errichtung des Sondervermögens oder die Rechte der An­leger einer Anteilklasse bei Einführung der An­teilklasse nicht in einer Globalurkunde, sondern in einzelnen Anteilscheinen oder in Mehrfachur­kunden verbrieft werden sollen, erfolgt die Fest­legung in den „Besonderen Vertragsbedingun­gen“. 


	§ 17 Ausgabe und Rücknahme von Anteilscheinen, Rücknahmeaussetzung 
	1.
	1.
	1.
	 Die Anzahl der ausgegebenen Anteile und ent­sprechenden Anteilscheine ist grundsätzlich nicht beschränkt. Die Gesellschaft behält sich vor, die Ausgabe von Anteilen vorübergehend oder vollständig einzustellen. 

	2.
	2.
	 Die Anteile können bei der Gesellschaft, der Depotbank oder durch Vermittlung Dritter erwor­ben werden. 

	3.
	3.
	 Die Anleger können von. der Gesellschaft die Rücknahme der Anteile verlangen. Die Gesell­schaft ist verpflichtet, die Anteile zum jeweils gel­tenden Rücknahmepreis für Rechnung des Son­dervermögens zurückzunehmen. Rücknahme­stelle ist die Depotbank. 

	4.
	4.
	 Der Gesellschaft bleibt jedoch vorbehalten, die Rücknahme der Anteile gem. § 37 InvG auszu­setzen, wenn außergewöhnliche Umstände vor­liegen, die eine Aussetzung unter Berücksichti-


	gung der Interessen der Anleger erforderlich er­scheinen lassen.  
	gung der Interessen der Anleger erforderlich er­scheinen lassen.  
	5. Die Kapitalanlagegesellschaft hat. die Anleger durch eine Bekanntmachung im elektronischen Bundesanzeiger und darüber hinaus in einer hin­reichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tages­zeitung oder in den in dem Verkaufsprospekt be­zeichneten elektronischen  Informationsmedien über die Aussetzung gemäß Absatz 4 und die Wiederaufnahme der Rücknahme zu unterrich­ten. Die Anleger sind über die Aussetzung und Wiederaufnahme der Rücknahme der Anteile unverzüglich nach der Bekanntmachung im elektronischen Bunde
	§ 18 Ausgabe- und Rücknahmepreise 
	1. 
	1. 
	1. 
	Zur Errechnung des Ausgabe- und Rücknahme­preises der Anteile wird der Wert der zu dem Sondervermögen gehörenden Vermögensge­genstände (Inventarwert) zu den in Abs. 4 ge­nannten Zeitpunkten ermittelt und durch die Zahl der umlaufenden Anteile geteilt (Anteilwert). Werden gemäß § 16 Absatz 2 unterschiedliche Anteilklassen für das Sondervermögen einge­führt, ist der Anteilwert sowie der Ausgabe- und Rücknahmepreis für jede Anteilklasse gesondert zu ermitteln. Die Bewertung der Vermögensge­genstände erfolgt ge

	2.
	2.
	 Der Ausgabepreis .entspricht dem Anteilwert zuzüglich eines in den „Besonderen Vertragsbe­dingungen“ gegebenenfalls festgesetzten Aus­gabeaufschlags. Der Rücknahmepreis entspricht dem Anteilwert abzüglich eines gegebenenfalls in den „Besonderen Vertragsbedingungen“ fest­gesetzten Rücknahmeabschlags. Sofern vom Anleger außer dem Ausgabeaufschlag oder Rücknahmeabschlag sonstige Kosten zu entrich­ten sind, sind deren Höhe und Berechnung in den „Besonderen Vertragsbedingungen“ anzu­geben. 

	3.
	3.
	 Der Abrechnungsstichtag für Anteilabrufe und Rücknahmeaufträge ist spätestens der auf den Eingang des Anteilsabrufs- bzw. Rücknahmeauf­trags folgende Wertermittlungstag, soweit in den „Besonderen Vertragsbedingungen“ nichts anderes bestimmt ist. 

	4.
	4.
	 Die Ausgabe- und .Rücknahmepreise werden börsentäglich ermittelt. Soweit in den „Besonde­ren Vertragsbedingungen“ nichts weiteres be­stimmt ist, können die Gesellschaft und die De­potbank an gesetzlichen Feiertagen, die Börsen­tage sind, sowie am 24. und 31. Dezember jeden Jahres von einer Ermittlung des Wertes abse­hen; das Nähere regelt der Verkaufsprospekt. 



	§ 19 Kosten 
	In den „Besonderen Vertragsbedingungen“ werden die Aufwendungen und die der Gesellschaft, der Depotbank und Dritten zustehenden Vergütungen, die dem Sondervermögen belastet werden können, genannt. Für Vergütungen im Sinne von Satz 1 ist in den „Besonderen Vertragsbedingungen“ darüber hinaus anzugeben, nach welcher Methode, in wel­cher Höhe und aufgrund welcher Berechnung sie zu leisten sind. 
	§ 20 Rechnungslegung 
	1.
	1.
	1.
	 Spätestens. vier Monate nach Ablauf des Ge­schäftsjahres des Sondervermögens macht die Gesellschaft einen Jahresbericht einschließlich Ertrags- und Aufwandsrechnung gemäß § 44 Abs. 1 InvG bekannt. 

	2.
	2.
	 Spätestens zwei Monate nach der Mitte des Ge­schäftsjahres macht die Gesellschaft einen Halb­jahresbericht gemäß § 44 Abs. 2 InvG bekannt. 

	3.
	3.
	 Wird das Recht zur Verwaltung des Sonderver­mögens während des Geschäftsjahres auf eine andere Kapitalanlagegesellschaft übertragen oder das Sondervermögen während des Ge­schäftsjahres auf ein anderes Sondervermögen oder EU-Investmentvermögen verschmolzen, so hat die Gesellschaft auf den Übertragungsstich­tag einen Zwischenbericht zu erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht gemäß § 44 Abs. 1 InvG entspricht. 

	4. .
	4. .
	Wird ein Sondervermögen abgewickelt, hat die Depotbank jährlich sowie auf den Tag, an dem die Abwicklung beendet ist, einen Abwicklungs­bericht zu erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht gemäß Absatz 1 entspricht. 

	5.
	5.
	 Die Berichte sind bei der Gesellschaft und der Depotbank und weiteren Stellen, die im Ver­kaufsprospekt und in den wesentlichen Anleger­informationen anzugeben sind, erhältlich; sie werden ferner im elektronischen Bundesanzeiger bekannt gemacht. 


	§ 21 Kündigung und Abwicklung des Sondervermögens 
	1. Die Gesellschaft kann die Verwaltung des Son­dervermögens mit einer Frist von mindestens sechs Monaten durch Bekanntmachung im elekt­ronischen Bundesanzeiger und darüber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht kündi­gen. Die Anleger sind über eine nach Satz 1 be­kannt gemachte Kündigung mittels eines dauer­haften Datenträgers unverzüglich zu unterrich­ten. 
	2.
	2.
	2.
	2.
	 Mit dem Wirksamwerden der Kündigung erlischt das Recht der Gesellschaft, das Sondervermö­gen zu verwalten. In diesem Falle geht das Son­dervermögen bzw. das Verfügungsrecht über das Sondervermögen auf die Depotbank über, die es abzuwickeln und an die Anleger zu vertei­len hat. Für die Zeit der Abwicklung kann die Depotbank die der Gesellschaft zustehende Vergütung beanspruchen. Mit Genehmigung der Bundesanstalt kann die Depotbank von der Ab­wicklung und Verteilung absehen und einer an­deren Kapitalanlagege

	3.
	3.
	 Die Gesellschaft hat auf den Tag, an dem ihr Verwaltungsrecht nach Maßgabe des § 38 InvG erlischt, einen Auflösungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht nach § 44 Abs. 1 InvG entspricht. 


	§ 22 Änderungen der Vertragsbedingungen 
	1.
	1.
	1.
	 Die Gesellschaft kann die Vertragsbedingungen ändern. 

	2.
	2.
	 Änderungen der Vertragsbedingungen bedürfen der vorherigen Genehmigung durch die Bundes­anstalt. Soweit die Änderungen nach Satz 1 An­lagegrundsätze des Sondervermögens betreffen, bedürfen sie der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrates der Gesellschaft. 

	3. 
	3. 
	Sämtliche vorgesehenen Änderungen werden im elektronischen Bundesanzeiger und darüber 


	hinaus in einer hinreichend verbreiteten Wirt­schafts- oder Tageszeitung oder in den im Ver­kaufsprospekt bezeichneten elektronischen In­formationsmedien bekannt gemacht. In einer Veröffentlichung nach Satz 1 ist auf die vorgese­henen Änderungen und ihr Inkrafttreten hinzu­weisen. Im Falle von Kostenänderungen im Sin­ne des § 41 Abs.1 Satz 1 InvG, Änderungen der Anlagegrundsätze des Sondervermögens im Sinne des § 43 Abs.3 InvG oder Änderungen im Bezug auf wesentliche Anlegerrechte sind den Anlegern zeitglei

	4. Die Änderungen treten frühestens am Tag nach ihrer Bekanntmachung im elektronischen Bun­desanzeiger in Kraft, im Falle von Änderungen der Kosten und der Anlagegrundsätze jedoch nicht vor Ablauf von  drei Monaten nach der ent­sprechenden Bekanntmachung.  
	§ 23 Erfüllungsort, Gerichtsstand 
	1.
	1.
	1.
	 Erfüllungsort ist der Sitz der Gesellschaft. 

	2.
	2.
	 Hat der Anleger im Inland keinen .allgemeinen Gerichtsstand, so ist der Sitz der Gesellschaft Gerichtsstand. 



	Besondere Vertragsbedingungen 
	Besondere Vertragsbedingungen 
	Besondere Vertragsbedingungen 
	Besondere Vertragsbedingungen zur Regelung des Rechtsverhältnisses zwischen den Anlegern und der BNY Mellon Service Kapitalanlage-Gesellschaft mbH, Frankfurt am Main, (nachste­hend „Gesellschaft“ genannt) für das von der Ge­sellschaft aufgelegte Richtlinienkonforme Sonder­vermögen Neunorm Investa (nachstehend „Son­dervermögen“ genannt), die nur in Verbindung mit den für das jeweilige Sondervermögen von der Gesellschaft aufgestellten „Allgemeinen Vertrags­bedingungen“ gelten. 
	ANLAGEGRUNDSÄTZE UND ANLAGEGRENZEN 

	§ 1 Vermögensgegenstände 
	§ 1 Vermögensgegenstände 
	Die Gesellschaft darf für das Sondervermögen fol­gende Vermögensgegenstände erwerben: 
	1. .
	1. .
	1. .
	Wertpapiere gemäß § 47 InvG, 

	2. .
	2. .
	Geldmarktinstrumente gemäß § 48 InvG, 

	3. .
	3. .
	Bankguthaben gemäß § 49 InvG, 

	4. .
	4. .
	Investmentanteile gemäß § 50 InvG, 

	5. .
	5. .
	Derivate gemäß § 51 InvG, 

	6. .
	6. .
	Sonstige Anlageinstrumente gemäß § 52 InvG. 




	§ 2 Anlagegrenzen 
	§ 2 Anlagegrenzen 
	§ 2 Anlagegrenzen 
	1. .Die Gesellschaft darf insgesamt bis zu 100 Prozent des Wertes des Sondervermögens in Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten nach Maßgabe der §§ 5 und 6 der „Allgemeinen Vertragsbedingungen“ anlegen. Die in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente sind auf die Anlagegrenzen des § 60 Absatz 1 und 2 InvG anzurechnen. 

	2. .
	2. .
	2. .
	Die Gesellschaft darf dabei in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der im Anhang genannten Aussteller mehr als 35 Prozent des Wertes des Sondervermögens anlegen. 

	3. .
	3. .
	Die Gesellschaft darf insgesamt bis zu 100 Prozent des Wertes des Sondervermögens in Bankguthaben nach Maßgabe des § 7 Satz 1 der „Allgemeinen Vertragsbedingungen“ in liquiden Mitteln anlegen. 

	4. .
	4. .
	Die Gesellschaft kann im Rahmen der Verwaltung des Sondervermögens Derivate einsetzen. Die Gesellschaft wird Derivate zum Zwecke der Absicherung, der effizienten Portfoliosteuerung und der Erzielung von Zusatzerträgen einsetzen, wenn und soweit sie dies im Interesse der Anleger für geboten hält. 

	5. .
	5. .
	Die Gesellschaft darf insgesamt bis zu 10 Prozent des Wertes des Sondervermögens in Investmentanteilen im Sinne des § 8 der Allgemeinen Vertragsbedingungen anlegen. 


	a) .Für das Sondervermögen können bis zu einer Höhe von 10 Prozent Anteile an in-oder ausländischen Sondervermögen erworben werden, die nach ihren Vertragsbedingungen vorwiegend in Aktien investiert sind (Aktienfonds).  
	a) .Für das Sondervermögen können bis zu einer Höhe von 10 Prozent Anteile an in-oder ausländischen Sondervermögen erworben werden, die nach ihren Vertragsbedingungen vorwiegend in Aktien investiert sind (Aktienfonds).  
	b) .Für das Sondervermögen können bis zu einer Höhe von 10 Prozent Anteile an in-oder ausländischen Sondervermögen erworben werden, die nach ihren Vertragsbedingungen vorwiegend in zinstragende Wertpapiere investiert sind (Rentenfonds).  
	c) .Für das Sondervermögen können bis zu einer Höhe von 10 Prozent Anteile an in-oder ausländischen Sondervermögen erworben werden, die nach ihren Vertragsbedingungen vorwiegend in Bankguthaben oder Geldmarktinstrumenten investieren.. 
	d) .Die in Pension genommenen Investmentanteile sind auf die Anlagegrenzen der § 61 und § 64 Absatz 3 anzurechnen. 


	§ 3 Anteilklassen 
	§ 3 Anteilklassen 
	§ 3 Anteilklassen 

	1. . Für das Sondervermögen können Anteilsklassen im Sinne des § 16 Absatz 2 der Allgemeinen Vertragsbedingungen gebildet werden, die sich hinsichtlich des Ausgabeaufschlags, der Wäh­rung des Anteilwertes einschließlich des Einsat­zes von Währungssicherungsgeschäften, der 
	1. . Für das Sondervermögen können Anteilsklassen im Sinne des § 16 Absatz 2 der Allgemeinen Vertragsbedingungen gebildet werden, die sich hinsichtlich des Ausgabeaufschlags, der Wäh­rung des Anteilwertes einschließlich des Einsat­zes von Währungssicherungsgeschäften, der 
	Verwaltungsvergütung, Mindestanlagesumme oder einer Kombination dieser Merkmale unter­scheiden. Die Bildung von Anteilklassen ist je­derzeit zulässig und liegt im Ermessen der Ge­sellschaft. 

	2. 
	2. 
	2. 
	2. 
	Die bestehenden Anteilklassen .werden sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht einzeln aufgezählt. Die Anteil­klassen kennzeichnenden Ausgestaltungsmerk­male (Ausgabeaufschlag, Währung des Anteil­wertes, Verwaltungsvergütung, der Mindestanla­gesumme oder Kombination dieser Merkmale) werden im Verkaufsprospekt und im Jahres-und Halbjahresbericht im Einzelnen beschrieben. 

	3. 
	3. 
	Der Abschluss von Währungskurssicherungsge­schäften ausschließlich zugunsten einer einzigen Währungsanteilklasse ist zulässig. Für Wäh­rungsanteilklassen mit einer Währungsabsiche­rung zugunsten der Währung dieser Anteilklasse (Referenzwährung) darf die Gesellschaft auch unabhängig von § 9 der „Allgemeinen Vertrags­bedingungen“ Derivate im Sinne des § 51 Abs. 1 InvG auf Wechselkurse oder Währungen mit dem Ziel einsetzen, Anteilwertverluste durch Wechselkursverluste von nicht auf die Refe­renzwährung der Ant

	4. 
	4. 
	Der Anteilwert wird für jede Anteilklasse geson­dert errechnet, indem die Kosten der Auflegung neuer Anteilklassen, die Verwaltungsvergütung und die Ergebnisse aus Währungskurssiche­rungsgeschäften, die auf eine bestimmte Anteil­klasse entfallen, ggf. einschließlich Ertragsaus­gleich, ausschließlich dieser Anteilklasse zuge­ordnet werden. 




	§ 4 Anteilscheine 
	§ 4 Anteilscheine 
	§ 4 Anteilscheine 
	Die Anleger sind an den jeweiligen Vermögensgegenständen des Sondervermögens in Höhe ihrer Anteile als Miteigentümer nach Bruchteilen beteiligt. 

	§ 5 Ausgabe- und Rücknahmepreis 
	§ 5 Ausgabe- und Rücknahmepreis 
	1. .
	1. .
	1. .
	Der Ausgabeaufschlag beträgt bis zu 3 Prozent des Anteilwertes. Es steht der Gesellschaft frei, einen niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berech­nen oder von der Berechnung eines Ausgabe­aufschlags abzusehen. Ein Rücknahmeabschlag wird nicht erhoben. 

	2. .
	2. .
	Abweichend von § 18 Absatz 3 der „Allgemeinen Vertragsbedingungen“ ist der Abrechnungsstich­tag für Anteilabrufe und Rücknahmeaufträge spätestens der übernächste auf den Eingang 


	des Anteilsabrufs- bzw. Rücknahmeauftrags fol­
	gende Wertermittlungstag. 


	§ 6 Kosten 
	§ 6 Kosten 
	§ 6 Kosten 

	1a. Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des Sondervermögens aus dem Sondervermögen für jede Anteilsklasse eine Vergütung in Höhe von bis zu 0,32 Prozent p.a. des anteiligen Wer­tes des Sondervermögens auf Basis des bewer­tungstäglich ermittelten Inventarwertes; mindes­tens jedoch 30.000,-- € p.a. Die Verwaltungs­vergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. Es steht der Gesellschaft frei, für eine oder mehrere Anteilklassen eine niedrigere Verwaltungsvergütung zu berechnen. 
	1b. Die Gesellschaft kann in den Fällen, in denen für das Sondervermögen gerichtlich oder außerge­richtlich streitige Ansprüche durchgesetzt wer­den, eine Vergütung von bis zu 15 Prozent der für das Sondervermögen - nach Abzug und Ausgleich der aus diesem Verfahren für das Sondervermögen entstandenen Kosten - verein­nahmten Beträge berechnen. 
	2. .Zur Vergütung des Beraters kann die Gesell­schaft aus dem Sondervermögen eine Vergü­tung in Höhe von bis zu 1,5 Prozent p.a. des Sondervermögens auf Basis des bewertungstäg­lich ermittelten Inventarwertes entnehmen. Die Beratervergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. Die Vergütung wird von der Verwaltungsvergütung nicht abge­deckt und somit von der Gesellschaft dem Son­dervermögen zusätzlich belastet. Die Gesellschaft kann für Maßnahmen im Zu­sammenhang mit der technischen Einrichtu
	p.a. 
	p.a. 

	3. .Die Depotbank kann für ihre Tätigkeit aus dem Sondervermögen eine Vergütung in Höhe von bis zu 0,04 Prozent p.a. des Sondervermögens auf Basis des bewertungstäglich ermittelten In­ventarwertes mindestens jedoch € 10.000,- p.a. erhalten. Die Depotbankvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 
	4. 
	4. 
	4. 
	Neben den vorgenannten Vergütungen gehen 
	m) 
	im Zusammenhang mit den an die Gesell­

	TR
	die folgenden Aufwendungen zulasten des Son­
	schaft, die Depotbank und Dritte zu zah­

	TR
	dervermögens: 
	lenden Vergütungen sowie den vorstehend 


	a) b) 
	a) b) 
	a) b) 
	bankübliche Depot- und Kontogebühren, gegebenenfalls einschließlich der banküb­lichen Kosten für die Verwahrung auslän­discher Vermögensgegenstände im Aus­land; Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorge­schriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres­und Halbjahresberichte, Verkaufsprospek­te, wesentliche Anlegerinformationen); 
	5. 6. 
	genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im Zusammen­hang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern;  Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem Sondervermögen die in Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen ent­stehenden Kosten belastet (Transaktionskos­ten). Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im 

	c) 
	c) 
	Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und gegebenenfalls der Ausschüttungen und des Auflösungsbe­richtes; 
	Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf­schläge und Rücknahmeabschläge offen zu le­gen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit­raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 1 Ziffer 4 berechnet 

	TR
	worden sind. Beim Erwerb von Anteilen, die di­

	d) 
	d) 
	Kosten der Erstellung und Verwendung ei­nes dauerhaften Datenträgers, außer im Fall der Informationen über Fondsver­
	rekt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet wer­den, mit der die Gesellschaft durch eine wesent­

	TR
	schmelzungen und der Informationen über Maßnahmen im Zusammenhang mit Anla­gegrenzverletzungen oder Berechnungs­fehlern bei der Anteilwertermittlung; 
	liche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die an­dere Gesellschaft für den Erwerb und die Rück­nahme keine Ausgabeaufschläge und Rück­

	e) 
	e) 
	Kosten für die Prüfung des Sondervermö­gens durch den Abschlussprüfer des Son­dervermögens; 
	nahmeabschläge berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu legen, die dem Sonder­vermögen von der Gesellschaft selbst, von einer 

	f) 
	f) 
	Kosten für die Bekanntmachung der Be­steuerungsgrundlagen und der Bescheini­gung, dass die steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 
	anderen Kapitalanlagegesellschaft, einer In­vestmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteili­gung verbunden ist oder einer ausländischen In­vestment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Ver­

	g) 
	g) 
	Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen 
	waltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

	TR
	durch die Gesellschaft für Rechnung des Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 
	ERTRAGSVERWENDUNG UND 

	h) 
	h) 
	Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Sondervermögen erhoben werden; 
	GESCHÄFTSJAHR 

	i) 
	i) 
	Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das Sondervermögen; 
	§ 7 Ausschüttung 

	j) k) l) 
	j) k) l) 
	Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb und/oder der Verwendung bzw. Nennung eines Vergleichsmaßstabes oder Finanzindizes anfallen können;  Kosten für die Beauftragung von Stimm­rechtsbevollmächtigten;  Kosten für die Analyse des Anlageerfolges des Sondervermögens durch Dritte;  
	1. 
	Die Gesellschaft schüttet grundsätzlich die während des Geschäftsjahres für Rechnung des Sondervermögens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Divi­denden und Erträge aus Investmentanteilen sowie Entgelte aus Darlehens- und Pensions­geschäften – unter Berücksichtigung des zu­gehörigen Ertragsausgleichs – aus. Veräuße­rungsgewinne und sonstige Erträge – unter Berücksichtigung des zugehörigen Ertrags-
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	ausgleichs – können ebenfalls zur Ausschüt­tung herangezogen werden. 
	ausgleichs – können ebenfalls zur Ausschüt­tung herangezogen werden. 
	2. .
	2. .
	2. .
	Ausschüttbare Erträge gemäß Absatz 1 kön­nen zur Ausschüttung in späteren Geschäfts­jahren insoweit vorgetragen werden, als die Summe der vorgetragenen Erträge 15 Prozent des jeweiligen Wertes des Sondervermögens zum Ende des Geschäftsjahres nicht über­steigt. Erträge aus Rumpfgeschäftsjahren kön­nen vollständig vorgetragen werden. 

	3. .
	3. .
	Im Interesse der Substanzerhaltung können Erträge teilweise, in Sonderfällen auch voll­ständig zur Wiederanlage im Sondervermögen bestimmt werden. 

	4. .
	4. .
	Die Ausschüttung erfolgt jährlich innerhalb von vier Monaten nach Schluss des Geschäftsjah­res gegen Vorlage des aufgerufenen Ertrags­scheins bei den in den Ausschüttungsbe­kanntmachungen genannten Zahlstellen. 


	§ 8 Geschäftsjahr 
	Das Geschäftsjahr des Sondervermögens beginnt am 1. November und endet am 31. Oktober des folgenden Jahres. 


	Anhang zu den besonderen Vertragsbedingungen 
	Anhang zu den besonderen Vertragsbedingungen 
	Anhang zu den besonderen Vertragsbedingungen 
	A. Gemäß. § 62 InvG darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente folgender Aussteller mehr als 35 Prozent des Wertes des Sondervermö­gens angelegt werden, sofern dies in den Ver­tragsbedingungen unter Angabe der betreffen­den Aussteller vorgesehen ist.  
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